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(Beginn um 9.00 Uhr.)
Präsident Johann Hatzl: Die 27. Sitzung des Wiener Landtages ist eröffnet.

Entschuldigt sind die Frau Abg Klier wegen Krankheit und die Frau Abg Ringler, die sich bei einer Tagung befindet.

Hohes Haus! Gestatten Sie mir zu Beginn der Sitzung, der amtierenden Zweiten Präsidentin des Wiener Landtages zu ihrem besonderen Geburtstag, den sie vor wenigen Stunden gehabt hat, im eigenen Namen, aber ich nehme auch an in Ihrer aller Namen zu gratulieren. Alles Gute, Frau Präsidentin, zu diesem besonderen Geburtstag! (Allgemeiner Beifall. – Abg Erika Stubenvoll bekommt einen Blumenstrauß überreicht.) 

Hohes Haus! Es ist heute die erste Landtagssitzung nach der schrecklichen Katastrophe, die Naturgewalten in Südostasien ausgelöst haben. Ich glaube, trotz moderner Berichterstattung haben wir alle dennoch keinen wirklichen Begriff von der Verzweiflung, der Not und der Zerstörung, die dieses Naturereignis in mehreren Ländern dieser Region verursacht hat. Wir wissen von der unglaublich hohen Zahl an Toten, wobei zu befürchten ist, dass sich diese Zahl leider noch nach oben korrigieren wird. Wir wissen von der Zerstörung und fühlen die Hoffnungslosigkeit der Menschen, die dort überlebt haben und im wahrsten Sinne des Wortes nichts mehr besitzen. 

Wir gedenken all der Opfer, sind aber gleichzeitig stolz, dass die Bewohner unserer Stadt und unseres Landes durch Spenden aktiv mithelfen, einen Beitrag zur Linderung der Not und zum Wiederaufbau zu leisten. 

Möge es uns allen vergönnt sein, sehr bald mit Sicherheit zu wissen, dass zwar für zig-Tausende das Leid und die Trauer um ihre zu Tode gekommenen Familienangehörigen weiterhin besteht, aber die Überlebenden dennoch den berechtigten Glauben und die Hoffnung besitzen, überleben zu können, auch mit Hilfe der Völkergemeinschaft.

Unser Mitgefühl gehört aber in diesen Stunden auch jenen Familien in Wien, die Angehörige verloren haben. Unsere Hoffnung bezieht sich aber auch auf jene, die noch als vermisst gelten, dass die schrecklichste Nachricht nicht kommen muss.

Hohes Haus! Ich habe noch eine traurige Pflicht Ihnen mitzuteilen. Am Montag, dem 3. Jänner 2005, verstarb im 91. Lebensjahr die frühere Erste Landtagspräsidentin Maria Hlawka. Maria Hlawka war in der Geschichte des Wiener Landtages die erste Frau, die die Funktion der Ersten Landtagspräsidentin ausgeübt hat. Dieses Amt übte sie zwischen 1973 und 1978 aus. Unter den zahlreichen Ehrungen war auch die Ehrung zum Bürger der Stadt Wien. Wir werden sie niemals vergessen.

Hohes Haus! Heute ist der 28. Jänner 2005. Ges-
tern, am 27. Jänner 2005, vor 60 Jahren, wurde das schrecklichste der Vernichtungslager Nazi-Deutschlands, Auschwitz, durch die sowjetische Rote Armee befreit. Unter strengsten Sicherheitsmaßnahmen haben nahezu 30 Staats- und Regierungschefs sowie Delegationen aus 44 Ländern gestern in einer Gedenkfeier an die Gräuel des Todeslagers, aber auch an den Jahrestag der Befreiung erinnert. Wir wissen, dass in diesem Vernichtungslager noch Stunden vor der Befreiung die Mordmaschine perfekt funktioniert hat und auch Österreicher gehenkt wurden. 

Ich muss heute in diesem Kreis nicht die Erinnerung an die Verbrechen der Nazis herbeirufen, aber lassen Sie mich in diesem Zusammenhang einmal ausnahmsweise eine nichtösterreichische Zeitung, die "Berliner Zeitung", zitieren:

„Am 27. Jänner 1945 betreten sowjetische Soldaten das Lager Auschwitz/Birkenau. Einige der Überlebenden stehen am Stacheldraht, als die Soldaten kommen, bei fast 20 Grad minus. Etwa 7 000 Menschen, ausgehungert, sind im Lager zurückgeblieben. 58 000 wurden auf Todesmärschen westwärts getrieben. Die sowjetischen Soldaten finden 7 Tonnen Frauenhaare der Opfer, verschnürt in Säcken. Sie finden 348 820 Männeranzüge und 836 525 Frauenkleider in einer Baracke, ein Rest. 

Sie sehen Hunderte Leichen auf dem Gelände liegen. Auch das ist ein Rest. Eineinhalb Millionen Menschen wurden in Auschwitz ermordet. Auschwitz, das ist der größte Friedhof auf der ganzen Welt, sagt Kurt Goldstein, 90 Jahre alt, ein Überlebender."

Erich Kästner schrieb im Februar 1946 einen Satz, der immer noch gilt, nach all der Zeit: „Was in den Lagern geschah, ist so fürchterlich, dass man darüber nicht schweigen darf und nicht sprechen kann." 

Ich habe heute kurz davon gesprochen, und ich glaube, es wäre sehr passend, in einer kurzen Minute des Gedenkens sich der Opfer zu erinnern und zu schwören: So etwas darf sich nicht wiederholen! – Ich darf Sie bitten, sich von den Plätzen zu erheben. (Die Abgeordneten erheben sich von ihren Plätzen und verharren in einer stillen Gedenkminute.) 

Ich danke. – Ich muss Sie aber bitten, stehen zu bleiben, denn mit Entsetzen habe ich vor wenigen Minuten die bittere Nachricht vernommen, dass der frühere Landtagsabgeordnete und Gemeinderat und jetzige Bezirksvorsteher des 22. Bezirkes, Franz-Karl Effenberg, heute Nacht verstorben ist. 

Wir wussten, dass er seit einiger Zeit leider gesundheitliche Probleme hatte. Wir hätten jedoch nicht angenommen und geglaubt, dass er diesen für ihn so wichtigen Lebenskampf jetzt verlieren würde, noch dazu, wo wir alle den Eindruck hatten, dass die schwierigste Phase im Bereich seiner Gesundheit in den letzten Wochen vielleicht doch überwunden werden konnte. Noch dazu ist es bitter, wenn man weiß, dass er 1948 geboren ist und dieses Ableben weit, weit vor der Zeit erfolgt.

Franz-Karl Effenberg wurde im Dezember 1991 Abgeordneter dieses Hohen Hauses und im Jänner 1998 Bezirksvorsteher in seinem Bezirk. In beiden Aufgaben war er überaus erfolgreich, angesehen und mit vielen Aktivitäten bemerkenswert. 

Unsere Gedanken gehören in dieser Stunde seiner Familie, der wir nicht Trost spenden können, das ist nicht möglich in so einer Zeit, aber die wissen soll, dass er in unserem Herzen fest verbunden ist. Er wird uns unvergessen bleiben, und auch hier bitte ich, in einer kurzen Minute des Gedenkens sich seiner zu erinnern. (Die Abgeordneten verharren in einer stillen Gedenkminute.)

Ich danke Ihnen. (Die Abgeordneten nehmen ihre Plätze wieder ein.)
Hohes Haus! Leider gibt es heute eine für mich unerfreuliche Terminüberschneidung. In Kürze beginnt im Parlament die Abschlusssitzung des Österreich-Kon-vents und das trifft nicht nur auf mich zu, sondern auch auf den Herrn Landeshauptmann und andere. Ich habe bereits in der Präsidiale die Mitteilung gemacht, dass ich mich zeitweilig auch bei der Schlusssitzung des Konvents befinden werde und daher wechseln werde zwischen Landtag und Konvent. Das heißt, bitte zu verstehen, dass ich für die Zeit, wo ich hier nicht anwesend bin, in der Zwischenzeit als entschuldigt gelte.

Meine Damen und Herren! Hohes Haus! Wir kommen nun zur Fragestunde.

Die 1. Anfrage (FSP - 00373-2005/0001 - KSP/LM) wurde von Herrn Abg Mag Andreas Schieder gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Information und Sport gerichtet: Die Vorbereitungen für die Fußball-EM 2008 laufen in Wien bereits auf Hochtouren. Wie ist der Stand dieser Vorbereitungsarbeiten im Hinblick auf die Vereinbarungen zwischen dem Land Wien und dem Bund?
Ich bitte um die Beantwortung.

LhptmStin Grete Laska: Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Sie haben mich gefragt, wie es mit den Vorbereitungen für die Fußballeuropameisterschaft 2008 in Wien steht und wie die Vereinbarung zwischen dem Land Wien und dem Bund erfüllt werden kann.

Ich darf kurz darauf hinweisen, dass es im November 2003 zwischen der Stadt Wien und dem Bund eine Grundsatzvereinbarung betreffend Adaptierung des Wiener Stadions und die Durchführung der Fußballeuropameisterschaft gegeben hat. In dieser Vereinbarung wurde festgehalten, dass sich der Bund und die Stadt Wien jeweils mit 50 Prozent an den Gesamtkosten dieser Adaptierung beteiligen werden, wobei die tatsächlichen Kosten zu diesem Zeitpunkt noch nicht feststanden. 

Wir haben aber hier im Haus einen Beschluss gefasst, wo dann sehr wohl die Kosten beziffert wurden. Alle Umbauten und Neuerrichtungen umfassen einen Nettobetrag von 18 Millionen EUR, und ab diesem Zeitpunkt der Beschlussfassung und der Unterzeichnung des Fördervertrages zwischen der Stadt und dem Bund haben die Arbeiten begonnen. 

Derzeit sind die Arbeiten im Innenbereich des Wiener Stadions beziehungsweise die Errichtung der Gebäude für UEFA und Presse, Vergrößerung der Garderoben und der Umbau des VIP-Bereiches im Gange.

Der Fertigstellungstermin im September 2006 wird aus Wiener Sicht selbstverständlicherweise eingehalten, und wir haben auch bei all den Inspektionsbesuchen seitens der UEFA beweisen können, dass wir im Zeitplan sind. 

Entsprechend dem Förderungsvertrag ist auch die erste Rate des Bundes in der Höhe von 2 Millionen EUR netto an die Stadt überwiesen worden, und so steht dieses Projekt in Wien unter einem sehr guten Stern. Ich bin zuversichtlich und weiß es auch, dass unsere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit all diesen Projekten und Aufgabenstellungen – die zusammengefasst dieses Haus ja kennt, eine umfassende Arbeit – genau im Zeitplan liegen und sie ordnungsgemäß fertig stellen werden.

Präsident Johann Hatzl: Die 1. Zusatzfrage hat der Herr Abg Kenesei.

Abg Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin! Im Zuge der Europameisterschaft 2008 geht es ja auch darum, zumindest im Vorfeld bei allen Sportorganisationen, die sich mit Fußball beschäftigen, entsprechende Rahmenbedingungen auch für alle anderen Ausübenden des Fußballsports zu verbessern und vor allem in den Nachwuchsbereichen viel zu tun, Challenge-Team und so weiter. 

Meine Frage geht in die Richtung, und da wirklich den Wiener Raum betreffend: Es gibt unzählige Mannschaften und Vereine in Wien, die ausgezeichnete und gute Nachwuchsarbeit machen. Die Basis aller Vereine, die dann auf Spieler von diesen Vereinen zurückgreifen, ist eine sehr lange Liste. 

Derzeit ist die geübte Praxis so, dass diese Vereine mit insgesamt 150 EUR pro Mannschaft und Jahr von Seiten der Stadt Wien gemeinsam mit dem Wiener Fußballverband unterstützt werden, eine Summe, die – das brauche ich Ihnen nicht zu erklären – nicht einmal irgendetwas abdeckt bei den Vereinen, noch dazu, wo in den beiden höchsten Ligen, in der WFV-Liga und in der A-Liga, verlangt wird, dass bei Mannschaften, die im Punktebereich spielen, auch ausgebildete Trainer – sprich Nachwuchstrainerlehrgang oder Landesverbandstrainer – angestellt sind beziehungsweise beschäftigt werden. Die Trainer stehen im Schnitt vier- bis fünfmal in der Woche am Platz, beschäftigen sich mit den Kindern und haben auch eine hohe soziale Aufgabe, nämlich die Kinder am Nachmittag zu beschäftigen, sie zu beaufsichtigen und ihnen beim Sport behilflich zu sein beziehungsweise sie auszubilden. 

Ich glaube, dass es an der Zeit wäre, über ein geeignetes Förderungsmodell, vor allem für Vereine, die eine intensive Nachwuchsausbildung gewährleisten, nachzudenken, und frage Sie daher, ob es in diese Richtung schon Überlegungen von Ihrer Seite gegeben hat.

Präsident Johann Hatzl: Bitte um die Beantwortung.

LhptmStin Grete Laska: Sehr geehrte Herr Landtagsabgeordneter! Sie wissen, dass die Stadt Wien in den letzten 15 Jahren unendliche Anstrengungen unternommen hat und auch fast finalisiert hat. Eine der Säulen, die zu Ihrem Gesamtkonstrukt gehören, die Sie aber jetzt nicht erwähnt haben – und Sie verstehen, dass ich es tun muss –, besteht darin, die infrastrukturellen Voraussetzungen zu schaffen. Als unser Bürgermeister in seiner damaligen Funktion als Sportstadtrat gemeinsam mit dem Präsidenten des Wiener Fußballverbandes entschieden hat, eine große Sanierungsaktion zu beginnen, hatten wir in Wien viele Rote-Erde-Plätze, hatten schlechte Voraussetzungen in Garderobegebäuden. Die Zielsetzung dieser Sanierungsarbeiten war einerseits, gute Voraussetzungen zu schaffen, vor allem auch für den Nachwuchsbetrieb, andererseits aber auch, damit eine Geschichte einzuleiten, die, wie ich meine, allen am Herzen liegt, nämlich durch die verstärkte Unterstützung infrastrukturell die Vereine zu entlasten, was die eigentliche Arbeit betrifft, das heißt, ihnen auch finanzielle Mittel freizuspielen für den Betrieb an sich, und das vor allem unter der Prämisse der Nachwuchsarbeit.

Ich habe diese Aktion selbstverständlicherweise fortgesetzt, wir haben sie fast abgeschlossen, wir sind soweit, dass wir nach der heftigen Diskussion über Kunstrasenplätze, die auch in diesem Haus abgeführt wurde, nun feststellen können, dass unser Weg der richtige war, die Kapazitäten erhöht wurden, und auch die wirklich große Anstiegszahl im Nachwuchsbereich spricht für sich.

Ich gebe Ihnen Recht, dass der nächste Schritt ansteht, nämlich eine Professionalisierung der Arbeit mit Kindern und Jugendlichen vor allem. Ich gebe Ihnen Recht, dass es hier gemeinsam mit den Verantwortlichen, sowohl auf Wiener Ebene, vor allem aber auch auf der Ebene des ÖFB, zu weiteren Gesprächen kommen muss, denn aus meiner Sicht ist die derzeitige sehr enge Verbindung zwischen diesen beiden Aspekten noch nicht optimal gegeben.

Ein Bereich, in dem wir kaum Einfluss haben, sondern nur versuchen können, Überzeugungsarbeit zu leisten, ist die Schnittstelle zwischen Nachwuchsarbeit und Kampfmannschaften und vor allem auch der Bereich der Mittelaufteilung in den Vereinen zwischen den Kampfmannschaften und der Nachwuchsarbeit. Ich meine, wir brauchen uns da keine Geschichten zu erzählen, Sie kennen das, ich kenne das. Das ist die größte Herausforderung, vor der wir stehen, denn die Stadt stellt sehr viele Mittel für die Infrastruktur zu Verfügung und tut gemeinsam mit dem Wiener Fußballverband auch sehr viel für die Nachwuchsförderung. Wir haben ja auch einen eigenen Topf für den Nachwuchs eingerichtet, sodass hier auch finanzielle Mittel dazukommen. Wir leisten in vielen Bereichen Hilfestellung, was den laufenden Betrieb betrifft, aber die Zufriedenheit meinerseits mit der internen Mittelaufteilung und vor allem mit dieser Schnittstellenproblematik ist eine eingeschränkte. In diesem Sinne können Sie sicher sein, dass ich meinerseits alles mir zur Verfügung Stehende unternehmen werde, dass wir auch diese Probleme lösen. 

Im Zusammenhang mit der Anfrage ist ja auch zu bemerken, dass im Hinblick auf die Europameisterschaft, wo Österreich eine – sage ich einmal – glückliche Möglichkeit hat, dabei zu sein, diese Vorbereitungsarbeiten auch unter den Auspizien eines Ausbaues stattfinden. Auch mit diesen Überlegungen bin ich noch nicht 100-prozentig zufrieden, aber wenn wir gemeinsam an dieser Sache arbeiten, gelingt uns vielleicht zumindest ein kleiner Schritt.

Präsident Johann Hatzl: Herr Abg Walter Strobl.

Abg Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Stadträtin!

Das Sportressort beziehungsweise das Sportbudget steht immer unter einer sehr sensiblen Beobachtung, nicht zuletzt deshalb, weil es hier auch um eine große Breitenwirkung geht. Es ist daher gut, hier die Sonderdotierung ausgewiesen zu sehen, was die Europameisterschaft und das Stadion betrifft. 

Meine Frage lautet daher: Wird es über die ausgewiesenen Summen hinausgehend Investitionen oder Fördermaßnahmen aus dem Budget des Sports in Richtung Europameisterschaft zusätzlich noch geben?

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin.

LhptmStin Grete Laska: In dem Fördervertrag, der mit dem Bund abgeschlossen wurde und der letztendlich die Basis darstellt für alle diese Maßnahmen, ist umfassend festgelegt, welche Aufgabenstellung die Stadt Wien übernommen hat. Alle Umbaumaßnahmen im Wiener Stadion, die seinerzeit Voraussetzung für Bewerbung und Zuschlag waren und sich letztendlich jetzt in der Umsetzung befinden, sind hier definiert und sind ausreichend für die Aufgabenstellung, die wir übernommen haben. 

Eine wichtige Herausforderung im Hinblick auf die Europameisterschaft, die nicht so sehr mit dem Sportbudget zu tun hat, aber sehr wohl damit zu tun hat, dass diese Europameisterschaft zu einem Teil und zu einem großen Teil in Wien stattfinden wird, wird als Voraussetzung einen nächsten Vertrag haben, der noch nicht abgeschlossen ist, auf den wir sehnsüchtig warten, das ist der so genannte Host-Cities-Vertrag, das ist jener Vertrag, der sicherstellt, welche Leistungen sozusagen neben den sportlichen Leistungen in der Stadt insgesamt zu setzen sein werden. Dieser Vertrag ist ganz wichtig, um planen zu können. Ich bitte Sie zu verstehen, dass auf der Grundlage eines nicht existierenden Host-Cities-Vertrages dies nicht möglich ist – meine Ungeduld in dieser Frage steigt, aber wir kennen alle die Probleme, die seitens der UEFA im Zusammenhang mit Veranstaltern in der Vergangenheit bestanden, und die Vorsicht, die in diesem Bereich besteht –, sondern dass wir erst dann, wenn diese Dinge auf dem Tisch liegen, selbstverständlicherweise Überlegungen anstellen, welche sonstigen Maßnahmen in der Stadt zu setzen sind. Sollten diese mit finanziellen Mitteln verbunden sein, hat selbstverständlich das Haus zu entscheiden, ob sie genehmigt werden oder nicht. 

Präsident Johann Hatzl: Herr Abg Madejski.

Abg Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Stadträtin! Ich weiß, dass meine Frage nicht ganz alleine Sie betreffen wird, weil ja die Europameisterschaft ein Sammelsurium von Verantwortungen vieler Ressorts sein wird. Eines ist aber sicher: Dass die Stadt Wien im Rahmen der Veranstaltung vor allem Probleme bekommen könnte beziehungsweise Lösungen anbieten muss, was den Verkehr aus dem Umland im öffentlichen Nahverkehr betreffen wird. Es wird einer verstärkten Zugsführung bedürfen, seien es Züge, seien es Busse oder Sonstiges, vor allem auch S-Bahnen. 

Daher meine Frage, weil dadurch die finanziellen Erfordernisse sowohl der Stadt als auch des Bundes in dieser Richtung wahrscheinlich steigen werden: Gibt es schon Verhandlungen, Gespräche oder Ideen, wie hier die Kostenaufteilung stattfinden könnte? Denn eine verstärkte Zugsführung vor allem im öffentlichen Verkehr wird ja notwendig sein, um den Ablauf reibungslos zu gestalten.

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin.

LhptmStin Grete Laska: Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Wir müssen hier zwei Dinge ganz deutlich unterscheiden: Zum einen wird das Wiener Stadion mit seiner neu zu errichtenden Kapazität in etwa 55 000 Leute fassen. Mehr gehen ins Stadion nicht hinein, und damit ist sozusagen die Kapazität nur marginal höher, als sie jetzt ist. Das heißt, ein ausverkauftes Stadion ist jetzt eine Herausforderung und wird nachher genauso eine sein. 

Sehr wohl wird zu berücksichtigen sein, dass ja neben den Leuten, die im Stadion drinnen sind, sehr viele mehr kommen und sich in der Stadt aufhalten werden. Wir haben schon bei unserer Bewerbung darauf hingewiesen, dass Wien an sich ja große Erfahrung hat mit internationalen Veranstaltungen in der Stadt und es auch gewohnt ist, an anderen Plätzen zusätzliches Interessentenaufkommen zu bewältigen, seien es Fan-Dörfer, die zu errichten sein werden, seien es öffentliche Möglichkeiten, auch dabei zu sein, wenn man keine Karte erworben hat, beziehungsweise auch dabei zu sein, wenn an anderen Spielstätten diese Europameisterschaft ausgetragen wird, sich Fans aber trotzdem in Wien befinden werden. Das ist sowohl Herausforderung als auch Chance, denn jeder, der nach Wien kommt, bringt natürlich auch einen Mehrwert mit. 

Es gibt zurzeit schon, vom Herrn StR Schicker eingerichtet, der ja für die gesamte Verkehrsplanung zuständig ist, auf Wiener Ebene eine Lenkungsgruppe, die sich mit den Verkehrsleitsystemen auseinander setzt, nicht nur unmittelbar im Raum Prater selbst, sondern auch sonst. Es gibt auch – diese Gruppe wird auch von mir mitbetreut – eine Gruppe, die sich mit dem Thema Sicherheit auseinander setzt, hier vor allem mit dem Innenministerium und mit anderen Bereichen. 

Ich gebe Ihnen Recht, dass man sicherlich auch noch im Bereich des Verkehrs, und der Herr StR Schicker wird das sicher tun, Überlegungen anstellen muss, wie man mit den Zubringern umgeht. 

Glücklicherweise hat Wien ja eine ganz wichtige Entscheidung getroffen, nämlich die U-Bahn bis zu diesem Zeitpunkt zum Stadion fertig zu stellen, und so haben wir zumindest im Wiener Raum ein öffentliches Hochleistungsverkehrsmittel, das uns zur Verfügung steht.

Über die Kosten kann ich Ihnen noch nichts sagen, nicht für die U-Bahn, sondern für andere Maßnahmen, denn die Verhandlungen sind hier im Gange. Aber die Voraussetzungen, die hier geschaffen werden müssen, stehen ja nicht nur unter dem Aspekt der Europameisterschaft. Insgesamt ist das ein Problem, über das wir ja schon länger, nicht nur von Wiener Seite, sondern für die gesamte Ostregion und letztendlich in einem großen Plan gemeinsam mit dem Bund, diskutieren.

Präsident Johann Hatzl: Herr Abg Schieder.

Abg Andreas Schieder (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Die Bewerbung für die Fußball-EM im Jahr 2008 hat auch zu einer Aufbruchstimmung im Fußballnachwuchs geführt, die jetzt in ganz Österreich spürbar ist.

Nicht so gut läuft es mit dem Standort Klagenfurt, wo eher ein Chaos herrscht und es nicht so leicht sein wird, mit dem FPÖ-Landeshauptmann, dem ÖVP-Bürgermei-ster und dem FPÖ-Sportstaatssekretär bis 4. Februar eine Lösung zu finden. Jetzt droht das Aus für Klagenfurt. Das bedeutet einen Imageschaden für Gesamtösterreich, und ich frage Sie, ob das auch Auswirkungen auf Wien haben könnte.

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin.

LhptmStin Grete Laska: Die Grundvoraussetzungen, die im ursprünglichen Bewerbungskonvolut enthalten waren, und wir wissen, dass diese Europameisterschaft ja eine gemeinsame von zwei Ländern ist, nämlich Schweiz und Österreich, haben bestimmte Kriterien festgelegt, die mit einem genauen Terminplan zu erfüllen waren und noch immer sind. 

Es hat sozusagen zwei Situationen in der Zwischenzeit gegeben, die alle Herzen zittern ließen, die sich mit dieser Europameisterschaft beschäftigen, und das ist weit mehr als alle sportlich Interessierten, denn eine solche Europameisterschaft ist natürlich auch eine große wirtschaftliche Herausforderung und Chance.

Die Situation, die es in der Schweiz gegeben hat, scheint bewältigt. Ich bin auch durchaus zuversichtlich, dass die Situation in Österreich zu bewältigen sein wird, schon allein deshalb, weil es ja die Bundesregierung ist, die hier Partner ist, gemeinsam mit dem ÖFB, und ich bin überzeugt davon, dass man alles daransetzt, die gegebenen Zusagen auch einzuhalten. 

Die Schwierigkeiten, die sich in Kärnten ergeben, was die Standortfrage, aber letztendlich vor allem die Umsetzungsfrage betrifft, ist das, was wir in Wien ein bisschen als Zitterpartie bezeichnen. Aber wenn das Ergebnis sozusagen ist, dass dieses Zittern letztendlich zu einer Umsetzung führt, dann glaube ich, dass es auch gelingen kann. Ich glaube auch und setze voraus, dass die Verantwortlichen auf Landesebene, aber auch auf Stadtebene hier raschest, denn der nächste Besuch ist ja für 4. Februar geplant, den Inspektoren die Sicherheit geben, dass auch die Vorgaben für diesen Standort ordnungsgemäß und vor allem rechtzeitig erfüllt werden. Wir können es uns nur alle wünschen, denn der Schaden wäre enorm, wenn es tatsächlich nicht zu dieser Veranstaltung käme. Wir erleben das gerade in anderen Bereichen bei großen Sportveranstaltungen. Es wäre ein Imageschaden für beide Länder, aber natürlich für Österreich, und aus Wiener Sicht würden wir es sehr bedauern, weil die Stadt Wien enorme Anstrengungen unternommen hat, um die gesamte Entwicklung des Gebietes rund um das Stadion, und das ist ja ein sehr großes, voranzubringen. Wien würde sich diesen Schaden nicht verdienen, vor allem im Hinblick darauf, dass wir beweisen könnten, wie gut Wien gewappnet ist für solche großen Veranstaltungen. 

Präsident Johann Hatzl: Die 2. Anfrage (FSP - 00370-2005/0001 - KGR/LM) wurde von der Frau Abg Sigrid Pilz gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales gerichtet: Der Primararzt/die Primarärztin ist gemäß § 9 Abs 5 des Ärztegesetzes 1998 zur Ausbildung der TurnusärztInnen verpflichtet und dafür verantwortlich. Welche konkreten Richtlinien gibt es für Primarärztinnen und Primarärzte zur Erfüllung dieser Aufgabe?
Ich bitte um die Beantwortung.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Frau Abgeordnete! Ihre Frage richtet sich nach den Ausbildungsrichtlinien, die für die Ausbildung der Ärzte und Ärztinnen maßgebend sind. 

Sie nehmen in Ihrer Frage zu Recht auf die Verpflichtung der Primarärzte Bezug, die, wie Sie ja sicher wissen, im Ärztegesetz geregelt ist, dass eben die Primarärzte primär zur Ausbildung verpflichtet sind. Und die Richtlinien, wie ausgebildet werden soll, sind in der Ärzteausbildungsverordnung geregelt. In dieser Verordnung sind sowohl die Art als auch die Anzahl der verpflichtenden Ausbildungsfächer sowie die Dauer der Ausbildung festgelegt. Da wird auch noch einmal festgelegt, dass die Primarärzte und Primarärztinnen eben die primär Verantwortlichen sind und in welchen Bereichen Kenntnisse und Fähigkeiten zu vermitteln sind. Das sind die Bereiche Akutmedizin, Basismedizin, Fachmedizin, Vorsorgemedizin, Nachsorgemedizin, Sozialmedizin, Information und Kommunikation für Patienten und Patientinnen, Kenntnisse aus der Geriatrie, Dokumentation und Begutachtung. Die Primarärzte und Primarärztinnen haben auch die Aufgabe, am Ende der Ausbildungszeit den Ausbildungserfolg durch ein Rasterzeugnis zu dokumentieren.

Das sind also die gesetzlichen Grundlagen. Darüber hinaus gibt es seitens des Krankenanstaltenverbundes auch noch eine interne Richtlinie über Einführung von Qualitätsstandards für die Ausbildung von Ärzten und Ärztinnen zur Allgemeinmedizin, und in dieser Ausbildungsrichtlinie sind zusätzliche Maßnahmen vorgesehen, um die Qualität der Ausbildung zu sichern und zu verbessern, denn diese Verbesserung ist – das ist in keinster Weise bestritten – nötig. Diese Ausbildungsrichtlinie sieht vor einen Ausbildungskoordinator oder eine -koordinatorin, ein Tutorensystem, ein schriftliches Ausbildungskonzept, eine Reihe von Ausbildungsfixpunkten, Bedside-Teaching, zum Beispiel Übertragung von Eigenverantwortung, dass die jungen Mediziner und Medizinerinnen eben auch dieses lernen können, Intensivkurse und vieles andere mehr, und auch eine Limitierung der wenig ausbildungsrelevanten Tätigkeiten, einer der Punkte, der ja in heftiger Diskussion ist. 

Darüber hinaus sollen auch abteilungsübergreifende Fortbildungsveranstaltungen ausgebaut werden. Also auch dieser interdisziplinäre Ansatz wird verfolgt. 

Diese internen Richtlinien gibt es, aber, wie Sie ja schon aus der Diskussion, die wir im Vorfeld dieses Tages geführt haben, wissen, ist uns das noch zu wenig. Ich glaube nicht, dass es Sinn macht, die Situation zu dramatisieren oder zu skandalisieren, weil ich glaube, dass das grundsätzlich einer sachlichen Diskussion nicht dienlich ist. 

Jedenfalls aber, weil darauf zielt die Frage offensichtlich ab, bin ich der Meinung, dass wir die Ausbildungssituation noch weiter verbessern sollen. Die neue KAV-Führung hat dazu auch schon eine Reihe von Maßnahmen angekündigt, die ich persönlich für sehr gut halte.

Präsident Johann Hatzl: Frau Abg Pilz, bitte.

Abg Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Danke. 

Frau Stadträtin! Sie haben jetzt sehr umfangreich dargestellt, welchen Pflichten die Primarärzte und -ärztinnen und die jeweiligen Spitäler und Abteilungen in der Ausbildung nachzukommen haben. Sie haben auch tatsächlich das Dokument zitiert, auf das ich mich beziehe, nämlich auf den Krankenanstaltenverbund selbst, auf diese Leitlinien und Zielvereinbarungen. Sie haben das jetzt sozusagen sehr zukunftsorientiert gemacht, man etabliert Ausbildungskoordinatoren und so weiter und so weiter. 

Ich entnehme demselben Papier vom 10.6.2003, dass es hier klare Vorgaben gibt zur Umsetzung jener Leitlinien, und da ist die Rede davon, dass man im Oktober 2003 seitens der ärztlichen Direktoren und Direktorinnen mitzuteilen hat, welche Voraussetzungen man geschaffen hätte für dieses Ausbildungskonzept, Tutoren und Koordinatoren und so weiter. 

Und im März 2004, Frau Stadträtin, steht: „...mitzu-teilen, bis zu welchem Grad das Konzept umgesetzt wurde." Also das ist jetzt fast ein Jahr her, und ich frage Sie daher, Frau Stadträtin: Hat der Krankenanstaltenverbund und in der Folge hoffentlich auch Sie Information, was umgesetzt wurde, ob umgesetzt wurde und ob ausreichend umgesetzt wurde? 

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin.

Amts StRin Mag Renate Brauner: Wie bei allen Konzepten, die nur dann wirklich funktionieren, wenn die Menschen auch dahinterstehen und sich einbringen, bin ich mit der Umsetzung in manchen Bereichen sehr zufrieden, in anderen zu wenig. Nachdem es um ein so wichtiges Thema geht wie um die Ausbildung der jungen Mediziner und Medizinerinnen, konzentriere ich mich bei meinen Anstrengungen nicht auf den Bereich, wo ich zufrieden bin, obwohl es den auch gibt, die Rudolfstiftung wird immer positiv erwähnt, aber auch andere Beispiele. Wir haben vom Krankenhaus Floridsdorf bei einer der Qualitätsüberprüfungsverfahren durch die Ärztekammer einen sehr, sehr positiven Befund bekommen. Ich konzentriere mich aber nicht auf die, wo wir zufrieden sind, sondern auf, die wo wir nicht zufrieden sind. Wobei ich glaube, dass es, wie überall, wo Menschen arbeiten, von den unterschiedlichen Persönlichkeiten abhängt. Ich habe zum Beispiel im Zusammenhang mit der Diskussion eine Reihe von Mails bekommen, wo Jungmediziner und -medizinerinnen vom selben Spital, von derselben Abteilung mir schreiben: Bei dem und dem war es super, der hat sich bemüht, der hat sich engagiert, und bei dem und dem habe ich das Gefühl, er ist nicht so engagiert. Also es hängt natürlich auch immer vom menschlichen Engagement ab.

Im Großen und Ganzen bin ich aber der Ansicht, dass wir die Ausbildungssituation weiter verbessern müssen, weil ich mich eben konzentriere auf das, was noch nicht zufriedenstellend umgesetzt ist. Deswegen wird es einen Maßnahmenkatalog geben. Es stimmt, ich bin zukunftsorientiert, aber dazu bin ich auch da, damit die Zukunft besser ist. Gerade bei so einem wichtigen Thema wie der Ausbildung, die ein ganz zentraler Punkt ist, weil das sind die Ärzte und Ärztinnen, die in Zukunft am Krankenbett, vielleicht auch an unserem, stehen werden. Deswegen konzentriere ich mich sehr darauf und es ist ein Maßnahmenkatalog vorgelegt worden, der unter anderem auch eine Standardisierung vorsieht, damit es eben nicht individuell von dem Engagement des Einzelnen abhängt. Obwohl, wo Menschen arbeiten, kann man nie ganz die Persönlichkeit ausschließen. Aber im Prinzip soll hier eine Standardisierung eingeführt werden und es soll auch nicht nur auf der Seite der Jungärzte und -ärztinnen angesetzt werden, sondern natürlich auch auf der Seite der Abteilungsvorstände. Also ein ganz wichtiger Punkt in diesem Konzept ist auch eine Sensibilisierung der Abteilungsvorstände für ihren gesetzlich verpflichtenden Ausbildungsauftrag, damit es eben nicht dazu kommt, dass in einem Bereich die Vorstellungen besser und im anderen weniger gut umgesetzt werden. Ich will, dass sie überall ausgezeichnet und exzellent umgesetzt werden.

Präsident Johann Hatzl: Frau Abg Korosec.

Abg Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Stadträtin! Im November im Gemeinderat ist die Diskussion bezüglich der Ausbildung der Jungärzte ja losgetreten worden. Sie haben damals gesagt, Sie werden selbstverständlich sofort in einen Dialog eintreten. Sie haben dann Anfang Dezember ein Schreiben der Wiener Ärztekammer bekommen, wo die Situation dargestellt wurde, wo auch ein Dialog angeboten wurde. 

Ich möchte jetzt fragen: Was haben Sie in der Zwischenzeit gerade in diesem Bereich gemacht? Ist es zu persönlichen Gesprächen gekommen? Welche Maßnahmen haben Sie veranlasst?

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin.

Amts StRin Mag Renate Brauner: Es hat selbstverständlich Gespräche dazu gegeben. Ich bin in einem permanenten Dialog mit der Ärztekammer, weil ich mich auch hier an das Prinzip halte, dass man mit denjenigen, die die Arbeit vor Ort machen, und mit deren Interessensvertretung direkten Kontakt halten soll. Da ist aber dieses Thema nicht das einzige, über das wir sprechen. Wir sind auch in vielen anderen Fragen im Gespräch, wie zum Beispiel über die Frage, die ja auch eine ganz wichtige ist und die in einem indirekten Zusammenhang mit der Ausbildung steht, der Flexibilisierung der Arbeitszeiten. Wann müssen denn die Ärzte anwesend sein, und welche Möglichkeiten haben wir hier, um mehr Flexibilisierung zu erreichen? 

Aber Sie fragen zu Recht danach, was ganz konkret passieren wird, und da darf ich Ihnen sagen, dass wir einen Maßnahmenkatalog erarbeitet haben, der darin gipfelt, dass es ein eigenes Ausbildungszentrum im Krankenanstaltenverbund geben wird. Das war eine der allerallerersten Maßnahmen des neuen designierten Generaldirektors, dem das ein ganz persönliches Anliegen ist, wie ich weiß, der ja, glaube ich, das auch schon vorgelebt hat, denn die Rudolfstiftung ist so ein positives Beispiel für das, wo sehr viel umgesetzt wurde von unseren Richtlinien, sogar darüber hinaus. Unter der Leitung unserer Kollegin Staudinger wird ein eigenes Ausbildungszentrum zur Koordinierung sämtlicher Ausbildungsagenden innerhalb der KAV-Spitäler erfolgen – etwas, was mir ganz wichtig ist, weil ich glaube, dass das auch ein ganz wichtiger Schritt ist, dass wir zu der Teamarbeit und zu dem Miteinander am Krankenbett kommen, denn wir wollen ja weg von dem "Hier sind die Ärzte, da ist das Pflegepersonal", und die sind sozusagen getrennt, sondern die sollen ja eng zusammenarbeiten. Deswegen ist mir eine gemeinsame Fortbildung ein ganz wichtiges Anliegen. 

Aber es gibt natürlich trotzdem ganz spezielle Maßnahmen für die Ausbildung der Turnusärzte. Es wird in allen KAV-Spitälern einen Fortbildungsverantwortlichen oder eine Fortbildungsverantwortliche geben. Es wird einen Maßnahmenkatalog geben, der reicht von einer Einführungsphase für die Jungärzte und -ärztinnen, die kommen, weil sie ja, wie wir wissen, oft eine längere Zeit warten müssen zwischen Studium und Antritt ihres Turnus. Und um diese Zeit zu überbrücken, gibt es sozusagen einen Einstieg zur Wissensauffrischung. Es wird ein Erstgespräch geben, es wird in den Abteilungen zusätzlich Ausbildungskoordinatoren und -koordinatorinnen geben. Das schon bestehende TutorInnen-Modell soll noch ausgebaut werden. Es soll Fortbildungskurse geben, die schon erwähnten interdisziplinären Veranstaltungen. Aber auch, und das ist mir eben wichtig, Fortbildungs- und Sensibilisierungsmaßnahmen für die Abteilungsvorstände, weil die das Ganze ja tragen müssen und sozusagen auch mit dem Herzen dahinter sein müssen. Mit Workshops und Ähnlichem wollen wir wirklich, dass diese Ausbildung weiter verbessert wird, dass die richtigen Schritte, die schon gesetzt wurden – das hat uns die Ärztekammer ja vor einiger Zeit auch bestätigt –, noch weiter ausgebaut werden und dass wir wirklich den hohen Standard, den unsere Spitäler haben, den hohen medizinischen Standard auch fortsetzen durch einen exzellenten und hohen Standard in der Ausbildung. Das ist mir persönlich ein sehr, sehr großes Anliegen.

Präsident Johann Hatzl: Herr Abg Kowarik.

Abg Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin! Über die Problematik der Turnusärzte wurde ja hier in diesem Haus schon mehrfach diskutiert. Es hat sich aber anscheinend zugespitzt, dass die Sorgen und Nöte der auszubildenden Ärzte so groß sind, dass sie sich an die verschiedensten Stellen gewandt haben. Die Tatsache, dass die Turnusärzte nicht so ausgebildet werden, so wie Sie es vom Gesetzestext vorgelesen haben, sondern vielfach mit Arbeiten belastet werden – unter Anführungszeichen – und mit Sozialarbeit oder Pflegepersonal und so weiter zu tun haben, hat eben dazu geführt, dass das Ausbildungsniveau doch etwas gesunken ist.

Sie haben davon gesprochen, dass eine Fülle von Maßnahmen hier geplant sind, dass ein Ausbildungszentrum und Ausbildungskoordinatoren geschaffen werden sollen. 

Ich möchte aber nachfragen, ob Ihnen bekannt ist, dass ein Großteil der Wiener Spitäler ja gar keine Ausbildungsberechtigung hat und dass es hier ein weiteres großes Problem für die auszubildenden Turnusärzte sein könnte, dass womöglich, wenn sie nämlich in einem Spital ausgebildet werden, das keine entsprechende Ausbildungsberechtigung hat, ihre Ausbildung nicht an-erkannt wird. Ich frage, ob Ihnen das bekannt ist und was Sie dagegen unternehmen werden.

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Diese Frage der Ausbildungsberechtigung ist eine, die mir natürlich bekannt ist. Es ist so, dass nicht in der Mehrzahl, aber in einigen der Wiener Spitäler eine Formvorschrift leider nicht eingehalten wurde im Zuge der Übersiedlung von Zuständigkeit von einem Ministerium ins andere für nur eine spezielle Gruppe. Das hängt nämlich auch sehr komplex mit der Frage zusammen, wann die ursprüngliche Ausbildungsberechtigung erteilt wurde, vor einem gewissen Zeitpunkt und nach einem gewissen Zeitpunkt. Da hätte für eine gewisse Gruppe eine formelle Neuantragstellung erfolgen müssen, die nicht erfolgt ist. Das ist richtig, das ist bedauernswert, aber es ist selbstverständlich schon längst veranlasst, dass hier diese Anträge nachgeholt werden. 

Ich will das jetzt nicht schönreden, weil das ist passiert und das war nicht in Ordnung, obwohl mir die Inhalte wichtiger sind als die Form, aber die Form gehört ebenfalls dazu, darüber brauchen wir überhaupt nicht zu diskutieren. Ich darf aber schon darauf verweisen, dass alle diese Ausbildungsstellen in der von der Ärztekammer geführten Liste, wo alle Ausbildungsstellen aufscheinen, auch immer aufgeschienen sind. Das heißt, es war nicht so, dass es für die Spitäler offensichtlich war zu erkennen, dass hier ein Formfehler vorliegt. In dem Moment, wo im Zuge der Übertragung der Ausbildungsverantwortung vom Ministerium an die Ärztekammer das bekannt wurde, sind sofort die Schritte eingeleitet worden, um auch diesen Formfehler in Ordnung zu bringen und diese Berechtigungen nachzuholen.

Präsident Johann Hatzl: Frau Abg Pilz.

Abg Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin! Sie haben, was ich sehr gut verstehen kann, persönlich die Absicht, nach vorn zu schauen und Probleme zu lösen. Das kann ich sehr, sehr unterstützen. 

Nichtsdestotrotz ist das System der Turnusärzteausbildung jetzt durch Jahrzehnte offensichtlich in einem Aushöhlungsprozess, in einem Prozess der Verwahrlosung, könnte man sagen, denn der Chef der Turnusärzte spricht von einem Regime, das einer Sklaverei nahe kommt. Sie haben das vielleicht gelesen. Das hat er selber in der Presseaussendung der Ärztekammer dokumentiert. 

Und ich frage Sie daher jetzt, Frau Stadträtin: Wer ist innerhalb des Krankenanstaltenverbundes als Abteilung und als Person dafür zuständig, dass es in den vergangenen Jahren soweit kommen konnte, dass der Krankenanstaltenverbund selbst in seinen Leitlinien davon spricht, dass die Turnusärzte überwiegend ausbildungsferne Tätigkeiten machen, dass sie überwiegend pflegerische oder Schreibtischarbeit machen und fern vom Patienten sind? Wer ist im Krankenanstaltenverbund dafür verantwortlich?

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Ich danke Ihnen für Ihr Verständnis, dass Sie respektieren, dass ich es als meine Aufgabe sehe, in die Zukunft zu blicken. Ich darf mein Verständnis dafür artikulieren, dass Sie als Oppositionsabgeordnete natürlich eher Ihren Blick sozusagen auf negative Seiten richten, dass dies automatisch bedeutet einen Blick in die Vergangenheit neben dem Kompliment für unsere momentane Arbeit. Ich möchte aber doch bei allem Verständnis dafür, dass Sie natürlich, und das ist auch Ihre Aufgabe als Oppositionsabgeordnete, Ihren Finger dorthin legen, wo Dinge nicht so gut sind, doch sehr herzlich bitten, bei so einem wichtigen Thema weder zu dramatisieren noch zu skandalisieren. Genauso wie ich mich verpflichte und das auch sehr deutlich sage, dass ich nicht verharmlosen möchte. Ich glaube, es wäre eine gute Vereinbarung, wenn wir sagen, wir verharmlosen nicht und verschließen nicht die Augen davor, dass es Probleme gibt. Und das tue ich nicht. Jawohl, es gibt Probleme in der Ausbildung. Wir haben schon gute Schritte zur Verbesserung erreicht, und wir werden noch weitere Schritte setzen, die schon fix vereinbart sind, um diese wichtige Ausbildung noch weiter zu verbessern, bis sie perfekt ist. Das ist nämlich mein Ziel. Aber genauso darf ich Sie bitten, dass wir nicht skandalisieren, von Sklavenwirtschaft und ähnlichen Dingen sprechen. Mag sein, dass das Betroffene in der Emotion tun, aber wir sind hier die politisch Verantwortlichen, und wir sollten versuchen, eine sachliche Diskussion zu führen. 

Ich glaube auch, dass es weder nötig ist noch dass es Sinn macht, jetzt eine Narbe zu suchen und zu sagen: Die ist schuld. Das ist nicht mein Stil. Und das bringt uns ehrlich gesagt auch nichts. Mein Stil ist zu sagen: Wo können wir Strukturen verbessern, wo gibt es Probleme, wo läuft es schon gut? Das wollen wir als Best-practice-Modell machen. Das ist übrigens auch ein Teil dieses Konzeptes, weil es gibt ja schon viel gut Funktionierendes. Wo sind noch Fehler? Wie können wir die ausmerzen? Und dann mache ich gerne Verantwortliche fest und sage: Du bist mir jetzt verantwortlich dafür, dass es besser funktioniert. 

Generell denke ich, dass der neue Generaldirektor da ein sehr deutliches Signal gesetzt hat, dass ihm das sehr, sehr wichtig ist. Ich glaube, dass dieses Ausbildungszentrum eine gute Verankerung auch in den Strukturen ist, weil ich jemand bin, der sagt, man muss in Strukturen Dinge verändern und sozusagen in das Herz der Organisation hineinbringen und in die Herzen der Betroffenen. Ich glaube, dass es auch wichtig sein wird, unseren Primarärzten und Primarärztinnen und allen anderen Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen klarzumachen, dass es bei der Ausbildung der Ärzte und Ärztinnen, bei der Turnusausbildung der Ärzte und Ärztinnen für Allgemeinmedizin um unser aller Zukunft und um die Zukunft unseres Gesundheitswesen geht. Ich bin sehr optimistisch, dass das mit diesen Methoden gehen wird. Und ich kann Ihnen versichern, dass ich persönlich, weil es mir persönlich ein großes Anliegen ist, mich auch darum kümmern werde und mein Augenmerk darauf richten werde, dass das auch alles wirklich passiert, was versprochen wurde.

Präsident Johann Hatzl: Die 3. Anfrage (FSP - 00371-2005/0002 - KVP/LM) wurde von Herrn Abg Gerhard Pfeiffer gestellt und ist an den Herrn Landeshauptmann gerichtet: Werden Sie sich für eine Änderung der Wiener Stadtverfassung einsetzen, die eine übersichtlichere und aussagekräftigere parlamentarische Vorbereitung der Voranschlags- und Rechnungsabschlussberatungen vorsieht?
Ich bitte um die Beantwortung.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Ich möchte Ihnen hier und uns allen die Darstellung der Rechtslage ersparen, wir kennen sie, und ich möchte daher davon ausgehen, dass mit der übersichtlicheren und aussagekräftigeren Vorbereitung der parlamentarischen Behandlung von Budget, Voranschlag und Rechnungsabschluss gemeint ist die Frage der Diskussion und Behandlung in den Gemeinderatsausschüssen. 

Ich habe mich diesen Vorschlägen nie verschlossen und soweit ich weiß, hat es auch eine Reihe von Diskussionen dazu gegeben. Sie waren meistens natürlich getragen von der Frage der Effizienz, nicht zuletzt auch von den, wenn man so will, Trennungsdiskussionen. Wir alle haben uns ja, wenn ich da zurückblicke, seit vielen, vielen Jahren damit beschäftigt, wie man die Rechnungsabschlussdebatten oder Budgetdebatten – belassen wir es einmal bei dem Begriff – effizienter gestalten könnte, und eine der Möglichkeiten ist ja zweifelsohne die, dass man die Diskussionen in den Ausschüssen entsprechend verstärkt. 

Ich wiederhole daher: Ich verschließe mich diesen Überlegungen nicht. Aber da bitte ich schon, dass dies im Rahmen der bewährten Parteienverhandlungen entsprechend gelöst wird.

Ich möchte allerdings schon ein bisschen auch darauf hinweisen, dass dieses aus meiner Sicht heraus gesehen durchaus legitime Verlangen ein bisschen im Widerspruch steht zu dem, was sonst gerade an Vorschlägen von der ÖVP kommt, wenn ich etwa erinnere an den durchaus interessanten Artikel, den der Herr Klubobmann Dr Tschirf im "Standard" geschrieben hat zur Frage eigentlich einer Verländerung Wiens im Gegensatz zum Gemeindestatus, der zweifelsohne der prioritäre ist für die Stadt selbst. Denn natürlich ist die Beschäftigung der Gemeinderatsausschüsse mit Finanzentscheidungen und Finanzangelegenheiten eines nach den Gemeindeprinzipen strukturierten Budgets respektive dann mit den Rechnungsabschlussdiskussionen sehr viel weitergehend, als dies etwa bei Landesbudgets oder gar beim Bundesbudget ist. Ich darf daran erinnern, dass auf Bundesebene ausschließlich im Budgetausschuss des Nationalrates das Budget diskutiert wird und in keinem anderen Ausschuss. Und so gesehen haben wir zweifelsohne durch die gegebene Struktur hier wesentlich mehr und bessere Möglichkeiten, diese Diskussionen zu führen. Aber, wie gesagt, ich bin durchaus bereit, nicht nur keinen Stein in den Weg zu legen, sondern eher zu sagen, ja, da sollte man auch noch den Schritt weitergehen und die Diskussionen noch mehr, als das bisher der Fall ist, in die Ausschüsse verlagern können. 

Präsident Johann Hatzl: Herr Abg Pfeiffer.

Abg Gerhard Pfeiffer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Danke vielmals, Herr Landeshauptmann, für diese frohe Kunde. Leider Gottes ist es halt so, dass alle diese Anträge, die in diese Richtung gehen, im Ausschuss, nicht zuletzt vor wenigen Tagen, abschlägig beschieden wurden, sodass ich mich frage, ob es nicht doch einer Initiative Ihrerseits bedarf, zumindest einige Grundlagen zu verändern, damit die Mitarbeit aller Abgeordneten dieses Gemeinderats oder Landtags ermöglicht wird, denn Mitarbeit ist ja nur möglich, wenn man Information hat. Wenn man nichts weiß, kann man ja auch nicht mitarbeiten, das ist so logisch wie nur. Und ich sage auch, Sie haben völlig Recht, natürlich sind wir ein Teil auch der Verwaltung, wie es so schön heißt in der Verfassung, und vollziehen daher mit, aber immer ex post. Das heißt, da liegt ein fertiger Antrag da, da liegt nichts mehr da, was eigentlich noch wirklich diskutiert wird. Das wird beschlossen, und damit fahrt die Eisenbahn drüber sozusagen. Und das ist nicht die Mitarbeit, die ich meine. 

Ich frage Sie daher nochmals, Herr Landeshauptmann: Werden Sie sich dafür einsetzen, dass konkret in die Richtung, die Sie auch positiv gesehen haben, Schritte unternommen werden und Informationen, wie zum Beispiel die Belastung der kommenden Budgetjahre durch Sachkredite und dergleichen Informationen, in Hinkunft auch den Abgeordneten der Opposition zur Verfügung stehen? 

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Aber, sehr geehrter Herr Abgeordneter, ich habe natürlich zufällig und nicht absichtslos darauf verwiesen, dass diese Diskussionen unter dem Blickwinkel der Effizienz geführt werden. Ich meine, wenn man davon ausgeht, dass das Endergebnis einer solchen Diskussion ist, dass in der Plenardiskussion hier alles beim Alten bleibt, aber nur zusätzlich auch dann die Ausschussdiskussionen da sind, dann wird das Ganze wahrscheinlich, nachdem wir ja sozusagen Kinder unter uns sind, eine schwierige Geschichte sein, ein Verhandlungsergebnis zu empfehlen. Da braucht man auch nicht zu moralisieren oder Schuldzuweisungen zu betreiben. Wir alle kennen seit geraumer Zeit das parlamentarische Leben – es ist so! Ich wünsche mir allerdings, und das verhehle ich nicht, eine maximale Effizienz, ohne dass sich dann irgendeine Fraktion, und vor allem auch nicht die Mehrheitsfraktion, dem Vorwurf aussetzt, dass sie Diskussionen in nichtöffentliche Ausschüsse verlagern will – aus dem öffentlichen Disput hier im Wiener Gemeinderat. Also, bitte da einfach schlicht zur Kenntnis zu nehmen, dass ich sehr dafür bin, dass man hier eine maximale Effizienz erzielt, aber mit fairen Chancen sozusagen für alle. 

Präsident Johann Hatzl: Herr Abg GÜNTHER.

Abg Dr Helmut GÜNTHER (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Landeshauptmann!

Sie haben auf das Parlament hingewiesen und auf den Budgetausschuss. Das stimmt zwar grundsätzlich, aber natürlich wird es kapitelweise dort abgehandelt, und die Abgeordneten der verschiedenen Kapitel, die zuständig sind, sind auch im Budgetausschuss. 

Das wäre vielleicht auch eine Möglichkeit für eine gemeinsame Sitzung des Stadtsenates mit dem Finanzausschuss und den zuständigen Abgeordneten der verschiedenen Ausschüsse. 

Aber meine Frage ist: Sie haben darauf hingewiesen, dass Parteiengespräche geführt werden sollten. Das haben Sie auch schon öfter gemacht. Ich halte die Idee für richtig, weil es auf Parteienebene auszuhandeln sein wird und hier diese Gespräche notwendig sind. Jetzt meine Frage an Sie: Werden Sie auf Ihre Partei Einfluss nehmen, dass Ihre Zusage, Parteiengespräche zu führen, auch umgesetzt wird?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Herr Abgeordneter, das ist relativ leicht, weil die Aussagen, die ich hier getroffen habe, und die intimen Kenntnisse, die Sie erkennen konnten, diese ganzen Fragestellungen habe ich natürlich vom Klubobmann der sozialdemokratischen Fraktion erhalten, und so gesehen ist es eigentlich eher umgekehrt. Er hat Einfluss auf mich genommen zu dieser Aussage. Daher ist dieses Problem ganz einfach zu lösen. (Ironische Heiterkeit bei der FPÖ.) Nein, nein, es tut schon gut, das hat jetzt mit dem Bürgermeister oder Landeshauptmann nichts zu tun, es tut schon gut, wenn der Vorsitzende gelegentlich auch auf den Klubvorsitzenden hört. Das macht schon Sinn.

Präsident Johann Hatzl: Herr Abg Margulies.

Abg Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Kurz gesagt: Die Demut ist groß, doch die Transparenz ist eine enden wollende. So würde ich dreieinhalb Jahre Budgetsprecher der Wiener GRÜNEN zusammenfassen, mit all den Versuchen, ein bisschen Licht in das Wiener Budget zu bekommen. Und es wird dann unterstützt auch durch Anfragebeantwortungen seitens der Rechtsabteilung, die auf die Stadtverfassung Bezug nimmt, wo letztendlich herauszulesen ist, dass jeder Rechtsakt, der im Gemeinderat, im Stadtsenat oder in einem Ausschuss beschlossen wird, keinem Anfragerecht unterliegt, als kurze Interpretation. Wobei gleichzeitig vielleicht die Fragestellung falsch gelesen wurde. Das heißt, es wird selbst sogar mittels Gefälligkeitsgutachten der Rechtsabteilung versucht, mehr Transparenz im Budget zu verschleiern. 

Daher die direkte Frage an Sie, auch als Landeshauptmann: Werden Sie darauf Einfluss nehmen, dass in Hinkunft, wenn es darum geht, Anfragen zu beantworten, nicht auf Gefälligkeitsgutachten der Rechtsabteilung zurückgegriffen wird, um die Anfragebeantwortung zu vermeiden?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Herr Abgeordneter! Ich kann mir vorstellen, dass es schon eines hohen Mutes bedarf, jetzt auf Beamte, die sich hier nicht wehren können, auf eine derartige indifferenzierte Art und Weise hinzuhauen. Ich finde das als nicht besonders fair, aber es bleibt mir ja nichts anderes übrig jetzt, als das so zur Kenntnis zu nehmen, wie Sie meinen, es tun zu müssen hier. 

Ich kann Ihnen persönlich nur dazu sagen: Es gibt keine Gefälligkeitsgutachten. Es gibt richtige oder es gibt falsche Gutachten. So was ist möglich. Und danach werden sie auch beurteilt und nicht danach, ob sie Gefälligkeitsgutachten sind. Richtige Gutachten wird der politische Entscheidungsträger zur Kenntnis nehmen – falsche nicht. 

Präsident Johann Hatzl: Herr Abg Pfeiffer.

Abg Gerhard Pfeiffer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Landeshauptmann! Sie haben zu erkennen gegeben, dass Sie als Vorsitzender Ihrer Partei nicht unbedingt jetzt hier empfehlen werden, dass Anträge, die wir gestellt haben, weiter besprochen werden in Parteigesprächen, sondern dass Sie sich eher von Ihrem Klubobmann beraten lassen, wie es weitergehen soll. Ich habe eigentlich ursprünglich gefragt, ob Sie was weitermachen wollen, und da habe ich gehört: Nein. Aber Sie haben einen wichtigen Punkt aufgegriffen, nämlich dass die Menschen in der Öffentlichkeit ein verfassungsmäßig verbrieftes Recht haben, in den Rechnungsabschluss beziehungsweise Budgetvoranschlagsentwurf Einblick zu nehmen und dazu Bemerkungen zu geben. 

Jetzt ist genau das das Problem, denn kein normaler Bürger, der sich hier nicht schon jahrelang damit herumschlägt, kann aus diesem Budget, aus der Form des Budgets auch nur das geringste Vernünftige herauslesen. 

Daher meine letzte Frage im Zusammenhang mit der Transparenz: Sind Sie wenigstens bereit, wenn schon nicht den Leuten hier herinnen mehr Einblick zu geben, dann wenigstens den Bürgern draußen mehr Einblick in die Dinge zu geben, indem sowohl die Form als auch der Inhalt des Budgets und des Rechnungsabschlusses in einer lesbareren und verständlicheren Art dargestellt wird?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Herr Abgeordneter! Die Funktion des Parteivorsitzenden der Sozialdemokratischen Partei ebenso wie die Funktion Parteivorsitzender anderer hier vertretenen Parteien unterliegen mit Sicherheit nicht dem Fragerecht, mit Sicherheit aber dem Interpretationsrecht, das Sie hier offensichtlich gerade wahrgenommen haben. Denn ich kann überhaupt keinerlei Einschränkungen erkennen, die einem Gemeinderat oder dem Gemeinderat im gegenständlichen Fall, nachdem wir ein Gemeindebudget haben, Einsicht in das Budget verwehrt. 

Aber ich bitte doch, zwei Dinge auseinander zu halten. Das eine ist: Was wir hier in der Tat selbst auch machen können und selbst bestimmen können und vernünftigerweise auch über Parteigespräche hier im Haus abwickeln sollten, ist, wie wir die Debatte dazu organisieren. Die Frage der Gestaltung des Budgets respektive auch des Rechnungsabschlusses, und das sollten Sie schon wissen, unterliegt dem Budgeterlass des Finanzministers. Und dass der derzeitige, soweit ich weiß, seit Finanzminister Dr Androsch nicht geändert wurde, das heißt also denselben Richtlinien noch unterliegt, als es damals gemacht wurde, ist wirklich nicht meine Schuld. Da gibt es eine ganze Menge Zeit auch dazwischen. Wenn man das anders gestalten soll, dann bitte ich es dort anzumerken, wobei ich eigentlich schon zuerkenne, dass natürlich die Parteizuordnung des derzeitig amtierenden Finanzministers ein Streitpunkt zwischen den beiden Regierungsparteien ist. Ich weiß, bei einer so abnehmenden Beliebtheit sagt jetzt jeder sofort: Mir gehört er nicht, er gehört dem anderen. Das verstehe ich ja auch alles. Das verstehe ich persönlich auch. Ich würde ihn auch nicht wollen. Also ich verstehe schon, was Sie da machen. Aber es ist dort zu ändern, und es wäre ja durchaus auch wünschenswert. Denn es ist ja überhaupt keine Frage, dass die derzeitige Lesbarkeit von Budgets, aber auch von Rechnungsabschlüssen, und zwar nicht nur des Wiener, sondern des Bundesbudgets und aller Landesbudgets und aller Gemeindebudgets, natürlich eine sehr schwierige ist. Daher würde ich es für wünschenswert halten, wenn es einfacher, übersichtlicher wäre, sodass man in der Tat einen vernünftigeren Einblick bekommen kann. 

Aber ich glaube nicht, dass die Form das Kernproblem ist, warum so wenige Leute sich tatsächlich das Budget anschauen. Wir brauchen uns ja nichts vorzumachen. In Wirklichkeit wollen die Leute, dass die Stadt funktioniert. Auf welche Art und Weise das organisiert wird, ist die Aufgabe derjenigen, die in ihren Augen bezahlt werden dafür, dass sie das entsprechend in Ordnung machen. Und das ist mit Sicherheit, aus meinem Gefühl heraus, der Grund, warum so wenig Leute sich das in der Tat anschauen und noch weniger schriftliche Ergänzungen und Anmerkungen dazu machen. Und deswegen haben wir auch nicht so viel zu tun mit diesen Anmerkungen, weil es halt nur ein paar sind pro Jahr. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön.

Wir kommen zur 4. Frage (FSP - 00372-2005/0002 - KFP/LM). Sie wurde von Herrn Abg Dr Wilfried Serles gestellt und ist ebenfalls an den Herrn Landeshauptmann gerichtet: Werden Sie sich dafür einsetzen, dass die Kontrollrechte des Wiener Kontrollamts im Sinne der Resolution des Rechnungshofs und der Landeskontrolleinrichtungen vom 12. November 2004 ausgeweitet wer-den?
Ich bitte um Beantwortung.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Wenn ich versuche, mich zu erinnern, dann haben wir diese Fragen mehrmals abgehandelt, nämlich die Auswirkungen dieser Resolution vom 12. November 2004 auf das Kontrollamt unmittelbar respektive auf Kon-trolleinrichtungen generell.

Ich habe mich sehr intensiv auch mit dieser Resolution auseinander gesetzt und kann vielen Teilen davon auch zustimmen. Es geht in der österreichweiten Diskussion dabei aus meiner Sicht im Wesentlichen - wenn ich von Fragen der Fristverkürzungen und so weiter absehe - um zwei entscheidende Punkte:

Der eine ist die Frage der Kontrolle der Gemeinden unter 20 000 Einwohner. Das ist kein Problem, das in Wien da zu diskutieren wäre. Ich weiß aber aus dem Städtebund, noch mehr aus dem Gemeindebund, dass die Freude dort eine enden wollende ist, aber das ist auszudiskutieren. 

Die zweite Frage ist, dass bei Beteiligungen ab 25 Prozent die Kontrolleinrichtungen, hier insbesondere der Rechnungshof, aber Kontrolleinrichtungen generell Einschau bekommen sollen. Um diese zweite geht es.

Der erstere ist, wie gesagt, nicht mein Problem, der zweitere, würde ich sagen, schon. Denn die Diskussion um den so genannten Beherrschungstatbestand ist ja weder eine neue noch eine besonders originelle. Ich glaube, dass das eine wesentliche Auswirkung auf PPP-Modelle haben wird, auf die wir gerade in Zukunft vermehrt zugreifen wollen, insbesondere auch dann, wenn man PPP-Modelle mit börsennotierten Wirtschaftsunternehmen auch eingeht. Da denke ich, dass man innehalten sollte, damit man nicht mit etwas, was auf den ersten Blick durchaus legitim erscheint, nämlich die Kontrollmöglichkeiten für Kontrollamt respektive für Rechnungshof oder auch Landesrechnungshöfe, eine Sache verhindert, die wir politisch mit Sicherheit oder jedenfalls viele politisch mit Sicherheit auch wollen, nämlich PPP-Modelle. Und über das sollte man jetzt noch nachdenken und mit Leuten, die sich da besser auskennen als Politiker das im Regelfall tun, auch noch diskutieren.

Aber das ist das einzige tatsächlich echte Problem und der echte Diskussionsbedarf, den ich sehe. Alles andere lässt sich auflösen.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke. Die 1. Zusatz-frage Herr Dr Serles.

Abg Dr Wilfried Serles (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Bürgermeister!

Haben Sie nähere Informationen darüber, in welchem Ausmaß sich die Prüfungskompetenz des Kontrollamts derzeit erweitern würde, wenn man den Beherrschungstatbestand auf eine Beteiligungsgröße von 25 Prozent absenkt?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Das kann ich auswendig sicher nicht sagen. Aber ich glaube, dass es, aktuell gesehen, nicht einmal das überwiegende Problem ist, sondern das überwiegende Problem sehe ich pro futuro. Wenn man Modelle umsetzt, wie sie in Oberösterreich beispielsweise auch begonnen wurden, PPP-Modelle bei Straßenbau oder bei ähnlichen Dingen, dann würden weit größere Probleme auftreten als durch Entscheidungen auftreten würden, die in der Vergangenheit liegen.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Die 2. Zusatzfrage, Herr Abg Kenesei.

Abg Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Herr Landeshauptmann!

Es liegt in der Natur der Sache, dass natürlich Oppositionsparteien ein gesteigertes Interesse an Kontrollmöglichkeiten in einer Stadt, in einem Land haben. Nichtsdestotrotz sollte es auch für die Regierungsfraktion durchaus von Interesse sein, Vorgänge sowohl in der Verwaltung als auch in sicherheitstechnischen Einrichtungen einer dementsprechenden Kontrolle zuzuführen. Ich gehe jetzt weg von dem, und PPP-Modelle sind durchaus ein Punkt, bei dem man sich tatsächlich überlegen muss, inwieweit hier Kontrollmöglichkeiten gegeben sind. Nur unterm Strich muss es darum gehen, dass die Kontrollmöglichkeit gewährleistet ist. Es muss ein Modell gefunden werden, damit das Kontrollamt der Stadt Wien sowohl bei Beteiligungen in einer Größenordnung von 25 Prozent und das ist derzeit eine beliebte Größenordnung - mittlerweile sind wir bei 20 Prozent angelangt, wenn ich mir die StadtentwicklungsgesmbH anschaue, die beim Wiener Prater tätig ist -, als auch in einer Richtung unterwegs ist, wo ein umfangreicheres Aufgabenfeld für das Kontrollamt der Stadt Wien definiert wird.

Meine Frage daher geht in die Richtung, jetzt weiß ich schon, das ist die Personalhoheit des Kontrollamtsdirektors, aber gibt es da Überlegungen, das Kontrollamt sowohl qualitativ als auch mit technischer Infrastruktur so auszustatten, dass die umfangreichen Prüftätigkeiten auch in Zukunft gewährleistet sind?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Die Frage kann ich sehr leicht beantworten. Ich habe auch in der Vergangenheit Vorschläge des Kontrollamtsdirektors zur personellen Aufstockung oder zur technischen Aufstockung niemals abgelehnt, weil ich weiß, wie verantwortungsbewusst und verantwortungsvoll er auch damit umgeht und ich werde das auch in Zukunft so halten. Wenn der Herr Kontrollamtsdirektor der Auffassung ist, dass zusätzliches Personal oder auch zusätzliche technische Ausrüstung gebraucht wird, dann wird das selbstverständlich zur Verfügung gestellt. Da sehe ich überhaupt kein Problem.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke. Die 3. Zusatz-frage, Herr Abg Prochaska.

Abg Johannes Prochaska (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Landeshauptmann!

Die Usance der Kontrolle in Wien ist folgendermaßen: Es werden Prüfberichte gesammelt, ressortmäßig geordnet und dann in maximal 5 Sitzungen im Jahr in Halbmeter hohen Stößen zur Beratung gebracht. Das führt dazu, dass die Akten bar jeder Aktualität sind, weil sie nicht nach Fertigstellung, sondern nach Ressorts gesammelt werden und entschuldigen Sie, wenn ich das so ausdrücke, aber das hat in weiten Bereichen den Charakter einer umfassenden Leichenbeschau, weil wir nicht mehr eingreifen können, sondern nur post festum feststellen können. 

Nachdem Sie alle 11 Anträge der ÖVP zur Aktualisierung der Kontrolle zur Jahreswende 2003/2004 mit einem donnernden „Njet“ beantwortet haben, frage ich Sie jetzt: Ist von Ihrer Seite oder wenn es sein muss, von der Seite des Klubobmanns Oxonitsch, wenn Ihnen das lieber ist, irgendein Vorstoß in Richtung Aktualisierung der Kontrolle zu erwarten?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Also ich muss mit Verlaub sagen, nachdem ich das sowohl als vierjähriges Mitglied des Kontrollausschusses als Gemeinderat von dieser Seite als auch aus der Sicht eines amtsführenden Stadtrats von der anderen Seite her kenne, kann ich diese Leichenbeschau, wie es da genannt wurde, ehrlich gesagt nicht besonders nachvollziehen. Vielleicht als Gemeinderat kann ich es noch nachvollziehen, aber als Stadtrat überhaupt nicht, das sage ich ganz offen, weil natürlich dieser Kontrollamtsbericht vorgelegt wird, man am Kontrollamtsbericht die Kritik kennt und daher natürlich, ich meine, wenn man – ich muss bei der Wortwahl jetzt aufpassen – aufmerksam genug ist - mir ist etwas anderes auf der Zunge gelegen -, auch darauf reagieren wird, denn der wesentliche Punkt ist ja, dass die Verwaltung durch die Tätigkeit des Kontrollamts besser wird, effizienter wird. Daher mag das jetzt aus der Sicht des Gemeinderats noch ein bisschen nachvollziehbar sein, aus der Sicht des Stadtrats sicher nicht. Denn dabei ist die Aktualität auch unmittelbar sehr gegeben, aber auch da kann ich nur sagen, wenn hier ein Ausschuss effizienter arbeiten will, dann bin ich überzeugt, dass sich die Gesprächspartner aus verschiedenen Parteien finden werden, um dieser Effizienz auch materiellen Ausdruck zu verleihen.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke. Die 4. Zusatz-frage, Herr Abg Serles bitte.

Abg Dr Wilfried Serles (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Bürgermeister!

Wenn man schon jetzt nicht undifferenziert die Prüfungskompetenz erweitert - Beteiligungen ab 25 Prozent -, als da nämlich Ihre Argumente dadurch ernst sind, die Sie vorgebracht haben, könnten Sie sich in einem ersten Schritt vorstellen, dass man über das in der Landesverfassung vorgesehene Mittel des Prüfvorbehalts intensiver nachdenkt und daher seitens der Stadt versucht, den Prüfvorbehalt, der ja keine bestimmte Beteiligungsgröße zur Voraussetzung hat, öfter als in der Vergangenheit - er wurde so gut wie nie eingesetzt - in Anspruch zu nehmen?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Also es ist eine Sache, wo ich Ihnen leicht Ja sagen könnte, weil wenn man hergeht und sagt, ja, das kann man durchaus auch machen, und in der Realität handhabt man das so wie in der Vergangenheit, dann würde es im Prinzip gar nichts daran ändern. Aber ich möchte wirklich ernsthaft die Diskussion fortführen, die ich vor wenigen Tagen auch mit dem Präsidenten des Rechnungshofs begonnen habe. Das ist eine sehr interessante und sehr wichtige und auch von wechselseitiger Anerkennung und Respekt gegenüber den Argumenten des Anderen getragene Diskussion und Gespräch gewesen. 

Und ich kann Ihnen nur sagen, ich bin sehr, sehr interessiert an einer effizienten Kontrolle durch das Kontrollamt, weil ich es nicht als eine Belästigung oder eine verquere Tätigkeit sehe, sondern weil ich aus der Vergangenheit weiß, dass dies wahnsinnig viel dazu beigetragen hat, dass die Verwaltung in Wien sich auf dem Niveau befindet, auf dem sie sich eben befindet und ja auch sehr hohe Zufriedenheit bei der Bevölkerung auslöst. Das ist mit ein Verdienst des Kontrollamts. Daher ist es mir auch wirklich sehr, sehr wichtig. Sie können ganz sicher sein, dass ich mich auch darum kümmere. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. Damit ist die 4. Frage erledigt. 

Wir kommen zur 5. Frage (FSP - 00373-2005/0002 - KSP/LM). Sie wurde von Herrn Abg Dr Stürzenbecher gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales gerichtet: Das Land Kärnten hat einseitig seinen Rücktritt von der Grundversorgungsvereinbarung nach Art 15a B-VG erklärt. Wie ist dies aus Wiener Sicht zu bewerten?
Ich ersuche um Beantwortung:

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Danke, Frau Vorsitzende! 

Herr Landtagsabgeordneter, Sie fragen mich nach der Sicht der Dinge, mit der Wien den einseitigen Rücktritt des Landes Kärnten von der Grundversorgungsvereinbarung nach Art 15a bewertet. Ich darf Ihnen berichten, dass wir seitens des Landes Wien gegen diesen Rücktritt aus rechtlichen Gründen Einspruch erhoben haben, weil wir der Meinung sind, dass die rechtlichen Argumente unhaltbar sind und auf das möchte ich mich in diesem politischen Gremium konzentrieren, denn wir sind ja hier kein Gremium von Rechtsexperten, sondern es geht ja darum, dass wir hier miteinander - die Länder und der Bund - eine große Herausforderung, die sich Österreich stellt, gemeinsam bewältigen wollen. Wir sind ein politisches Gremium und deswegen möchte ich vor allem auf den politischen Hintergrund eingehen, weil diese Kündigung des Landes Kärnten dem Grund und dem Sinn dieser Vereinbarung völlig widerspricht. Es wird hier nämlich argumentiert, dass ursprünglich bei dieser 15a-Vereinbarung, wo eben die Pflichten zur Betreuung von Flüchtlingen zwischen Bund und Ländern aufgeteilt wird - im Übrigen ist das eine freiwillige Leistung der Länder, weil die Versorgung von Asylwerbern und Asylwerberinnen ja eindeutig Bundessache ist, aber wir haben gerade hier in Wien immer gesagt, dass es so wichtig ist, dieses Problem zu lösen und auch wenn wir dazu gesetzlich nicht verpflichtet sind, sind wir gerne dabei und helfen gerne mit, diesen Menschen die Unterstützung zu geben, um hier eben auch eine menschenrechtskonforme und EU-mäßige Versorgung zu erreichen. Es war also Sinn dieser Vereinbarung, dass möglichst alle in dieser Bund-Länder-Vereinbarung auch drinnen sind. 

Wie war denn die Situation vor dieser 15a-Verein-barung? Da waren nur zirka ein Drittel der Asylwerber und Asylwerberinnen in Betreuung und der Rest war - ich sag’ das einmal auf ganz salopp wienerisch - irgendwo. Das war weder im Sinne der Flüchtlinge noch im Sinne der Rechtsstaatlichkeit, aber auch nicht im Sinne der Sicherheit unserer Stadt, denn für Menschen, die ohne Dach über dem Kopf und unbetreut sind, ohne eine Möglichkeit zu arbeiten, selbst wenn sie es wollten - weil für Menschen im Asylwerbestatus ja Arbeitsverbot herrscht -, ist natürlich die Gefahr, wenn sie unbetreut irgendwo auf den Straßen und Plätzen unserer Stadt und des restlichen Landes unterwegs sind, relativ groß, dass sie vielleicht auch abrutschen und in Kreise geraten könnten, die ihnen nicht gut tun und die der Gesellschaft nicht gut tun. Es waren also menschliche Gründe, humanitäre Gründe, politische Gründe, aber auch Sicherheitsgründe, dass diese 15a-Vereinbarung mit dem Ziel gemacht wurde, dass alle Asylwerber und Asylwerberinnen betreut sind. Es war also Sinn dieser Vereinbarung, dass mehr Menschen als bisher und mehr als bekannt war betreut sind. 

Und gerade dieses Argument jetzt zu verwenden und zu sagen: „Es sind jetzt mehr als wir ursprünglich angenommen haben, deswegen steigen wir aus dieser Vereinbarung aus“, ist Sinn entstellend und entspricht überhaupt nicht dem Geist und dem Grund, warum es diese 15a-Vereinbarung überhaupt gibt. 

Wir haben, wie gesagt, dagegen Einspruch erhoben und ich hoffe, dass es darüber keine zu große Auseinandersetzung geben wird. Ich bedauere nämlich politische Auseinandersetzungen auf dem Rücken von Asylwerbern und Asylwerberinnen. Ich glaube, dass die Situation von Flüchtlingen, die, um ihren Leib und ihr Leben zu retten, zu uns gekommen sind, so eine schwierige und menschlich bedauernswerte ist, dass damit kein politisches Kleingeld gemacht werden soll. Wir als Stadt Wien stehen dafür, dass diejenigen, die Hilfe brauchen, sie auch bekommen. Ich denke, dass der Fonds Soziales Wien gemeinsam mit den vielen Organisationen, unter anderem aus dem kirchlichen Bereich, die Betreuung der Flüchtlinge vorbildlich organisiert und möchte die Gelegenheit nutzen, mich dafür bei allen zu bedanken. Ich darf diese Gelegenheit vielleicht auch dazu benutzen, um diejenigen, die nicht dafür sind, dass die Flüchtlinge hier bei uns sind, zu ersuchen, das zu überdenken, dass es hier nämlich um menschliche Schicksale geht und um Menschen, die Fürchterliches erlebt haben und die wir unabhängig von unserer politischen Einstellung eigentlich schon aus humanitären Überlegungen unterstützen sollten. 

Sie kennen alle die Diskussionen, die sich rund um das Flüchtlingsheim in Floridsdorf abgespielt haben. Da hat es leider Gespräche und Diskussionen gegeben, die nur von einer ganz kleinen Minderheit vom Gegenein-
ander, vom Hass und von grundsätzlicher Ablehnung Flüchtlingen gegenüber gekennzeichnet waren und das bedauere ich sehr. Ich glaube, das sollte in unserer Stadt keinen Platz haben und deshalb appelliere ich aus vollem Herzen auch an diejenigen, die die Flüchtlingspolitik der Stadt kritisch sehen, die Menschlichkeit in der Diskussion nicht zu vergessen und die Sachlichkeit beizubehalten! Es geht um Menschen, um Frauen und Kinder, die Schlimmes erlebt haben und die unsere Hilfe brauchen. Wien ist eine Stadt, die stolz darauf ist, dass sie die Tradition der Hilfe hochhält und das soll auch und das wird auch so bleiben! (Beifall bei der SPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. 

Die 1. Zusatzfrage, Frau Abg Mag Vassilakou. 

Abg Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin! 

Apropos Kinder: Unbegleitete minderjährige Flüchtlinge haben ja bis zu ihrer Großjährigkeit Anspruch auf eine Reihe von Leistungen: Bildungsmaßnahmen, Erziehungsmaßnahmen, auch Pflege, die weit über die Leistungen der Grundversorgung hinausgehen. 

Wie gewährleistet die Stadt Wien diese Form von Pflege, Erziehungs- und Bildungsangeboten derzeit?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sowohl im Rahmen des Fonds Soziales Wien und der Betreuung, die hier gegeben wird, als auch in enger Kooperation mit dem Jugendamt, denn das sind ja Minderjährige, die sozusagen schon allein auf Grund unserer gesetzlichen Bestimmungen vom Jugendamt zu betreuen und zu unterstützen sind. Aber diese gesetzliche Bestimmung ist gar nicht wichtig, sondern es geht um die menschliche Seite. Gerade für Kinder, denke ich, ist das ein ganz besonders schlimmes und dramatisches Erlebnis, wenn sie ihre Heimat verlassen müssen, ihre Freunde verlassen müssen, ihre Schule verlassen müssen. Viele davon haben ganz, ganz Schlimmes erlebt. Viele davon sind vor allem von afrikanischen Staaten oft auch als Kindersoldaten eingesetzt worden. Aber Sie kennen all diese schrecklichen Dinge, ich brauche sie hier nicht zu erzählen. Es ist aber trotzdem immer wieder im negativen Sinn bewegend, wenn man darüber nachdenkt. Diese Kinder und Jugendlichen brauchen natürlich auch sehr viel psychologische Betreuung. Das ist etwas, was zum Teil weit über die Kompetenzen der betreuenden Organisationen hinausgeht. Es gibt deswegen auch ein entsprechendes Kompetenzzentrum im Rahmen des Jugendamts, der Jugendbetreuer und ich denke, dass die Betreuung einfach nur miteinander und Hand in Hand funktionieren kann. Gerade bei dem von mir vorhin erwähnten Heim in Floridsdorf ist es ja ein hoher Prozentsatz an Kindern, die dort untergebracht sind, sogar die große Mehrheit. Das sind überwiegend tschetschenische Familien und ich glaube, im Moment sind dort 90 Kinder untergebracht, die sicher unsere ganz besondere Unterstützung brauchen. 
Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. 

Die 2. Zusatzfrage, Herr Abg Dr Ulm.

Abg Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin! 

Ich teile Ihre Beurteilung rechtlich wie politisch zum Rücktritt Kärntens von der Vereinbarung und es ist sicherlich richtig, dass Wien hier einen Einspruch beschlossen hatte, um diesen Rücktritt hinfällig zu machen. 

Unabhängig davon scheint es aber in Wien trotzdem Fälle zu geben, wo die Voraussetzungen für die Gewährung der Grundversorgung nicht vorliegen, denn die Grundversorgung soll nur dann eintreten, wenn es sich um einen hilfsbedürftigen Menschen handelt. Wenn sich die Verhältnisse zwischenzeitig ändern, also weil die Person möglicherweise zu einer Arbeit gelangt ist oder weil sich die Person nicht mehr im Bundesgebiet aufhält, dann sind die Voraussetzungen weggefallen und dann muss man auch reagieren. Es gibt jetzt Beispiele, die vom Innenministerium erhoben worden sind, wo bei Besuchen von Unterkünften von Personen, die in diese Grundversorgung fallen, die Personen nicht angetroffen werden konnten, das heißt, es ist ein Nachjustieren seitens der Stadt Wien erforderlich.

Daher frage ich Sie, in welcher Art und Weise Sie diese Nachbesserungen angehen wollen und wie es in Zukunft zu einer genaueren Prüfung der Voraussetzungen kommen soll.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin!

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Grundsätzlich haben Sie natürlich völlig Recht, es hängt von der Hilfsbedürftigkeit ab. Es gibt jetzt auch einen eigenen Arbeitkreis auf Bundesebene, wo diese Kriterien der Hilfsbedürftigkeit definiert werden. Das ist auch gut so, das soll einheitlich geregelt sein, denn das ist natürlich ein sehr schwammiger Begriff, den man so oder so auslegen kann. Ich finde es sehr, sehr gut, dass hier eine gemeinsame Regelung getroffen wird, weil ich glaube, dass man sich im Zusammenhang mit der Betreuung von Flüchtlingen nicht auf Gerüchte verlassen soll, wie zum Beispiel auf das Gerücht oder was uns berichtet wurde, dass manche Bundesländer als Kriterium dafür, ob jemand hilfsbedürftig ist, festlegen, ob er oder sie ein Handy besitzt! Das kann es ja wohl nicht sein, aber man soll auf solche Gerüchte nichts geben. Deswegen finde ich es sehr, sehr gut, dass es eine Arbeitsgruppe gibt, die diese Kriterien gemeinsam festlegt. 

Genauso glaube ich, soll man auf das schon öfter verbreitete Gerüchte, was Sie hier auch wiederholt haben, dass in der Stadt Wien so viele untergebracht werden, die den Kriterien nicht entsprechen, nichts geben. Wir sind hier in einer permanenten Diskussion mit dem Innenministerium und wenn von irgendeiner Seite behauptet wird, die Stadt Wien würde Flüchtlinge unterbringen, die den Kriterien nicht entsprechen, dann gibt es eine ganz einfache Lösung: Dann sagt uns, wer es ist und wo er ist und die Geschichte ist erledigt! Bis jetzt konnten uns keine entsprechenden Informationen und konkreten Dinge genannt werden. 

Ich möchte, dass in dieser Form, wobei ich im Sinne des vorhin Genannten nicht behaupte, dass nicht einmal der eine und andere Fehler passieren kann,... Überall wo Menschen arbeiten, können Fehler passieren. Aber im großen Ausmaß denke ich nicht, dass wir hier eine große Anzahl von Menschen haben, die wir betreuen und die nicht den Kriterien entsprechen, denn das eine Beispiel, das Sie genannt haben, dass sie Arbeit bekommen, kann nicht stimmen, weil sie nicht arbeiten dürfen! Das ist ja auch eine Diskussion, die wir haben. Das andere Beispiel, dass sie sich nicht mehr im Bundesgebiet aufhalten, fällt auch relativ bald auf, weil ja sehr viele von diesen Menschen oder fast alle jetzt eben glücklicherweise in Betreuung sind und die Organisationen da sehr, sehr aufmerksam sind.

Im Gegenteil. Wir haben eigentlich eine gegenteilige Diskussion mit dem Innenministerium. Es sind uns vor nicht allzu langer Zeit Anfang dieses Jahres so genannte Privatgeher, also Menschen, die in Privatquartieren sind, in die Wiener Grundversorgung übergeben worden und wir haben, weil wir eben sehr korrekt sind, sie überprüft und festgestellt, dass eigentlich eine beträchtliche Anzahl von denen bei den Adressen, die wir vom Innenministerium bekommen haben, nicht wohnhaft sind. Also ich kann Ihnen berichten, dass der Fonds Soziales Wien gemeinsam mit den Organisationen so präzise prüft, dass es sogar uns auffällt, wenn wir vom Innenministerium Informationen bekommen, die nicht stimmen, weil es Menschen gibt, die an Adressen gemeldet sind, die nicht korrekt sind und die dort auch gar nicht sind. 

Grundsätzlich gehen wir mit diesem Problem so um, dass wenn Asylwerber und Asylwerberinnen keinen fixen Wohnsitz haben, wir sie nicht sofort aus der Asylbetreuung rausschmeißen, weil das ja nicht Sinn der Sache ist, denn das ist ja genau das, was wir auch aus sicherheitspolitischen Gründen nicht wollten, dass die irgendwo sind und untertauchen, sondern wir bieten ihnen an, dass sie in Quartiere aufgenommen werden, weil ich denke, das ist das Sinnvollere, dass sie betreut sind und damit sozusagen auch die Möglichkeit haben, sich entsprechend korrekt zu verhalten. Nur wenn das auch nicht funktioniert, und da wird es sicherlich Einzelfälle geben, dann muss natürlich hier die volle Härte zuschlagen und dann ist es nicht möglich, diese Menschen zu betreuen.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. 

Wir kommen zur 3. Zusatzfrage, Herr Abg Barnet.

Abg Günther Barnet (Klub der Wiener Freiheitlichen): Geschätzte Frau Stadträtin!

Ich möchte vorweg schicken, dass ich einigen Ihrer Ausführungen und grundsätzlichen Überlegungen sehr wohl zustimmen kann, dass wir uns aber, Sie wissen das, im Detail dort unterscheiden, wo es einzelne Fragestellungen im Zusammenhang mit der Grundversorgungsvereinbarung gibt, aber auch mit dem Asylgesetz, auf das es sich im Wesentlichen bezieht. Und ich sage, wir stehen zu allen drei Normen, zum Asylgesetz mit seinem Veränderungsbedarf, zur Grundversorgungsvereinbarung Art 15a B-VG zwischen Bund und den Ländern und zum Wiener Landesgesetz. Klar ist aber auch, dass dort, wo Handlungsbedarf besteht, etwa im Bereich des Asylgesetzes, weil sich der Vollzug als nicht wirksam herausgestellt hat oder der Verfassungsgerichtshof uns aufträgt, das zu verhindern, zum Beispiel bei der Frage sichere Drittstaaten, wir noch etwas auseinander sind, weil für uns zum Beispiel klar ist, dass jeder, der einen sicheren Aufenthalt als Asylwerber in einem EU-Mitgliedsstaat haben könnte, dies natürlich dort zuerst haben muss und daher sein Weg nach Österreich im Wesentlichen verwehrt ist, was nichts zu tun hat mit der Fragestellung der Betreuung für die, die legal hier aufenthaltig sind. 

Diese Diskussion, geschätzte Frau Stadträtin, wird aber im Zusammenhang mit dem Asylgesetz gerade zwischen den einzelnen zuständigen Bundesministerien, aber auch im Land Wien geführt. Wie mir berichtet wurde, gab es ein erstes Gespräch zwischen dem Herrn Landeshauptmann und der Frau Justizminister in diesem Punkt Asylgesetz, Frage ordentlicher rechtskonformer sicherer Verfahren, Aufenthalt derer, die zu Recht im Lande sind, aber auch klar Rückkehr jener, für die der Asylgrund weggefallen ist, weil sie nach kurzer Bereinigung des Konflikts des Landes, aus dem sie stammen, den Weg in die Heimat wieder antreten können und andererseits Verbringung jener, die bereits in einem sicheren Drittstaat, Nachbarland EU-Mitgliedsstaat, Anrainerstaat Österreichs...

Präsidentin Erika Stubenvoll (unterbrechend): Kom-men Sie dann zur Frage!

Abg Günther Barnet (fortfahrend): ...um Asyl ansuchen hätten können.

Mich würde interessieren, ob diese Übereinstimmung auch auf Ihrer Seite besteht?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Bitte Frau Stadträtin!

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Zum einen bin ich erstaunt und positiv erstaunt, dass Sie sagen, Sie können meine Grundüberlegungen, die ich hier formuliert habe, teilen. Das finde ich positiv und es würde mich freuen, wenn sich das in Ihrer Partei auch durchsetzen würde, denn vor mir liegt eine Presseaussendung, wo der Wiener FPÖ-Obmann Strache den Herrn Bürgermeister auffordert, auch von Seiten Wiens die 15a-Vereinbarung aufzukündigen, was ich aus rechtlichen Überlegungen und aus den humanitären und politischen Überlegungen, die ich vorher formuliert habe, schärfs-tens zurückweisen möchte. Genauso fordert Herr Strache hier, dass zum Beispiel das Flüchtlingshaus im 21. Bezirk geschlossen werden soll, und mit Argumenten, die ich bedaure, die eigentlich nicht dem Stil der Debatte entsprechen, wie Sie sie hier führen, aber wenn Ihre Wortmeldung jetzt ein Zeichen ist, dass die FPÖ sich jetzt auch in eine sachliche Diskussion einbringt, würde mich das ausgesprochen freuen, nämlich im Interesse der Menschen, um die es geht und der Menschlichkeit, zu der wir alle verpflichtet sein sollten. 

Zur Frage des Asylgesetzes selbst haben Sie richtigerweise angesprochen, dass es hier eine große Debatte darüber gibt, was denn an diesem Asylgesetz zu ändern ist. Meine persönliche Meinung ist die, dass die Problematik, die wir haben, die ist, dass schlicht und einfach die Verfahren viel zu lange dauern. Ich würde glauben und das ist in meinen Augen das absolute Kernstück und das absolute Herz der Debatte und der Schlüssel zur Lösung der Probleme, die wir haben, dass wir uns mit einer Beschleunigung der Verfahren diese ganzen Debatten zu einer Novellierung des Asylgesetzes in Wirklichkeit ersparen würden. Denn wenn das Verfahren kurz wäre, müssten wir nicht darüber diskutieren, ob diejenigen, denen das Asyl nicht zusteht, und die gibt es, und da muss auch das Gesetz vollzogen werden, auch wenn es im Einzelfall für den einzelnen tragisch ist, aber wenn wir uns zu der positiven Seite des Asylgesetzes bekennen, dann müssen wir uns auch dazu bekennen, dass für diejenigen, wo die Bestimmungen nicht passen, leider die Möglichkeit nicht besteht. Aber wir brauchen nicht darüber zu diskutieren, ob - was ja gar nicht EU-konform und auch nicht menschenrechtskonform wäre - wir Menschen während des Verfahrens schon abschieben können. Wenn die Verfahren so kurz wären, dass ich nach drei Monaten weiß, er ist ein Asylwerber, dann kriegt er die Unterstützung und die Integrationsmöglichkeiten, oder er ist keiner, dann muss er leider, so bedauerlich es für die Einzelperson ist, dieses Land verlassen. 

Asylgesetze haben zwei Seiten. Wenn wir die eine Seite positiv für die Menschen umsetzen wollen, und das wollen wir mit aller Kraft, dass diejenigen, die Hilfe brauchen, sie auch kriegen, dann müssen wir auch die andere Seite ernst nehmen, dass diejenigen, die diese Voraussetzungen leider nicht erfüllen oder gar, was es auch gibt und nicht wie es manchmal dargestellt wird die Mehrheit ist, sondern die absolute Minderheit ist, aber die gibt es auch, die diese Gesetze missbrauchen, die müssen dann auch entsprechend mit den negativen Seiten dieses Gesetzes konfrontiert werden.

Das heißt, meine Meinung zu dieser ganzen Debatte über das Asylgesetz ist, dass wir uns all diese Diskussionen, die sehr am Rande der Menschenrechtskonformität sind - und ich bin froh, dass die Frau Innenministerin Prokop die eine Frage, nämlich die Abschaffung der zweiten Instanz, mittlerweile außer Streit gestellt hat, dass das keinesfalls sein kann, aber auch die anderen Fragen sind in meinen Augen am Rande sozusagen dessen, was akzeptabel ist -, ersparen könnten, wenn wir die Verfahren beschleunigen würden. Das ist das, wofür ich mich mit voller Kraft einsetze. Und ich glaube, das ist das, was im Interesse der Betroffenen ist und im Interesse der österreichischen und Wiener Bevölkerung!

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön.

Wir kommen zur 4. Zusatzfrage, Herr Abg Dr Stürzenbecher.

Abg Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Ich bin erstens sehr positiv überrascht, dass auch der Kollege Ulm eindeutig festgestellt hat, dass der von Kärnten vorgegebene Rücktrittsgrund von der Grundversorgungsvereinbarung nicht stichhaltig ist, dass eben eine grundlegende Änderung der vor Vertragsabschluss gegebenen Umstände nicht gegeben ist, weil es eben eindeutig so ist, dass die Zahl der Asylwerber immer Schwankungen unterliegt. Das ist eine Erfahrungstatsache, die natürlich bei Vertragsabschluss bekannt war und wenn es jetzt mehr gibt als damals, so ist das keine grundlegende Änderung. Deshalb ist dieser Streit, der vom Kärntner Landeshauptmann vom Zaun gebrochen wurde, sicher ein weiteres Beispiel dafür, dass das auf dem Rücken von Asylwerbern, von Leuten, die Hilfe brauchen, ausgetragen wird. Manchmal sind natürlich auch Vorschläge - weil das Asylgesetz auch angesprochen wurde -, die zu einer Veränderung und Verschärfung des Asylgesetzes kommen, nicht seriös und hart an der Grenze oder schon über dem, was menschenrechtskonform ist. Ich meine auch, dass man natürlich immer darüber nachdenken kann, wie man ein Asylgesetz verbessern kann. 

Aber auch aus Ihren bisherigen Ausführungen entnehme ich, dass die Verfahrensdauer das wichtigste ist. Die Verfahrensdauer hängt aber nicht nur vom Gesetz ab, sondern vor allem auch von den Beamten und davon, wie viele Beamte man hat.

Ist es nicht so, dass wir viel zu wenige Beamte haben, die diese Verfahren durchführen?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sehr geehrter Herr Abgeordneter! 

Ich glaube, Sie haben sehr präzise Ihren Finger in die sozusagen offene Wunde gelegt. Das ist auch in meinen Augen ganz genau das Problem. 

Wir haben sowohl in erster Instanz als auch in zweiter Instanz viel zu wenige Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen. Es gibt auch andere interne Probleme der Kommunikation und der EDV-mäßigen Verquickung, wo das Innenministerium aber sehr bemüht ist, wie ich aus den Gesprächen weiß, diese Probleme zu beseitigen. Aber das Hauptproblem ist, dass schlicht und einfach zu wenige Beamte da sind. Ich habe mir sagen lassen, dass in der Schweiz fünfmal so viele Beamte bei der Bewältigung der Anträge von Asylwerbern tätig sind und die Schweiz ist bekanntlich nicht fünfmal so groß! Was schließen wir daraus? Dass dort genügend Leute da sind und die Verfahren viel, viel schneller vollzogen werden können. 

Ich glaube, unsere ganz zentrale Forderung und der wirkliche Schlüssel für viele Probleme, die es zu lösen gibt, ist eine Beschleunigung der Verfahren. Das kann nur dadurch gehen, dass es eine massive Aufstockung der Beamten und Beamtinnen gibt, die dieses Asylgesetz vollziehen und zwar sowohl in Asyleinrichtungen des Innenministeriums selber, also in der ersten Instanz, also auch beim UBAS, beim Unabhängigen Bundesasylsenat, der ebenfalls seit Jahren unter einer immer geringer werdenden Anzahl von Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen leidet, während im Gegenteil eine radikale Aufstockung notwendig wäre. Ich glaube, dass hier eine Erhöhung der Anzahl derjenigen, die dieses Gesetz vollziehen, ein Riesenschritt in unser aller Interesse wäre, um die vor uns liegenden Probleme zu bewältigen.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön.

Damit ist die Fragestunde beendet.

Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde. 

Der Grüne Klub im Rathaus hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema “Skandalöse Zustände in den Wiener Gemeindespitälern – Turnusärztinnen und Turnusärzte werden nicht ausgebildet sondern ausgebeutet“ verlangt. 

Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt.

Ich bitte die Erstrednerin, Frau Abg Dr Pilz, die Aktuelle Stunde zu eröffnen, wobei ich bemerke, dass ihre Redezeit mit 10 Minuten begrenzt ist. Für die weiteren Wortmeldungen bringe ich in Erinnerung, dass sich die Damen und Herren Abgeordneten nur einmal zum Wort melden dürfen und ihre Redezeit mit 5 Minuten begrenzt ist.

Abg Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Danke, Frau Präsidentin.

Frau Stadträtin! 

Sie haben in der Fragestunde gemeint, Sie blicken nach vorne und Sie werden jetzt Lösungen in Angriff nehmen. Sie haben aber auch ein Erbe übernommen, Frau Stadträtin. Ein Erbe, das Ihre Amtsvorgängerinnen und Amtsvorgänger hier zu verantworten haben und Sie müssen zu dieser Verantwortung stehen.

Ich habe bereits im November ausführlich über die Misere in der Ausbildung gesprochen. Ich will das jetzt nicht noch im Detail vertiefen. Ich will Ihnen nur ein paar wenige Zitate aus der Studie, die die Österreichische Ärztekammer jetzt vor zwei Tagen vorgestellt hat, aus den Fließtexten zur Kenntnis bringen.

Da wird festgehalten, dass die Motivation der Turnusärzte am Anfang sehr hoch ist und am Ende sind sie demotiviert. Sie sagen und das sind Zitate, die in der Studie enthalten sind: „Die Ausbildung in Wien ist eine Katastrophe. Man kann nicht selbstständig arbeiten. Man hat das Gefühl, nicht ausgebildet zu werden. Man muss bereits überlegen, die Stelle oder den Beruf zu wechseln. Von Turnusärzten ausgeübte Tätigkeiten sind nicht relevant für die spätere Tätigkeit als Praktiker. Ich habe große Bedenken, was die Kompetenz künftiger Praktiker betrifft. Die Turnusärzte arbeiten oft im illegalen Bereich und können jederzeit vor Gericht gestellt werden. Turnus ist die Hölle. So schlechte Zustände gibt es in keinem anderen Land.“ Und: „Warum hat die Bevölkerung keine Angst, dass es eines Tages praktische Ärzte gibt, die sie gar nicht behandeln können?“

Frau Stadträtin, mit dem Hinweis darauf, dass jetzt und in der Gegenwart ohnehin schon alles besser ist und werden wird, können Sie hier weder die Turnusärzte und -ärztinnen, noch die Patienten und Patientinnen zufriedenstellen. Sie haben ein Erbe und Sie haben eine Verantwortung für die Fehler der Vergangenheit übernommen und Zustände - und das hat mir ein leitender Arzt in den letzten Tagen in meinen Gesprächen als alarmierende Botschaft gesagt -, die das Gesundheitssystem in seiner Substanz aushöhlen. Allgemeinmediziner, die nicht gut ausgebildet sind, gehen demotiviert in die eigene Praxis und haben den Eindruck, sie haben nichts gelernt, was sie für ihren Beruf brauchen. Das können wir uns nicht leisten!

Frau Stadträtin, Sie haben weiters gesagt, die fehlenden Ausbildungsberechtigungen sind ein Formalfehler, der jetzt schnellstens behoben werden soll. Ähnliches ist aus dem Büro des Herrn Dr Marhold gekommen, der gemeint hat, das ist, wie gesagt, leicht zu erledigen, weil es bloß vergessen wurde. 

Wenn es vergessen wurde, Frau Stadträtin, dann gibt es da herinnen Verantwortung für dieses Vergessen. Es wurde nämlich nicht gestern vergessen und heute bemerkt, sondern die Ausbildungsberechtigungen für die Gemeindespitäler sind 1994 zu Jahresende erloschen, Frau Stadträtin! Erloschen! Das heißt, seit 1.1.1995 werden Mediziner und Medizinerinnen zum Allgemeinmediziner in Ausbildungsstätten ausgebildet, die dazu keine rechtliche Legitimation haben.

Das, Frau Stadträtin, muss hier von denjenigen Politikern und Politikerinnen, die damals am Ruder waren, politisch verantwortet werden und das ist meines Wissens StR Rieder.

Frau Stadträtin, es trifft zu, dass man diese Ausbildungsberechtigung mit einem Ansuchen rückwirkend bekommen kann. Man kann es rückwirkend – Gott sei Dank – nachholen. Das hat nur ein paar kleine Details: 10 Jahre zurück, finde ich, ist schon eine ziemlich lange Zeit. 10 Jahre ein schwankender Rechtsboden für die Ausbildung, das ist ja wohl eine skandalöse Frist und, Frau Stadträtin, man kann sie dort nicht rückwirkend erteilen, wo die Ausbildung so schlecht ist, dass sie nicht erteilt werden kann! 

Da kommen wir, Frau Stadträtin, zu dem Punkt, was eigentlich der Anlass für die Kritik der Ärztekammer war. Die Ärztekammer ist seit 2002 dafür zuständig, durch Visitationen festzustellen und sicherzustellen, dass die Ausbildungsqualität an den Wiener Spitälern passt. Sie geht dieser Aufgabe nach, indem sie mit einem Team von Visitatoren kommt und mit den Turnusärzten und -ärztinnen und mit den Ausbildungsverantwortlichen spricht und Einsicht in Dienstpläne, in OP-Listen und so weiter nimmt. Bei diesen Visitationen ist diese Kommission auf Missstände draufgekommen, die sich - und man muss sich ja darüber nicht wundern - jetzt auch in dieser Studie spiegeln. 

Man konnte schon Anfang des vergangenen Jahres im “Doktor in Wien“, in der Zeitung der Ärztekammer, in Bezug auf eine Abteilung in einem Gemeinde Wien-Spital als Bericht von dieser Visitation lesen - und ich werde jetzt das Spital nicht nennen, Sie wissen sicher, um welches es sich handelt, es sind zwei, bei denen die Verhältnisse skandalös sind - und da steht jetzt wörtlich: „Hierbei fanden sich derart gravierende Missstände in der Ausbildung, dass die Ausbildungskommission der Ärztekammer für Wien beschlossen hat, der Österreichischen Ärztekammer die völlige Rücknahme der Ausbildungsberechtigung dieser Abteilung zu empfehlen.“ 

Wie, Frau Stadträtin, wollen Sie rückwirkend in jenen Abteilungen eine Anerkennung aussprechen, wo die Ver-hältnisse so miserabel sind, dass auch bei einer Revisitation festgestellt werden musste: Hier ist nicht auszubilden, hier gibt es nicht das Minimum an Qualität! Frau Stadträtin, wenn ich mein Kind in eine Schule schicke im guten Glauben, dass dort ein Maturazeugnis ausgestellt wird, weil eine Berechtigung dazu besteht und dann stellt sich heraus, dass die das gar nicht dürfen, dann frage ich mich, was mir als Bürger und Bürgerin angetan wird und wie ich eigentlich dazu komme, dass das Maturazeugnis meines Kindes vielleicht nichts wert ist, weil die Schule gar keine Maturazeugnisse ausstellen darf? Und das ist exakt der Fall! 

Ich werde in dieser Sache beim nächsten Tagesordnungspunkt einen Beschluss- und Resolutionsantrag einbringen, wo ich Sie auffordere, umgehend geeignete Maßnahmen sicherzustellen, dass den Bestimmungen des Wiener Krankenanstaltengesetzes entsprochen wird, dass die betroffenen Ausbildungsstätten ohne weiteren Aufschub geeignete und nachhaltige Ausbildungskonzepte vorlegen und, Frau Stadträtin, dass die Zeugnisse, die beurkundet werden, die Rasterzeugnisse - da ist die Unterschrift vom Ausbildner drauf, vom Abteilungsvorstand und vom Krankenhausvorstand - das wert sind, was in ihnen beurkundet wird, denn in diesen... (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Das ist ein guter Vorschlag, aber er kommt zu spät, Frau Kollegin! Das ist längst erledigt!) Das ist nicht längst erledigt! 41 Abteilungen haben Ausbildungsansuchen eingereicht, aber es ist keinesfalls so - und lesen Sie bei Präsident Dorner nach, lesen Sie nach -, dass diese Berechtigung so ohne weiteres zuerkannt wird, denn dazu muss die Qualität stimmen und dort... (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Ich kann Ihnen erzählen, was wir alles tun, damit die Qualität stimmt!) Und dort... (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Wir tun alles, damit die Qualität in Zukunft stimmt!) Für die Zukunft! Das sind alles große Hoffnungen. Wir müssen den Glauben dafür erst gewinnen! 

Jetzt schaut es so aus, Frau Stadträtin, dass es im schlimmsten Fall passieren kann, dass ein junger Arzt, eine junge Ärztin, weil er oder sie an einer Ausbildungsstätte ausgebildet wird, die dazu nicht berechtigt ist, dort keiner ärztlichen Tätigkeit unter Aufsicht nachgehen darf. Und wenn es ganz übel kommt, dann trägt der letzte Hund in der ganzen Sache, der arme Turnusarzt, die arme Turnusärztin, die Konsequenz für das Versäumnis der Politik und des Krankenanstaltenverbundes. Wie kommt der Turnusarzt oder die Turnusärztin dazu, dass er oder sie von einer zivilrechtlichen Klage, im schlimmsten Fall wegen Kurpfuscherei, bedroht ist, denn wenn den Turnusärzten bewusst ist, dass sie an einer Ausbildungsstätte ausgebildet werden, die über keine Berechtigung dazu verfügt, dann dürfen sie dort ärztlich nicht tätig sein. Und die Ärztekammer wird sich überlegen müssen, ob sie die Rasterzeugnisse von diesen Abteilungen überhaupt noch anerkennt! 

Frau Stadträtin, wenn Sie mit Ihrer Politik der Reform und der Veränderung ernst machen wollen, dann stimmen Sie meinem Beschluss- und Resolutionsantrag zu und stellen Sie sicher, dass nicht die Turnusärzte und -ärztinnen diejenigen sind, die die Versäumnisse der Politik Ihrer Amtsvorgänger und des Krankenanstaltenverbundes austragen müssen! Zeigen Sie ihnen, dass sie nicht im Regen stehen bleiben und dass Sie hier nicht eine Rechtssituation dulden, die es möglich macht, dass der Einzelne, der die Ausbildung im guten Glauben an die Stadt und an die Krankenhäuser gemacht hat, jetzt der oder die ist, der die Folgen zu tragen hat, die die Stadt verantworten muss! - Danke. (Beifall bei den GRÜ-NEN.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als nächste Rednerin hat sich Frau Abg Korosec zum Wort gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Präsidentin! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Als ehemalige Volksanwältin könnte ich Ihnen jetzt stundenlang Schmankerl oder Schikanen erzählen, wie Bürger von der Verwaltung behandelt werden. Ich habe nur 5 Minuten. 

Da gibt es zum Beispiel in Wien ein Gebrauchserlaubnisgesetz, die so genannte Luftsteuer. Ein Hausbesitzer, wenn er ein Fenstergitter will oder wenn er einen Fußabstreifer braucht, braucht einen Bescheid, zahlt Gebühren und bei Nichtzahlen Strafe. Das ist die eine Seite. 

Die andere Seite, wie Sie schon von der Frau Kollegin Pilz gehört haben, ist: Es gibt in Wien 41 Abtei-lungen, das heißt ungefähr 50 Prozent der Gemeindespitäler, die seit 1994 keine gültige Ausbildungsberechtigung haben! Frau Stadträtin, Sie haben heute gesagt, Sie wollen nicht verharmlosen. Was ist denn das, wenn Sie sagen, das ist ja eh fast nichts? (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Das habe ich nicht gesagt!) Bitte, 50 Prozent haben keine Ausbildungsberechtigung! (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Ich habe gesagt, dass die Maßnahmen schon eingeleitet worden sind, die gefordert wurden!) Und was heißt das? (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Ich habe gesagt, dass alles schon eingeleitet wurde!) 

Auch Frau Dr Pilz hat das schon angeführt: Eine Maturaschule ohne Öffentlichkeitsrecht, eine Hauserziehung ohne Öffentlichkeitsrecht, eine Mittelschule ohne Öffentlichkeitsrecht! Konkret heißt das, dass die Turnusärzte, die zwei, zweieinhalb, drei Jahre warten müssen, bis sie den Turnus überhaupt beginnen können, dann drei, dreieinhalb Jahre ihren Turnus haben, dann Allgemeinmediziner sein können, aber in einer Ausbildungsstätte tätig waren, die keine Berechtigung hatte! Und ist Ihnen das klar? Ich brauche es nicht zu wiederholen, denn die Frau Kollegin Pilz hat angeführt, welche Konsequenzen das im äußersten Fall haben könnte. 

Und Frau Kollegin Klicka, Sie haben am 19. Jänner eine Aussendung gemacht, wo Sie sagen - und da bin ich jetzt schon wieder beim Verharmlosen, weil Sie sagen, skandalisieren soll man nicht. Da bin ich bei Ihnen. Aber verharmlosen soll man wirklich auch nicht. Und wenn es da eine Aussendung gibt „Ärzteausbildung in Wiener Spitälern funktioniert“... (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Meine Worte!) „Selbstverständlich sind die notwendigen Ausbildungsberechtigungen vorhanden“, sagen Sie. Frau Kollegin Klicka: Ist das Vogel-Strauß-Politik? Ist das bewusste Volksverdummung oder ist das Unwissenheit, weil ansonsten kann so eine Aussendung, für die Sie ja verantwortlich zeichnen, nicht hinausgehen! (Beifall bei der ÖVP und bei Abg Dr Sigrid Pilz.) 

Meine Damen und Herren! Fakt ist, 1998 hat es bereits die Bauer-Partner-Studie gegeben, wo diese ganzen Mängel aufgezeigt wurden. Was ist passiert? In einem - würde ich sagen - Rathausschreibtisch ist das alles sehr rasch verschwunden. Und jetzt in der IFES-Studie 2004 werden diese Mängel bestätigt. Also nichts ist passiert! (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Das stimmt nicht, dass nichts passiert ist!)
Frau StRin Brauner, ich hoffe sehr, weil ich Sie schätze, weil ich weiß, dass Sie etwas verändern wollen, dass jetzt tatsächlich etwas passiert, aber in der Vergangenheit ist auch immer zugesagt worden, was alles gemacht wird (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Die Zeit zurückdrehen kann ich auch nicht!), nur leider Gottes ist halt dann doch nichts passiert Also ich hoffe sehr, dass das jetzt anders wird! (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Die Zeit zurückdrehen kann ich nicht, das können Sie mir glauben!)

Sie haben heute auch gesagt, Frau Stadträtin, die Ausbildung ist gut. Wieso kann es dann sein, dass bei den Prüfungen in Wien 15 bis 20 Prozent durchfallen, in einem Fall sogar 25 Prozent, während der österreichweite Durchschnitt 5 bis 6 Prozent ist? Also das muss doch bei den Verantwortlichen - und seit Jahren ist das bekannt - zu irgendwelchen Reaktionen führen. Aber offenbar: Nein, ist halt so, kann man nichts machen. 

Die Turnusärzte sollen natürlich auch in Ambulanzen eingesetzt werden und selbstständig Patienten führen unter Supervision eines Facharztes - das ist eine conditio sine qua non - und viele, viele andere Maßnahmen, die teilweise schon aufgezählt wurden und die auch meine Kollegin Ingrid Lakatha bringen wird. 

Im Mittelpunkt jeder Debatte über Probleme im Krankenhaus aber steht das Patientenwohl. Daher hat uns allen die Ausbildungsqualität unserer zukünftigen Hausärzte oder Fachärzte ein ganz zentrales Anliegen zu sein, denn jeder Einzelne der Bürgerinnen und Bürger kann davon betroffen sein! - Danke. (Beifall bei der ÖVP und bei Abg Dr Sigrid Pilz.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste zum Wort gemeldet ist die Frau StRin Landauer. Ich erteile ihr das Wort.

StRin Karin Landauer: Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Frau Stadträtin!

Sie haben jetzt einen Zwischenruf gemacht „Man kann die Zeit nicht zurückdrehen“. Das ist genau... (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Ich kann es jedenfalls nicht! Vielleicht kann es jemand anderer, aber ich kann es nicht!) Sie können es nicht und ich glaube, das können wir alle nicht. Es gibt, glaube ich, glückliche Momente in jedem Leben, wo man die Zeit gerne zurückdrehen würde. Deswegen haben wir quasi, als der Artikel von der Frau Dr Pilz im “Standard“ erschienen ist, reagiert und haben einen so genannten Ausbildungsgipfel verlangt, weil wir gesagt haben: „Wir wollen, dass hier mit allen im Rathaus vertretenen Parteien und den Expertinnen und Experten gesprochen wird.“ Die Frau Abg Klicka hat mir dann ausgerichtet, dass ich wie immer nicht weiß, von was ich rede. Aber das ist einfach halt das politische Hickhack, was meiner Ansicht nach völlig unnötig ist. 

Sie haben jetzt, heute, bei der mündlichen Fragestunde gesagt, dass der Herr Dr Marhold bereits ein Ausbildungszentrum ins Leben gerufen hat oder ins Leben rufen wird. Was ich mich frage, ist: Es gibt seit vielen Jahren hier im Krankenanstaltenverbund eine Verantwortliche. Ich sage jetzt ganz bewusst den Namen nicht, weil ich ihn immer wieder erwähnt habe. Wir haben den Krankenanstaltenverbund neu ausgeschrieben, neu bestellt. Mit Ihrem Engagement glaube ich, dass wahrscheinlich wirklich einiges davon zu verändern ist. Aber diejenige Person, die für Personal und Ausbildung zuständig ist und war, ist immer noch in Amt und Würden! Ich habe keine Ahnung, warum das so ist. Vielleicht kann mir das einmal irgendwer erklären, weil meiner Ansicht nach dieses Nichthandeln völlig zu Schaden der Patientinnen und Patienten geht. 

Ich will gar nicht wiederholen, was die Frau Dr Pilz und die Frau Korosec gesagt haben, zu welchen Arbeiten die Turnusärzte herangezogen werden. Was ich herausgreifen möchte, sind die Überstunden. Es gibt Turnusärzte, die für Nachtdienste herangezogen werden und dort sehr, sehr, sehr, sehr oft aus den unterschiedlichsten Gründen allein gelassen werden. Da gibt es manches Mal Bedenken, wegen eines schwierigen Falles den Oberarzt aufzuwecken, weil es jetzt drei oder vier Uhr in der Früh ist. Ich denke, hier muss ganz, ganz schnell etwas passieren, weil ja auch hier die Arbeitszeit nicht eingehalten wird. 

Bezüglich der Tätigkeiten möchte ich jetzt eigentlich gar nichts mehr sagen, wie das mit den 10 Jahren vonstatten geht, dass es da einfach Abteilungen gibt. Da haben Sie auch schon einiges in der mündlichen Fragestunde erklärt. Aber das ist sicherlich ein großes Problem, weil ich mich auch frage, viele der Turnusärzte gehen ja in die Allgemeinpraxis und unser großes Problem, das wir alle haben, ist: Ich gehe jetzt zu einem Allgemeinmediziner, er kann aus welchen Gründen auch immer keine Diagnose stellen und schickt mich zum Facharzt und der schickt mich wieder ins Spital. Das ist so ein wahnsinnig teures System und das ist darauf zurückzuführen, sage ich, weil ein Großteil der Turnusärzte äußerst schlecht ausgebildet ist oder gar nicht. 

Dann möchte ich noch auf das zurückkommen, was die Frau Dr Pilz wegen dieser zwei Jahre Visitationen gesagt hat, die es jetzt gibt. Das ist sicher ein Fortschritt. Da sind sich der Jurist der Ärztekammer, der Herr Dr Holzgruber und der Herr Dr Stefan Kastner, der Vorsitzende der Ausbildungskommission, einig, dass das ein guter Schritt ist. Aber das Problem ist, dass das viel zu aufwendig ist. Sie schlagen zum Beispiel vor, dass regelmäßig Fragebögen erstellt werden, wo man die Erfolge oder Nichterfolge nachfragen kann. 

Ich würde Sie noch einmal bitten - ich meine, wir haben das über die Presse gemacht -, dass es zu einem Ausbildungsgipfel oder zu einem Ausbildungsarbeitskreis oder zu einer Möglichkeit kommt, wo mit Expertinnen und Experten gesprochen wird. Und wie gesagt, die Verantwortliche im Krankenanstaltenverbund sollte man doch zur Rechenschaft ziehen! (Beifall bei der FPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Abg Hundstorfer. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Rudolf Hundstorfer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Präsidentin! Liebe sehr geehrte Damen und Herren!

Frau Dr Pilz, ich kann es verstehen, dass Sie krampfhaft versuchen... - (Abg Dr Sigrid Pilz: Da bin ich! Da bin ich!) Ich weiß schon, wo Sie sitzen. - ...dass Sie von Zeit zu Zeit krampfhaft versuchen, irgendwo in den Medien mit einem Skandal aufzutauchen. Sie sollten nur wirklich einmal mit einem vermeidlichen Skandal... (Abg Dr Sigrid Pilz: Vermeintlichen!) Sie sollten einmal nur ein bissel hinter die Kulissen schauen. 

Punkt 1: Wenn hier behauptet wird, dass einer Ausbildungsstätte die Ausbildungsberechtigung entzogen wurde, so ist das korrekt. Aber da ging es um die Facharztausbildungsstelle. 

Punkt 2: Diese Abteilung hatte eine Ausbildungsberechtigung ganz ordnungsgemäß seit ewig und sie hat auch 1994 das Gesetz nachvollzogen. Das ist einmal das. (Abg Dr Sigrid Pilz: In der anderen Abteilung!) In der anderen Abteilung geht es um eine andere Sache. Aber in der einen Abteilung, die hochgespielt wurde, berechtigt hochgespielt wurde, wo die Kolleginnen und Kollegen berechtigt gekommen sind und gesagt haben, so geht das nicht weiter, wurde mit unserer Unterstützung diesem Primararzt, der in dieser Stadt nicht ganz unbekannt ist, die Ausbildungsberechtigung entzogen. Das ist einmal die eine Sache. 

Die zweite Sache ist, die Sie auch einmal wissen sollten: Es gibt ein Verzeichnis jener Einrichtungen, die anerkannte Ausbildungsstellen sind. Dieses Verzeichnis ist seit ewig aufliegend. Dieses Verzeichnis ist in den 90er Jahren vom Bundesministerium für Soziale Sicherheit und Generationen erstellt worden. Da sind alle Abteilungen Wiens, auch die 41, die es bis vor wenigen Wochen nicht gemacht haben, enthalten. Alle Wiener Abteilungen sind enthalten. 

Die Österreichische Ärztekammer hat, als die Novelle 2000 war und die Kompetenz auf die Österreichische Ärztekammer übergegangen ist, dieses Verzeichnis selbstverständlich übernommen und mit diesem Verzeichnis weitergearbeitet. Und hier zu sagen: Was ist, wenn da eventuell jemandem und so weiter - Fakt ist, dass die Österreichische genauso wie die Wiener Ärztekammer alle Zeugnisse, die von Abteilungen des Krankenanstaltenverbunds ausgestellt worden sind, anerkannt hat, zur Kenntnis genommen hat und die Berufsberechtigung nach Absolvierung der Prüfung auch ausgestellt hat. Das sind die nüchternen Fakten. Und hier zu sagen, man könnte einen Zivilrechtsprozess konstruieren, ist zwar bei totaler juristischer Auslegung nett, aber ist nicht das Faktum! Das Faktum ist, dass der Krankenanstaltenverbund im Jahr 1994 für gewisse Abteilungen nichts gemacht hat. Faktum ist, dass das Ministerium auch nichts gemacht hat, weil das Ministerium gesagt hat: Wir lassen alle in der Liste. Faktum ist, die Ärztekammer hat das übernommen. Faktum ist, die Ärztekammer stellt aus.

Aber natürlich haben wir massive Probleme. Das ist ja überhaupt keine Frage, dass wir in der Ausbildung massive Probleme haben. 

Es ist auch keine Frage, Frau Korosec, natürlich gibt es zu denken, wenn als einziges Bundesland in der Wiener Ärztekammer die Durchfallsquote um einiges höher ist als in allen anderen Bundesländern.

Was ist die Antwort darauf? Einerseits die Antwort, wir haben gemeinsam mit dem KAV vor zwei Jahren ein Berufsbild entwickelt, das unterzeichnet ist, das gültig ist. Das ist der eine Punkt.

Der zweite Punkt ist, dass wir uns bemühen, schon bemüht haben und auch verstärkt bemühen werden, die Frage der Tutoren in den einzelnen Abteilungen, in den einzelnen Primariaten effektiv umzusetzen. Es ist ja auch ein Problem innerhalb der Ärzteschaft, darf ich einmal ganz offen hier sagen. Es ist nicht nur ein Problem der Stadt, sondern es ist auch ein Problem innerhalb der Primariate. 

Ich darf Sie korrigieren, es sind nicht 50 Prozent der Abteilungen, die 41. Wir haben derzeit 170 Primariate. Die Relation ist um eine Spur eine andere. Was noch dazukommt, ist dass wir uns natürlich sehr intensiv damit beschäftigen werden müssen, hoffentlich auch durch eine Neukonstruktion der Verantwortlichkeit in der Generaldirektion, weil es gehören auch die Ausbildungsverantwortlichen in den Spitälern betreut. Auch da gehört hinterfragt. Auch da gehört mitgearbeitet. Das wird geschehen.

Zur Frage der Arbeitszeit der Turnusärzte darf ich die Frau StRin Landauer ganz zart korrigieren. Das Arbeitszeitgesetz wird eingehalten. Wir werden keinen Turnusarzt finden, wo dies nicht der Fall ist. Das Arbeitszeitgesetz, das im Krankenanstaltenarbeitszeitgesetz beinhaltet ist, wird eingehalten. Ich bin bei dir, wenn das jeden Monat an die Grenze geht. Ob das gesund ist, ist eine andere Geschichte. Aber auch hier ist es so, dass das nicht überall der Fall ist und in weiten Teilen das Krankenanstaltengesetz perfektest eingehalten und in einigen Bereichen ausgereizt wird. Das ist korrekt. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr StR Ellensohn. Ich erteile es ihm.

StR David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Der Herr Abg Hundstorfer hat gesagt, natürlich haben wir Probleme. Die Frau Stadträtin hat gesagt, natürlich wird sie die Probleme angehen und hat auf die Zukunft verwiesen. Also natürlich haben wir Probleme. Das haben wir letztes und vorletztes Jahr nicht hier gehört. 

Die SPÖ hat viele Funktionen in dieser Stadt und hätte sich auch früher darum kümmern können. Was nicht geht, ist wenn die Sigrid Pilz ihre Arbeit macht und Lainz und die Turnusärzte- und -ärztinnenausbildung hereinbringt, dann ist das ein Thema, vorher war es keines. Niemand hat Ihnen verboten, Ihre Aufgaben vorher wahr-zunehmen und sich vorher darum zu kümmern! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Ich möchte jetzt nicht den Vorwurf an der StRin Brauner aufhängen. Okay, sie ist neu in dieser Funktion und wird sich darum kümmern. Wir werden das beobachten. Aber das, was sich die SPÖ-Stadtregierung nicht erlauben kann, ist, jahrelang zuzusehen, wie die Ausbildung schlechter und schlechter wird, dann tauscht man eine Person aus, die man tatsächlich nicht dafür verantwortlich machen kann, die das dann neu macht, und dass dann die SPÖ nichts dafür kann, wird nicht gehen. Das wird auch die Bevölkerung verstehen, dass für den aktuellen Zustand, wenn auch nicht die Frau Brauner, zumindest die SPÖ, die in dieser Stadt immerhin seit längerem für dieses Ressort zuständig ist, verantwortlich ist. Die Fehler sind hausgemacht. Die Fehler sind von Ihnen hausgemacht.

Ich habe mir diesen sehr umfangreichen Bericht über die Ausbildungssituation von Turnusärzten - von Ärztinnen steht zumindest im Titel nichts - aus der Sicht des Patienten durchgelesen. Ich bin kein Gesundheitspolitiker, aber ich lese mir das durch und überlege mir, wie es mir gehen würde, wenn ich, was zum Glück selten oder fast nie der Fall ist, krank werden sollte, irgendwo hingehe und einem Arzt in die Hände falle, muss man in dem Fall wirklich sagen, auf den das alles zutrifft. 

Das sind ja Ärzte und Ärztinnen, die das ausgefüllt haben, 300 Personen, Stichprobe, die ihren Job gerne ernst machen würden. Da sind ein paar Punkte darin. 

Ausbildungskonzept: Die Turnusärzte und Turnusärztinnen werden gefragt, ob sie ein Ausbildungskonzept haben, dort, wo sie antreten und ausgebildet werden. Die Antwort von zwei Drittel ist, Ausbildungskonzept nie gehört, gibt es bei uns nicht. Es gibt einfach gar keines.

Einführung neuer Turnusärzte und -ärztinnen in die Abteilung: Jetzt würde man annehmen, dafür ist wahrscheinlich ein Oberarzt oder eine Oberärztin zuständig. Nun, zuständig schon, aber was passiert wirklich? Eingeführt werden alle entweder durch andere TurnusärztInnen, die noch lange nicht am Ende ihrer eigenen Ausbildung sind, oder vom Pflegepersonal, behaupten 77 Pro-zent bei der Umfrage. Noch einmal: Stichprobe, 300, sehr verlässlich. Die werden also nicht ausgebildet, wie es vorgesehen ist.

Arbeitsinhalte: Überhaupt abenteuerlich, wenn man durchliest, was die alles lernen und dann komme ich zu ihnen als Patient in die Praxis. Formulare ausfüllen, Blutdruck messen, PatientInnenbriefe schreiben. „Haben Sie den Eindruck, dass Sie viele Tätigkeiten ausüben, die eigentlich zu den Routinearbeiten anderer Berufsgruppen gehören?" - Drei Viertel haben den Eindruck, dass das ihre Hauptarbeit ist. Drei Viertel sagen: „Ich habe kein Ausbildungskonzept. Ausgebildet werde ich von anderen TurnusärztInnen und eigentlich bringt man mir bei, wie ich Blutdruck messe." 

Das ist nicht seit gestern oder vorgestern, sondern seit einer Ewigkeit. Sie wissen das und haben bis jetzt nichts gemacht. Man kann wirklich nur hoffen, dass sich das wesentlich bessert. Die Turnusärzte und Turnusärztinnen selbst, die da am Ende stehen, die nicht von sich aus das Problem sind, sondern die zu einem gemacht werden, schreiben dann auf die vielen Fragen, die hier ausführlich beantwortet werden, sie möchten nicht die "Flascherldeppen" sein und Ähnliches. Wenn man sich vorstellt, wie viel Geld und wie viel Zeit hineingesteckt wird, dass jemand überhaupt ein Studium in dem Bereich abschließen kann und nachher wird mit jemandem, der diese Ausbildung genossen hat, die uns allen etwas nutzen soll, so umgegangen, dann ist das traurig und es ist eine Vernichtung von Wissen.

Dann komme ich noch zu den Punkten mit der Durchfallsquote. 14 Prozent fallen durch. Die dürfen alle wieder antreten, nur in der Zwischenzeit, bis sie wieder antreten dürfen, sind sie natürlich wieder nicht am Patienten oder an der Patientin dran, sondern müssen irgendetwas Fremdes machen, fahren ein halbes oder ein dreiviertel Jahr Taxi und machen dann die Prüfung wieder. In der Zeit werden die Leute leider wieder nichts dazulernen. Der erste Reflex der Sozialdemokratie war aber schon, eigentlich ist nicht wirklich etwas passiert und außerdem machen Sie das ohnedies. 

Ich empfehle, die Homepage turnusarzt.com zu lesen. Dort steht ausdrücklich namentlich des Öfteren die Sigrid Pilz, die am Anfang noch angegriffen wurde. Mittlerweile ist das Problem bekannt und kann nicht mehr geleugnet werden. Es war dasselbe System bei Lainz. Zuerst war keines, dann ist die Sigrid Pilz hartnäckig drangeblieben, dann hat es tatsächlich Lösungsversuche gegeben und es ist jetzt besser als es am Anfang war. Wenn Sie wissen wollen, was Turnusärzte und Turnusärztinnen wirklich glauben, dann lesen Sie das unter anderem auf dieser Homepage nach und nicht nur in den eigenen Presseaussendungen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau Abg Lakatha. Ich erteile es ihr.

Abg Ingrid Lakatha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Präsidentin! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Der Weg zum Allgemeinmediziner ist in Wien ein langer und steiniger. Das durchschnittliche Medizinstudium dauert 12 bis 14 Semester und dann beginnt das lange Warten auf einen Turnusplatz. In gemeindeeigenen Spitälern dauert er zwei bis zweieinhalb Jahre. Was machen diese jungen Menschen in der Zwischenzeit? Sie arbeiten als Taxifahrer, als Kellner und, wenn sie Glück haben, einmal irgendwo in einem Labor. (Abg Rudolf Hundstorfer: Weil wir das einzige Bundesland sind, das die Ausbildungsplätze überhöht hat!) Es ist so. Es ist nicht natürlich so und es soll auch nicht selbstverständlich sein. (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Wir bilden mehr aus!) Das ist aber sicher mehr als notwendig, denn wir brauchen dementsprechend viele praktische Ärzte in Wien. (Abg Rudolf Hundstorfer: Was ist mit Niederösterreich? Was ist mit Oberösterreich?)

Wenn dann endlich ein Turnusplatz bekommen wird, was passiert? Dann ist der Großteil dieser Turnusärzte mit der Ausbildung nicht zufrieden. Ein Drittel der Ärzte gibt an, dass sie praxisferne Arbeiten machen müssen. Also im Allgemeinen machen sie viele Schreibarbeiten, Verwaltungsarbeiten und kommen viel zu wenig an den Patienten heran. Herr Hundstorfer, hören Sie mir ein bisschen zu, weil Sie werden mich wieder belehren, was Wien angeblich alles so gut macht. Die angehenden Turnusärzte werden viel zu wenig eingesetzt. Sie dürfen Blutdruck messen, Patienten ans EKG hängen, dann eine Injektion machen und augenscheinlich werden viele nicht einmal auf Visiten mitgenommen. Das ist ein katastrophaler Zustand, dass man sie nur als Sekretärinnen verwendet.

Außerdem ist jetzt auf Grund der IFES-Studie von der Ärztekammer bekannt geworden, dass nur 31 Pro-zent Konzepte für Turnusplätze in den Abteilungen vorliegen. Alle anderen Abteilungen haben kein Konzept. Das ist ein katastrophaler Zustand. 

Bereits 1998 wurde in einer von Bauer & Partner festgehaltenen Studie auf die gleichen Mängel hingewiesen. Seither ist nichts geschehen, außer dass festgestellt wird, dass in einem einzigen Spital eine Ärztin für die Ausbildung zuständig ist. Bitte, das ist in Wien ja viel zu wenig. (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Das stimmt nicht!) 
Die ÖVP fordert von den Verantwortlichen, das heißt von der Stadträtin und den neuen Verantwortlichen vom Krankenanstaltenverbund ein Ausbildungskonzept, das praxisnah und patientenorientiert erstellt wird und das auch eingehalten werden muss. Denn es gibt auch jetzt Richtlinien, die ignoriert werden. Der Turnusarzt muss erkennen, was er wann, wo und von wem lernt. Es hat eine Bringschuld zu sein und nicht eine Holschuld. Bei diesem Konzept ist vor allem auch auf die Tutorentätigkeit einzugehen. Auch wenn Sie sagen, es ist ein Problem, aber diese Sachen müssen gelöst werden. Nur so lernen die Jungärzte wirklich etwas vom Anfang, von der Diagnose, von der Therapie und dann hoffentlich von der Heilung der ganze Sache. Es ist unbedingt erforderlich, dass sie bei den Visiten und Morgenbesprechungen dabei sind, denn die Jungärzte haben dann in den Nachtvisiten die Verantwortung für die Patienten und wenn sie nicht wissen, was sie dann verantworten sollen, weil kein anderer da ist, müssen sie zumindest wissen, was sich bisher getan hat. Turnusärzte müssen auch mehr in Ambulanzen eingesetzt werden, denn dort lernen sie für sie praktisch relevante Inhalte. 

Wenn ich jetzt so viel schimpfe und böse bin, möchte ich gleich sagen, dass die ÖVP nicht der Meinung ist, dass unsere praktischen Ärzte schlechte Ärzte sind. (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Dann kann die Ausbildung doch nicht so schlecht sein!) Sie sind ganz ausgezeichnete praktizierende Ärzte, nur den jetzigen Turnusärzten wird durch die mangelnde Ausbildung der Weg zum guten Arzt, zum guten Praktiker, erschwert. (Beifall bei der ÖVP.)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau Abg Mag Schmalenberg. Ich erteile ihr das Wort:

Abg Mag Heidrun Schmalenberg (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Was Sie heute gesagt haben, Frau Stadträtin, klang schon ein bisschen anders als das, was Sie in der Budgetdebatte im vergangenen November gesagt haben. Sie haben gesagt, Sie wollen in die Zukunft blicken. Das finde ich gut. Sie haben auch gesagt, man soll nichts verharmlosen. Das finde ich auch gut. Ich verstehe aber nicht ganz, warum die SPÖ dann ausgerechnet den Herrn Abg Hundstorfer herausschickt, der nämlich der Meister im Verharmlosen und im Herunterspielen ist. Ich frage mich auch, in welcher Funktion er gesprochen hat. (Abg Johann Driemer: Als Abgeordneter!) Als Gewerkschaftsvorsitzender? Hat er für die Turnusärzte gesprochen? Hat er für die Stadtregierung gesprochen? Es ist nicht ganz herausgekommen, für wen er eigentlich hier steht. (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Kollegin, haben Sie nicht zugehört, was er gesagt hat? Das war keine Verharmlosung!)

Wir stehen hier für die Turnusärzte, wir stehen hier für die Patientinnen und Patienten und wir verlangen hier, dass rasch Reformen umgesetzt werden. (Beifall bei der FPÖ.)
Dieses Herunterspielen, das Sie vielleicht nicht wollen, Frau Stadträtin, das aber Ihre Kollegen hier vom Rednerpult aus tun, wollen wir nicht. (Abg Rudolf Hundstorfer: Was habe ich denn heruntergespielt?) Wir wissen und ich weiß ganz besonders gut, aus vielen Gesprächen mit Turnusärzten, dass die Zustände wirklich sehr schlimm sind, Herr Kollege Hundstorfer. 

Die Turnusärzte befinden sich in einer Abhängigkeitsposition. Sie wollen später einmal einen Facharztausbildungsplatz, sie wollen später mal eine Anstellung in einem Krankenhaus. Sie werden in der Hierarchie regelrecht verrieben. Es ist einfach so und es wurde auch schon öfter heute hier gesagt, sie müssen am Ende ihrer Ausbildung eine Abschlussprüfung machen, für die sie von den Oberärzten und den Assistenzärzten in vielen Fällen viel zu wenig vorbereitet werden. Sie müssen viel Arbeit vom Pflegepersonal übernehmen. Eine Turnusärztin hat zu mir gesagt: „Am Tag mache ich 80 In-fusionen, 40 Heparinspritzen und 40 Blutabnahmen. Ich weiß nicht, ob das reicht, dass ich dann am Schluss eine voll ausgebildete Ärztin bin." 

Sie nehmen auch den Oberärzten und Assistenzärzten viel Arbeit ab. Sie schreiben Entlassungsbriefe, sie schreiben Transferierungsbriefe. Ein Turnusarzt hat zu mir gesagt: „Es fehlen in vielen Abteilungen die Diktiergeräte und es gibt auch oft keine Computer, wo wir die Patientenbefunde nachschlagen können, die notwendig sind, um diese Briefe zu schreiben. Weil es oft keinen Raum dafür gibt, wo wir das in Ruhe machen können, und keinen Zugang zum Computer, sitzen wir dann am Gang auf einem Stockerl und müssen uns von teilweise unleserlichen Fieberkurven irgendetwas zusammenreimen." Bitte, das sind wortwörtliche Aussagen von Turnusärzten. 

Ich finde das wirklich skandalös, denn das ist nicht nur eine Zumutung für die Ärzte, sondern es sind auch Fehlerquellen. Das alles sind Fehlerquellen. Wenn wir hier nicht etwas tun, und zwar rasch tun, dann kann viel passieren, was zum Schaden der Patienten ist, und das müssen wir verhindern. 

Die falsche Arbeitszeiteinteilung wurde auch schon angesprochen. Auch ich finde es eigentlich unmöglich, dass die Turnusärzte nicht an der Visite teilnehmen. „Während der Visite", wie ein Turnusarzt zu mir gesagt hat, „verabreichen wir Medikamente oder wir machen Blutabnahmen." Dabei ist gerade das Gespräch mit den Ärzten, mit dem Pflegepersonal am Bett des Patienten so notwendig, um zu wissen was in der Nacht zu tun ist oder wenn der Turnusarzt allein eine Handlung setzen muss. 

Weil Sie gesagt haben, die Arbeitszeit im Krankenhaus wird immer eingehalten: Nach meinen Informationen wird das Arbeitszeitgesetz oft nicht eingehalten, denn wenn Personalmangel herrscht, wenn jemand krank wird, dann kann immer einer nicht nach Hause gehen und in der Regel ist das das letzte Glied in der Kette. Es ist sehr oft der Turnusarzt. 

Wenn Sie also angesichts solcher Zustände sagen, es ist nicht so schlimm... (Abg Rudolf Hundstorfer: Das habe ich nicht gesagt! Unterstellen Sie mir nicht eine Aussage, die ich nicht getätigt habe!) Sie sagen, wir haben Probleme, aber Sie tun nichts. (Abg Rudolf Hundstorfer: Das wissen Sie überhaupt nicht!) Sie sagen, es ist eh da nicht so schlimm und dort nicht so schlimm. Helfen Sie mit! Unterstützen Sie die Frau Stadträtin! (Abg Rudolf Hundstorfer: Was, glauben Sie, tue ich den ganzen Tag?) Greifen Sie unter die Arme! Machen Sie einen Runden Tisch! Machen Sie einen Arbeitskreis! Kontrollieren Sie vor allem auch, ob die Reformen, die Sie dann vielleicht vorschlagen, im Krankenanstaltenverbund schlussendlich auch umgesetzt werden! (Beifall bei der FPÖ.)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau Abg Klicka. Ich erteile es ihr.

Abg Marianne Klicka (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Kollegin Schmalenberg, der Herr Abg Hundstorfer ist, so wie wir alle, ein Landtagsabgeordneter und hat auch in dieser Funktion hier gesprochen.

Wenn Sie sagen, wir tun nichts, haben Sie seit 2000 das Tutorenaufbausystem, das bereits erfolgt ist, nicht verfolgt. (Abg Dr Sigrid Pilz: Papiertiger!) Das sind keine Papiertiger. Es wurden jährlich 24 Ärzte ausgebildet und wir haben mittlerweile bereits 73 ausgebildete Kolleginnen und Kollegen. Ich kann aus eigener Erfahrung in den meisten Fällen Positives über diese Tutoren sagen. Das ist immer personenabhängig, das wissen wir alle ganz genau. Auch in anderen Schulen und Bildungssystemen ist das so. Das geht bis zur Universität, wo wir auch Universitätsprofessoren haben, die möglicherweise nicht die Ausbildung anbieten, die sich die Studenten wünschen. Aber ich kann das selbst sagen, vom Kaiser-Franz-Josef-Spital, wo ich schon an Mittagsbesprechungen teilgenommen habe, beim Herrn Prof Griesold, der sich wirklich hervorragend um die Jungärzte bemüht, wo sie auch zu Visiten mitgehen und die Fallbesprechungen dann dort erfolgen. (Abg Dr Sigrid Pilz: Gehen Sie dort einmal auf die Chirurgie!) Ich hoffe und wünsche mir in Zukunft, dass das flächendeckend so passiert. Es gibt natürlich in diesem riesigen System Einzelfälle. Das ist ganz klar. Aber das haben wir überall dort, wo Lehrende tätig sind. Da können wir bei den Schulen beginnen, ob öffentliche oder private. Ich glaube, darüber brauchen wir jetzt auch keine Schuldebatte zu führen. 

Ich denke, dass wir begonnen haben. Dass wir natürlich noch nicht das Ziel erreicht haben, wissen wir auch alle. Wir bilden aber in Wien auch eine sehr große Anzahl aus, denn immerhin überschreiten wir die Zahl der Auszubildenden, das ist ein Schlüssel 1 zu 15 pro Bett, allein in den 5 Großspitälern, in den 5 Schwerpunktspitälern, die wir haben, um 150 Jungärzte, die dort ausgebildet werden. Das muss man sich auch vor Augen halten. 

Auf der anderen Seite ist es so, dass in Wien, weil diese IFES-Studie ist eine österreichweite Studie, 57 Prozent aller Medizinstudierenden sind. Das heißt, wir werden auch in Zukunft nicht für alle diese 57 Prozent der Gesamtstudierenden in Österreich die Ausbildungsplätze zur Verfügung stellen können. Das wird sich rein zahlenmäßig nicht ausgehen. 

Ich möchte zur Frau Kollegin Korosec noch sagen, der Herr Kollege Hundstorfer hat das bereits erwähnt, ich habe meine Presseaussendung natürlich nicht aus dem Blitzblauen, Blitzroten oder wo immer her geschrieben, sondern ich habe mich natürlich genauestens informiert. Es ist so, dass eben im September 1993 dort alle Abteilungen von der Ärztekammer aufgelistet wurden, natürlich auch für alle von der Ärztekammer in diesem Schreiben angeführten Abteilungen von der MA 17 die Anträge gestellt wurden und in allen Fällen auch positive Anerkennungsbescheide gekommen sind. Das heißt aber, dass es jetzt nach einigen Jahren dort möglicherweise eine Durchforstung gegeben hat und man jetzt meint, dass einige dieser Stellen zu bestreiten sind. Aber Fakt ist, dass all diese Stellen als anerkannte Ausbildungsstätten angeführt sind. (Abg Dr Sigrid Pilz: Und die Erde ist eine Scheibe!) 

Das hat damit nichts zu tun. Von all diesen Abteilungen haben alle Turnusärzte die Anerkennung ihres positiv abgelegten Zeugnisses und ihrer Berufsausbildung erhalten. (Abg Dr Sigrid Pilz: Hast du den Brief von Präsident Dorner gelesen? Er sagt, die Abteilungen haben keine Anerkennung und ob sie sie kriegen, wird sehr die Frage sein!) Ja, aber auch die Ärztekammer kommt erst nach vielen Jahren dann drauf. (Abg Dr Sigrid Pilz: Das hat er an die Frau Stadträtin geschrieben! Die Ausbildungsqualität ist sehr schlecht!) Ich habe diese Ausführung vom Herrn Präsidenten Dorner in dieser Form nicht gelesen, sondern im Gegenteil, es wurden bereits, bevor dieser “Standard“-Artikel erschienen ist und bevor dieses Thema in den Medien auf eine sehr unerquickliche Weise, wie auch die Frau Vizepräsidentin der Ärztekammer feststellt, thematisiert wurde - und ich glaube, dass sie sehr wohl Recht hat, weil sie auch die Fortschritte sieht -, bereits die Anträge für die zuerst festgestellten möglicherweise fehlenden Anerkennungen gestellt, ausgearbeitet und der Ärztekammer vorgelegt. Das heißt, das war nicht eine Reaktion des Krankenanstaltenverbunds auf Grund der Thematisierung, sondern sobald die Ärztekammer einen für sie vorliegenden Missstand festgestellt hatte, wurde natürlich sofort reagiert. Aber es wurde niemandem eine positive Ablegung eines Zeugnisses verweigert.

Ich denke, dass wir mit all den Maßnahmen, die wir heute besprochen haben, dass wir Missstände erkennen, dass wir Mängel erkennen, einen guten Weg finden und positiv in die Zukunft schauen können, auch für unsere Turnusärzte. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Die Aktuelle Stunde ist beendet. 

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs 2 im Zusammenhang mit § 31 Abs 1 der Geschäftsordnung bekannt, dass an schriftlichen Anfragen von Abgeordneten des Grünen Klubs im Rathaus vier, des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien eine eingelangt sind. 

Von den Abgen Dr Matthias Tschirf, Dr Wolfgang Aigner und Dr Wolfgang Ulm wurde eine Anfrage an den Herrn Landeshauptmann betreffend "mehr Demokratie in Wien - für ein faires Wahlrecht in Wien" gerichtet. 

Das Verlangen nach dringlicher Behandlung dieser Anfrage wurde von der notwendigen Anzahl von Abgeordneten unterzeichnet. 

Gemäß § 36 Abs 5 der Geschäftsordnung wird die Beantwortung der Dringlichen Anfrage vor Schluss der öffentlichen Sitzung erfolgen. Ist diese um 16 Uhr noch nicht beendet, wird die Landtagssitzung zur tagesordnungsgemäßen Behandlung der Dringlichen Anfrage un-terbrochen.

Nach Beratung in der Präsidialkonferenz nehme ich folgende Umstellung der Tagesordnung vor: Die Postnummern 5, 6, 1, 2, 3 und 4 werden in dieser genannten Reihenfolge verhandelt. 

Gegen diese Umreihung wurde kein Einwand erhoben, ich werde daher so vorgehen. 

Die Postnummern 5 und 6 der Tagesordnung betreffen die Berichte der Wiener Patientenanwaltschaft über ihre Tätigkeiten in den Jahren 2000 bis 2003. 

Ich darf dazu in unserer Mitte recht herzlich den Wiener Patientenanwalt Dr Walter Dohr begrüßen, der sich im Anschluss an die Debatte zum Wort melden wird. 

Nach Beratung in der Präsidialkonferenz werden wir, so kein Einwand besteht, die Debatte dieser beiden Postnummern gemeinsam abführen und anschließend geschäftsordnungsgemäß die Abstimmung getrennt durchführen. 

Besteht ein Einwand? - Ich sehe keinen. 

Ich darf daher die Berichterstatterin, Frau amtsf StRin Mag Brauner, ersuchen, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Renate Brauner: Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich ersuche um Diskussion und Beschlussfassung.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Zu diesem Tagesordnungspunkt hat sich Frau Abg Dr Pilz zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

Abg Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Landtag ist, Gesundheitspolitik ist heute. Ja, wir sind ständig am Wort. 

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrter Herr Dr Dohr!

Wir diskutieren jetzt eine ganz lange Periode, nämlich von 2000 bis 2003, über die Tätigkeit der Patientenanwaltschaft und das ist in der Tat das Problem, über das wir heute zu reden haben. Was soll man eigentlich im Jahr 2005 aus einem Bericht für das Jahr 2000 noch für Schlüsse ziehen? Das ist schlechthin nicht etwas, wo man jetzt noch Politik machen kann. Der Punkt ist, dass wir schon verstehen, dass nach dem Ableben des Amtsvorgängers des Herrn Dr Dohr es nicht möglich gewesen wäre, sofort einen Bericht zu legen, der im Wesentlichen die Tätigkeit des Amtsvorgängers betrifft. Das haben wir auch nicht erwartet. Aber die Lieferfrist bis 2005 ist schon eine sehr lange. Damit erfüllt die Patientenanwaltschaft gegenüber der sie kontrollierenden und sie kommentierenden Öffentlichkeit nicht die Funktion, die sie zu erfüllen hat.

Es ist von der Patientenanwaltschaft mit Recht zu erwarten, dass man hier die Berichte diskutieren kann, denn der Patientenanwalt hat meiner Einschätzung nach auch die Aufgabe der Politikberatung, der Korrektur von Strukturproblemen und nicht nur die Aufgabe, Einzelfälle zu bearbeiten. Die hat er auch, aber nicht nur das. Daher sind wir enttäuscht. Wir sind enttäuscht, dass wir jetzt sozusagen wie einen großen Bissen alle Berichte auf einmal kommentieren und akzeptieren sollen und wir sind dazu nicht bereit.

Ich werde daher, und ich denke, das sollte auch Ihnen, Frau Stadträtin, ein Anliegen sein, jetzt einen Beschluss- und Resolutionsantrag einbringen, der sich mit dem Thema der Berichtslegung befasst. Sie haben schon im Gesundheitsausschuss und in anderen Gelegenheiten, zuletzt im Stadtsenat, hat mir StR Ellensohn berichtet, dazu Stellung genommen, zu dem Faktum, dass der Bericht kommt, wann er möchte oder eben auch nicht. Sie haben gemeint, Sie können ihn ja nicht zwingen. Frau Stadträtin, nachdem sozusagen Usancen, die es gibt, nämlich eine jährliche Berichtslegung, offensichtlich sozusagen nicht aus Selbstverpflichtung einzufordern sind, sind wir jetzt der Ansicht, dass man diese Pflicht auch tatsächlich im Gesetz auferlegen soll. Nachdem wir hier künftig keine verjährten Tätigkeitsberichte sehen wollen, stellen wir den Beschlussantrag: 

„Das zuständige Mitglied der Landesregierung möge einen Gesetzesentwurf vorbereiten, der § 6 des Gesetzes über die Wiener Patientenanwaltschaft folgendermaßen abändert: § 6 soll lauten: Die Wiener Patientenanwaltschaft erstattet dem Landtag über ihre Tätigkeit im vorausgegangenen Jahr spätestens bis 31. Dezember jeden Jahres Bericht." 

Das ist eh schon eine lange Frist. Da hat man ein Jahr Zeit, einen Bericht zu verfassen. Die Frau Kollegin Korosec würde ein halbes Jahr bevorzugen, umso besser. Aber sei es ein halbes, sei es ein ganzes Jahr, mit so einer gesetzlichen Regelung wäre sichergestellt, dass wir nicht bis zum Sankt-Nimmerleins-Tag warten. Ich hoffe, dass die Fraktion der Sozialdemokratie hier mitgehen kann, weil ich kann mir nun doch nicht vorstellen, dass es Ihnen wurscht ist, ob Sie etwas von der Patientenanwaltschaft hören oder nicht.

Nun zu den inhaltlichen Punkten. Ich will da gar nicht im Detail darauf eingehen, denn es spiegelt sich in diesen Berichten, in diesen beiden Bänden, das wider, was wir kritisieren. 

Offensichtlich haben Sie, Herr Dr Dohr, das Selbstverständnis in erster Linie und vor allem Einzelfällen nachzugehen, Menschen im Sinne einer Mediation, wür-de ich fast sagen, in Beschwerdefällen zur Seite zu stehen. Ich glaube, dass das eine wichtige, eine richtige Funktion der Patientenanwaltschaft ist. Sie haben hier einen Vorschlag in den zweiten Berichtsband aufgenommen, wo Sie Ihre eigene Zuständigkeit ausweiten wollen, unter § 2, nämlich die Vermittlung bei Streitfällen und die außergerichtliche Schadensregulierung bei Patientenschäden. Ich kann Ihnen hier in Ihrer Argumentation nicht folgen, denn ich meine, unter Punkt 1, Behandlung von Beschwerden von Patienten oder deren Vertrauenspersonen, ist das für mich abgedeckt. Ich möchte auch nicht, Herr Dr Dohr, dass Sie künftig noch mehr Ihren Arbeitsfokus auf diesen Bereich konzentrieren, denn was ich in Ihren beiden Berichten vermisse, sind wirksame Aussagen und ein wirksames Feedback zu Strukturproblemen der Wiener Gesundheitspolitik. Was ich vermisse, Herr Dr Dohr, sind Aussagen zu den Debatten, die in den vergangenen Jahren gesundheitspolitisch geführt worden sind.

Auf derselben Seite 7 nehmen Sie auch zu einer Debatte indirekt Stellung, nämlich zur Debatte über die Qualität der Betreuung in den Pflegeheimen, die uns weiß Gott in der Vergangenheit alle beschäftigt hat. Sie sagen, Sie sind nicht zuständig oder nur insofern zuständig, als es sich um Pflegeheime handelt, die dem Gesundheitswesen zugeordnet sind und da vor allem die städtischen - und über die haben wir ja debattiert - als Sozialeinrichtungen geführt werden und Sie daher keine Zuständigkeit daraus ableiten. Das ist für mich zu spitzfindig, denn ich denke mir und das hat die Einrichtung des Pflegeombudsmanns dann gezeigt, dass hier hoher Handlungsbedarf und hohe Erwartung, auch seitens der Politik und seitens der Bevölkerung ist, Missstände abzustellen. Wenn wir jetzt im Pflegeheimgesetz die Vorsitzführung der Heimkommission durch den Patientenanwalt verfügt haben und ich gleichzeitig lese, dass Sie Ihre Zuständigkeit hier gar nicht gegeben sehen, dann weiß ich nicht, ob wir in einem auf Gas und Bremse steigen. 

Mein Wunsch, dass Sie sich Strukturfragen annehmen, entspringt nicht dem, dass ich meine, wir politischen Oppositionsparteien brauchen Sekundanz von der Patientenanwaltschaft, sondern ich meine, dass gerade Sie, Herr Dr Dohr, mit Ihrem Team jemand wären, der eine Debatte, die dann auch zwischen Parteien kontroversiell geführt wird, von einer objektiven Seite, von der Seite des Erfahrenen, von der Seite durchaus des Empirischen, was Sie an Beschwerden vorfinden, was Sie selbst für Schlüsse ziehen, auf eine sehr positive Weise bereichern könnten.

Sie tun das nicht. Sie haben sich in der Vergangenheit nicht in diese Debatten mit positionierenden Beiträgen eingeschaltet. Sie haben, und das zeigt auch der Bericht, vor allem der zweite, wo es um die Pflegeheime in Bezug auf den Pflegeskandal eigentlich nur auf einer guten Seite zu tun ist, wo Sie sich eigentlich jeder Analyse enthalten und im Weiteren nur einige exzeptionelle Schadensfälle zitieren. Sie verzichten auf eine Positionsbeziehung in Bezug auf große gesundheitspolitische Themen der Stadt. Das finde ich schade. Das finde 
ich sehr schade. Das würde Not tun. Diese Art von Wahrnehmung von Patienten- und Patientinnenrechten braucht diese Stadt. So sind auch die Punkte, die Sie dann im einzelnen ausführen und wo ich Ihnen eigentlich in jedem folgen kann, wenn Sie sagen, im Bereich der Herzchirurgie, der Dialyse, der Orthopädie, der Gangbetten gibt es Missstände. Herr Dr Dohr, ich würde mir wünschen, dass Sie dann auch dazusagen, warum. 

Dass in der Dialyse Wartezeiten sind und Not an der Medizin herrscht, wissen wir. Wir wissen alle, dass es die vierte Schicht gibt. Sie schreiben das sozusagen konstatierend, nicht analytisch und Sie machen vor allem keine Ursachenforschung. Das wäre Unterstützung in Sachpolitik, denn die Dialyse in der Nacht ist nicht etwas, das nur deshalb stattfindet, weil es ein paar Ärzte gibt, die sagen, das ist eine gute Idee, sondern die findet statt, weil es in Wien Engpässe gibt. (Abg Kurt Wagner: Das wissen wir auch!) Wir reden jetzt nicht über die Dialyse, Herr Kollege Wagner. (Abg Kurt Wagner: Sie reden über die Dialyse, ohne dass Sie dazusagen, wieso es diese Engpässe gibt!) Die Engpässe gibt es, weil der Krankenanstaltenverbund versäumt hat, rechtzeitig Vorkehrungen, Vorsorge, Ausbildung zur Verfügung zu stellen, dass es genügend Kapazitäten gibt, dass wir nächtens nicht arbeiten müssen. (Abg Kurt Wagner: Wirklich nicht! – Abg Franz Ekkamp: Kompetenz haben Sie keine!) Herr Dr Dohr stellt fest, dass es hier Missstände gibt, ohne dazu weitere Ausführungen zu machen. 

Selbiges gilt für die Gangbetten. Es ist ein Skandal und unerträglich, dass es möglich ist, dass in modernen Krankenhäusern, wie dem SMZ-Ost als Beispiel, für frisch Operierte der Fall sein kann, dass sie nicht eine Stunde oder einen Tag, sondern eine ganze Woche neben der Toilette in ihrem Bett liegen, während Leute vorbeigehen, während der Besuchsbetrieb ist, weil es kein Bett gibt. Ich hätte mir erwartet, Herr Dr Dohr, dass Sie auch die Analyse dazugeben, nämlich der Umstand, dass es mit dem Bettenmanagement im Krankenanstaltenverbund nicht funktioniert, dass es Abteilungen und Stationen gibt, die leer stehen und gleichzeitig Gangbetten für jene Abteilungen und Stationen zur Verfügung gestellt werden müssen, die chronisch überfüllt sind. Wenn es Ihrerseits diese Antworten nicht gibt, dann kann ich bei dem Bericht nur feststellen, wie wahr, wie wahr. Herr Dr Dohr sieht das, was ohnehin schon alle wissen und zieht keine Schlüsse daraus.

Als Letztes, vielleicht aus gegebenem Anlass, erwähnen Sie in Ihrem zweiten Bericht die Verwechslung einer Blutkonserve durch einen Turnusarzt. Da sind wir beim Thema, das wir jetzt in der Aktuellen Stunde lang und breit behandelt haben. Turnusärzte, die allein gelassen Tätigkeiten tun müssen, für die Sie weder ausgebildet noch die für Sie vorgesehen sind, bleiben dann über und das hat dieser Fall bewiesen.

Die FPÖ hat mir sozusagen ganz frisch auf den Tisch einen Beschlussantrag, denke ich, ist es, geweht, zur Abberufung des Patientenanwalts hier einzubringen. Den werden wir GRÜNEN nicht unterstützen, weil wir sagen, es ist heute die erste Gelegenheit, Herr Dr Dohr, das mit Ihnen zu besprechen. Ich verstehe die Intention der FPÖ zu sagen, das geht so nicht. Ich sage das auch, dass es so nicht geht, aber ich möchte, dass wir einen Dialog anfangen, ich möchte, dass wir eine Aufgabenkritik anfangen und dass wir als Landtag, und das ist auch mein Beschlussantrag, nicht sagen, eine Institution arbeitet anders als wir es uns wünschen, sondern dass wir versuchen, die Dinge zu verändern. 

In diesem Sinne hoffe ich sehr, dass unserem Beschlussantrag zugestimmt wird und kann den Berichten die Zustimmung leider nur verweigern. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsidentin Mag Heidemarie Unterreiner: Sehr geehrte Damen und Herren!

Nachdem ich jetzt das erste Mal hier als Landtagspräsidentin sitze, erlauben Sie mir vielleicht ein paar Sätze zu sagen.

Es ist mir ganz wichtig zu sagen, dass es für mich eine große Ehre ist, dass ich der Stadt Wien in dieser Funktion dienen darf. 

Ich möchte auch all denjenigen danken, die mir das Vertrauen geschenkt haben, ganz besonders natürlich meiner Fraktion, die mich vorgeschlagen hat, nachdem unser Kollege Johann Römer aus gesundheitlichen Gründen seine politischen Funktionen zurückgelegt hat. 

Ich möchte aber auch meinen Kollegen Hundstorfer, Reiter und Winklbauer für die kollegiale Zusammenarbeit danken, als wir noch gemeinsam hier Gemeinderatsvorsitzende waren.

Ich denke mir, dass ich mich auch mit dem Herrn Präsidenten Hatzl und mit der Frau Präsidentin Stubenvoll gut vertragen werde.

In dem Sinne beginne ich jetzt mit meiner neuen Aufgabe und werde Sie, Frau Abg Korosec, zum Pult bitten. (Beifall bei FPÖ, SPÖ und ÖVP.)
Abg Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Frau Stadträtin! Herr Patientenanwalt! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wir diskutieren heute vier Jahre Patientenanwaltschaft, beginnend mit dem Jahr 2000. Wir schreiben heute den 28. Jänner 2005. Ich verweise auf das Gesetz des Patientenanwalts, auf § 6, wo eben festgelegt ist, dass jährlich ein Bericht vorzulegen ist. Selbstverständlich hat der Bericht dem zuständigen Ausschuss zuzugehen, der Landesregierung, hat hier diskutiert zu werden und ist damit auch der Öffentlichkeit zu präsentieren, damit auch notwendige Schlüsse daraus gezogen werden, nämlich Empfehlungen, welche Verbesserungen im Interesse der Bürgerinnen, der Bürger daraus gezogen werden können. 

Wenn man sich die Funktion des Patientenanwalts überlegt, ist es eine Ombudsfunktion. Ein Ombudsmann hat nichts anzuordnen, er hat zu empfehlen und er hat mit guten Argumenten zu empfehlen. Ich halte es für ganz besonders wichtig, dass man gerade in solch einer Funktion, eben in einer Ombudsmannfunktion, diese persönliche Autorität hat, die notwendig ist, weil mit persönlicher Autorität kann man sehr viel bewirken. Anordnen kann man nicht. Es ist eine Funktion, wo man mit dem Instrument, wie soll ich sagen, des sanften Rechts agieren muss und nicht mit Rechtsdurchsetzungsstrategien. Gerade beim Instrument des sanften Rechts sind Kontinuität, Nachhaltigkeit, Leidenschaft, das vor allem, Leidenschaft für die Sache, Zivilcourage und der unbändige Wille, für andere Menschen dazusein, etwas ganz Entscheidendes. 

Herr Dr Dohr, es tut mir Leid, gerade diese so wichtigen Punkte, die ich gerade angeführt habe, vermisse ich bei Ihnen. Ich vermisse es, wenn überfallsartig vier Berichte kommen, die nicht einmal im Ausschuss waren, nicht einmal in den Ausschuss gekommen sind, wo man sie diskutieren müsste, und die nur heute auf der Tagesordnung sind. Ich halte das für ungeheuerlich. 

Ich verkenne nicht die Schwierigkeiten, dass Dr Pickl im Februar 2001 verstorben ist und eben eine Neubesetzung stattgefunden hat. Da kann es zu gewissen Verzögerungen kommen. Aber es ist keine Entschuldigung, dass vier Jahre lang kein Bericht im politischen Gremium, nämlich im Landtag, vorgelegt wurde! (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren, trotzdem wird die Wiener Volkspartei den Berichten zustimmen. Warum? Der Grund ist, dass wir dem Instrumentarium der Patientenanwaltschaft einen dementsprechend hohen Stellenwert einräumen, weil wir wissen, dass die Patientenanwaltschaft für die Wiener Bevölkerung von Bedeutung ist. Wir erwarten aber von der Patientenanwaltschaft, dass in Zukunft tatsächlich die Berichte zeitgerecht jährlich vorgelegt werden, und zwar erwarte ich mir, dass im ersten Halbjahr des folgenden Jahres der Bericht vorgelegt werden kann.

Herr Dr Dohr, wir waren beide in der Volksanwaltschaft, daher rede ich nicht wie die Blinde von der Farbe, sondern ich weiß und habe es auch durchgesetzt, obwohl ich damals, als ich gekommen bin, gehört habe, das geht alles nicht, dazu braucht man viel länger, dass wirklich im folgenden Halbjahr ein Bericht fertig sein und in den dementsprechenden Gremien vorgelegt werden kann. (Beifall bei der ÖVP.) 

Notwendig sind, noch einmal, die Leidenschaft und das besondere Engagement. 

Meine Damen und Herren, die Patientenanwaltschaft gibt es seit 1992. Das ist eine gute und eine wichtige Einrichtung, weil 1992 hatten die Menschen das Gefühl: Wohin geht man sich beschweren? Aufs Salzamt? Es gab keine Stelle, die wirklich zuständig war. 

Ich bin auch sehr froh darüber, die Frau Präsidentin hat es schon gesagt, dass der Patientenanwalt in diesem Hause das Rederecht hat. Das war nicht immer so. Ich erinnere mich, ich habe es nachgelesen, weil ich war damals ja nicht in diesem Hause, dass 1997 die damalige Präsidentin Hampel-Fuchs auf Grund der Geschäftsordnung dem Herrn Dr Pickl das Rederecht erteilt hat. Heute gibt es aber das Rederecht auf Basis einer gesetzlichen Grundlage und das ist gut so. Ich halte das für sehr wichtig, weil ich zutiefst davon überzeugt bin, dass die Tatsache, dass man den Vertreter oder die Vertreterin dieser Einrichtung hier reden lässt, ein wichtiger Schritt, auch als Zeichen der Bewusstseinsbildung einer echten Patientenorientierung, ist. 

Zu den Berichten nur ein paar Sätze: Berichte sind mehr eine Bestandsaufnahme als eine Beschreibung der Probleme und Sorgen. Auch mir geht ab, wo die Analyse ist, wo wirklich die Empfehlungen sind. Die Problembereiche kennen Sie ja. Das sind genau die Bereiche, die die Oppositionsparteien seit Jahren in allen Gesundheitsdebatten immer wieder anführen: Steigender Bedarf an Dialyseplätzen, Kapazitätsmängel in der Herz- und Thoraxchirurgie, Gangbettenproblematik, Palliativbetten-mangel, mangelhaftes Entlassungsmanagement und so weiter. Das ist es. Das wissen wir. Man reagiert sehr vorsichtig von Seiten der Politik. 

Ich hoffe, dass diese Berichte, Frau Stadträtin, Sie jetzt dazu anregen, die notwendigen Schlussfolgerungen zu ziehen, und zwar rasch zu ziehen. Ich habe immer den Eindruck, nicht nur den Eindruck, es ist so, es geht alles so langsam. Man erkennt es zwar. Zuerst will man überhaupt nichts erkennen, streitet man nur alles ab, dann, wenn das nicht mehr geht, gibt man zu, dass ein Reformbedarf notwendig wäre, dann wird noch lange nachgedacht und dann wird langsam begonnen. Hier, meine Damen und Herren, geht es aber um Menschen, die oft nicht so viel Zeit haben zu warten. Daher bitte ich darum, dass man rascher vorgeht. 

Meine Damen und Herren, Frau Stadträtin, Sie sind am Zug und ich kann Ihnen versprechen, dass wir Sie bei allen Verbesserungen, die Sie vorschlagen, sehr unterstützen werden! (Beifall bei der ÖVP.)
Also noch einmal, wir nehmen die Berichte zur Kenntnis, weil uns das Instrumentarium eben so wichtig ist. Wir meinen aber, dass der derzeitige Leiter, Herr Dr Dohr, seinen Aufgaben nicht gerecht geworden ist. Ich will jetzt keine Lainz-Debatte führen, aber am ersten Tag hätten Sie, Herr Dr Dohr, in Lainz sein müssen und nicht erst lange nachfragen, ob sie überhaupt berechtigt sind, ob sie das überhaupt dürfen. Da hat man dazusein, wenn man mit Leidenschaft bei der Sache ist! (Beifall bei der ÖVP.)
Ich erwarte mir auch, dass der nächste Bericht, egal, wer dann die Leitung hat, im ersten Halbjahr 2005 vorgelegt wird, denn, meine Damen und Herren, wer rasch hilft, hilft doppelt! (Beifall bei der ÖVP.)
Präsidentin Mag Heidemarie Unterreiner: Als Nächste ist Frau StRin Landauer gemeldet. - Bitte.

StRin Karin Landauer: Frau Präsidentin! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Herr Prof Viktor Pickl war ein Wegbereiter für eine europaweite erfolgreiche Patientenanwaltschaft gewesen. Sein Leitsatz war: „Es gibt nichts Gutes, außer man tut es." 

Wir Freiheitlichen haben anlässlich der Bestellung des neuen Wiener Patientenanwalts im Oktober 2001 unsere Bedenken geäußert. Wir haben bedauert, dass es nicht zu einer anderen Bestellung gekommen ist. Wir haben damals auch gesagt, dass wir fürchten, dass die Entscheidung der SPÖ-Stadtregierung möglicherweise die Qualität der Patientenanwaltschaft vermindern wird. Leider haben wir recht behalten. Herr Dr Dohr liefert zwei Berichte für vier Jahre, nicht wirklich sehr mit Inhalten erfüllt. Ich werde darauf noch eingehen. 

Das, was mich eigentlich am meisten verwundert, ist, und das ist sehr zu begrüßen, denn ich war damals dabei, konnte dem Patientenanwaltschaftsgesetz zustimmen und wir waren sehr glücklich darüber, dass das eine Institution ist, die weisungsfrei ist. Für mich bedeutet weisungsfrei nicht, dass ich die Berichtspflicht nicht erfülle. Es steht im Gesetz eindeutig, dass dieser Tätigkeitsbericht einmal im Jahr der Wiener Landesregierung und danach dem Landtag vorzulegen ist. Die Begründung im ersten Bericht ist, dass das darauf zurückzuführen ist, dass Herr Prof Viktor Pickl verstorben ist, und zwar am 6.2.2001, und Herr Dr Dohr erst im Oktober 2001 bestellt wurde. Ich würde sagen, 2001 hat das niemand erwartet, aber ich würde meinen, spätestens im Sommer 2002 hätte der Bericht 2001 da sein können. Aber er kam nicht. 

Es ist auch so, dass Herr Prof Pickl die Patientenanwaltschaft immer wieder in die Öffentlichkeit gebracht hat, entweder mit positiven Dingen, wo es zu Entschädigungen von Patientinnen und Patienten gekommen ist oder halt auch mit Dingen, die vielleicht nicht in Ordnung waren. Ich frage mich, wo die Stimme von Herrn Patientenanwalt Dr Dohr bei den Missständen, die wir schon diskutiert haben, war. 

Jetzt nehme ich ein klitzekleines Beispiel. Gestern hat es in Wien Winter gegeben, Schnee. Es ist vorhergesagt worden, dass mindestens 20 Zentimeter Schnee fallen werden, aber es ist mehr gefallen. Es war eigentlich wunderschöner Pulverschnee. In der Früh hörte ich in den Nachrichten, dass die Zufahrt zum Krankenhaus Lainz, zum Geriatriezentrum am Wienerwald und zum Otto-Wagner-Spital nicht möglich ist. Ich habe mir zuerst gedacht, gut, das ist jetzt, um 7 Uhr, da sind noch nicht alle Wege geräumt. Aber das ist so geblieben. Jetzt weiß ich schon, das ist etwas völlig Unwichtiges, weil der Besucher zu Fuß gehen kann. Vor allem in diesem schönen Areal ist das wunderbar und man kann ein bisschen frische Luft schöpfen. Was ich mich gefragt habe, ist, wie das mit einem Krankentransport ist, wenn jemand, sage ich jetzt, vom Otto-Wagner-Spital zu einer Untersuchung ins Wilhelminenspital oder sonstwohin hätte müssen oder gemusst hat. Dieses kleine Beispiel, sage ich, hätte ein Herr Prof Viktor Pickl aufgegriffen, und zwar nicht in den Medien. Er hätte einfach angerufen, die zuständige Stadträtin oder den Herrn Prof Hauke, ich weiß es nicht genau, aber ich glaube, er ist noch in Amt und Würden, angerufen und hätte gesagt, da muss man doch irgendeine Lösung finden, diese Wege gehören gereinigt. Allein dieses kleine Beispiel zeigt uns einiges. Herr Dr Walter Dohr hat in seiner Antrittsvorstellung im Oktober 2001 gemeint: „Ich bin vom Typus her ein auf Konsens bedachter Mensch." - Das bin ich auch. Ich bin völlig auf Konsens ausgerichtet, weil ich eigentlich für die Bürgerinnen und Bürger in dieser Stadt etwas erreichen will, für die Patienten und Patientinnen. Deswegen habe ich dieses Beispiel genommen, weil es hier Gott sei Dank nicht um Leben und Tod gegangen ist. Aber da hätte man einfach zum Telefonhörer greifen können, weil vielleicht erfährt man das auch und es ist eh passiert, also geräumt worden.

Wir haben uns immer gefragt: Wo ist die Stimme des Patientenanwalts bezüglich der Missstände Strukturmängel in den Pflegeheimen? Da hat es immer irgendwie geheißen, der Herr Patientenanwalt ist nicht zuständig. Jetzt habe ich mir das Gesetz noch einmal genau angeschaut. Dort steht im § 3 Prüfmöglichkeiten: „Wird die Wiener Patientenanwaltschaft" - ich zitiere wörtlich – „mit Angelegenheiten des Gesundheitswesens in Wien im Rahmen der Landes- und Gemeindeverwaltung befasst (Krankenanstalten, Pflegeheime, Rettung und Krankenbeförderung, Angebote und Dienste der Stadt Wien im Gesundheitsbereich), haben sie die zuständigen Landes- und Gemeindeorgane bei der Erfüllung ihrer Aufgabe zu unterstützen." Das steht im Gesetz, Zitat Ende. 

Im ersten Tätigkeitsbericht, wo es um 2000 und 2001 geht, meint der Herr Patientenanwalt überhaupt nur mit einer Bemerkung auf Seite 16 zum Beispiel die Pflege alter Menschen. Im zweiten Bericht geht er schon mehr auf die Zuständigkeit ein und macht auch einen Vorschlag, dass quasi eine Änderung eintreten soll, weil - die Frau Dr Pilz hat das schon gesagt - die meisten Pflegeheime, auch die städtischen, eher als Sozialeinrichtung, Sozialwesen geführt werden. Die Frau Dr Pilz hat es bezeichnet, wir sind jetzt Gas und Bremse in einem. Ich sage, das ist überhaupt eine totale Haarspalterei für mich. Ein Zurückziehen von Verantwortung, oder ich weiß eigentlich nicht, was ihn wirklich dazu bewegt hat, das so festzustellen, dass er deswegen nicht zuständig ist oder dass es deswegen zu keiner Kooperation mit den Pflegeheimen gekommen ist, glaube ich einfach nicht. 

Wir, die wir den Prof Pickl alle erlebt haben, der hat bei den Pflegeheimen genauso agiert, hat genauso aufgezeigt, hat genauso auf die Strukturmängel hingezeigt. Warum sage ich Haarspalterei? Im Wiener Krankenanstaltenverbund ist für das Krankenhauswesen und für die Pflegeheime, glaube ich, immer noch der Herr stellvertretende GenDior Dr Kaspar zuständig. Da kommt erst die neue Führung. Das tritt alles erst in Kraft. Das ist eine Person, oder wissen wir das nicht, haben wir das bis jetzt noch nicht entdeckt, sind es vielleicht mehrere Personen? Ich weiß es nicht. Also ich sage, das ist Haarspalterei und ein Stehlen aus der Verantwortung.

Die Frau StRin Pittermann hat auf Grund dieses Nichthandelns des Patientenanwalts den Herrn Dr Werner Vogt als Ombudsmann für Pflegepatienten eingesetzt. Wir haben gesagt, das ist eine totale Parallelstruktur zum Patientenanwalt und glauben, dass das nicht sinnvoll ist. Wir glauben auch, dass es ein totaler Loyalitätskonflikt ist, weil sich der Herr Dr Vogt auf der einen Seite für die Patienten und Patientinnen, für die Bewohnerinnen und Bewohner einsetzen soll und auf der anderen Seite die Pflegepersonen zu ihm kommen. Deswegen haben wir, ich weiß es nicht, ich habe auch nicht nachgeschaut, aber sicher mindestens schon drei Mal einen Pflegeombudsmann eingebracht. Leider ist er von Ihnen immer mit der Begründung abgelehnt worden: „Es gibt eh die Personalvertretung.“ 

Aber wie immer das auch ist, wir haben jetzt den Herrn Dr Vogt, der wirklich viel aufgezeigt hat und er ist auch verlängert worden. Nur, wie gesagt, es gibt hier sicher einen Loyalitätskonflikt und wir haben quasi eine eigene Struktur noch einmal erfinden müssen. 

Der Herr Patientenanwalt präsentiert einen Vorschlag auf Änderung des Gesetzes über die Wiener Patientenanwaltschaft. Das freut mich wirklich. Vielleicht können wir dann überhaupt über diese Gesetzesänderung, auch über die Kompetenzen, über alles Mögliche reden.

Wir haben, als wir sehr ausführlich über das Wiener Pflegeheimgesetz diskutiert haben, mit der Frau StRin Brauner ja über genau dieses Problem sehr ausführlich diskutiert und haben gesagt, dass man wahrscheinlich den Pflegeombudsmann verankern muss, weil der Patientenanwalt seiner Aufgabe nicht gerecht wird. Und die Frau Stadträtin hat gemeint, das geht wahnsinnig schwierig, weil da verschiedene Dinge bedacht werden müssen. 

Der Herr Patientenanwalt Dr Dohr schlägt jetzt vor, dass man einen Satz in das Patientenanwaltgesetz hineinschreibt und ich zitiere: „In Angelegenheiten des Sozialwesens, die Alten- oder Pflegeheime betreffen." Also mit diesem kleinen Satz, meint er, ist es niedergeschrieben und damit wird er seiner Verantwortung nachkommen. Wir Freiheitliche glauben das nicht.

Ich möchte ganz kurz auf die Inhalte der Berichte eingehen. Wie ich das durchgearbeitet habe, habe ich mir teilweise gedacht: Ist das von dem einen Bericht in den anderen gewandert? Sind das dieselben? Im Grunde genommen sind es immer dieselben Probleme und da bin ich wieder bei der Verantwortung des Krankenanstaltenverbunds. 

Wir haben schon in der Aktuellen Stunde darüber diskutiert, dass man die Zeit nicht zurückdrehen kann. Für mich ist hier nicht die Frau StRin Brauner zuständig, sondern so, wie wir es schon immer gesagt haben: Der Herr Bürgermeister als Letztverantwortlicher und der Krankenanstaltenverbund. Der wurde ja jetzt neu bestellt und ich will Ihnen hier nur auflisten, was der Herr Patientenanwalt in dem Bericht drinnen hat:

Gangbetten: Haben Sie noch nie gehört? Schon, das hört man sehr oft und seit vielen Jahren.

Fehlende Dialyseplätze: Das ist auch nicht etwas, was man erst jetzt hört.

Menschenwürde bis zuletzt: Hier sage ich, das ist wirklich überhaupt das für mich völlig Unverständlichste, warum es uns in Wien nicht gelingt und es nicht möglich ist, dass wir für diesen letzten Gang - das ist nicht mehr revidierbar, da kann ich nicht sagen: Okay, machen wir es nicht heute, machen wir es morgen - Abschiedsräume schaffen. Das muss meiner Ansicht nach möglich sein.

Aufklärungsgespräche der Ärzte: Es steht immer wieder drinnen, dass es Kommunikationsprobleme gibt, dass der Patient zu wenig informiert wird. Das ist ein ganz großes Problem, weil der Patient schon so völlig überfordert ist und wenn dann auch noch die Zeit nicht da ist, dass er aufgeklärt wird, was passieren könnte, so ist das ein großes Manko. 

Verwirrte Bewohnerinnen und Bewohner in Pfle-
geeinrichtungen: Da gibt es von der Volksanwaltschaft, vom Herrn Dr Kostelka, einen wirklich guten Vorschlag. Wir haben beim Volksanwalt schon gebeten: Diskutieren wir über diese Möglichkeit, wie wir diese Menschen schützen können. Ich will sie weder zwangsweise irgendwo einkerkern, noch will ich sie sedieren, sondern es gibt Möglichkeiten, diese Menschen zu schützen. Wenn Sie glauben, dass Sie dazu zum Beispiel einen Vorschlag lesen, so ist das nicht der Fall.

Fehlendes Personal vor allem im Pflegebereich, egal ob im Krankenhaus oder Pflegeheim: Dadurch kommt es immer wieder zum Wundliegen und, meine Damen und Herren, zum Wundliegen da drinnen kommen zwei Patienten, einer ist 25 Jahre, der andere 29 Jahre alt! Das sind junge Patienten, das sind nicht die pflegebedürftigen Bewohnerinnen und Bewohner, über die wir hier schon diskutiert haben! Das sind Strukturmängel, das sind reine Strukturmängel! Dafür ist der Krankenanstaltenverbund zuständig! 

Bei der Herz-, Gefäß- und Transplantationschirurgie: Ich habe das hier schon ein paar Mal behauptet und Sie haben immer gesagt: „Das stimmt nicht“ - 7 Monate Wartezeit! Das ist nicht von mir erfunden, das steht hier drinnen, schwarz auf weiß. Wissen Sie, was 7 Monate für jemanden bedeuten, der noch gerne leben möchte? Ich denke, hier hat der neue Generaldirektor des Krankenanstaltenverbunds sehr, sehr viel zu tun, weil einfach diese medizinische Hochleistung, die wir in Wien anbieten, so etwas nicht verdient und für die Patientin und den Patienten eigentlich auch nicht aushaltbar ist. 

Mein Kollege Abg Günther Barnet wird einen Beschlussantrag einbringen, in dem wir die Landesregierung auffordern, Dr Walter Dohr als Patientenanwalt entsprechend den Bestimmungen des Gesetzes über die Wiener Patientenanwaltschaft umgehend abzuberufen. Ich nehme an, Sie, meine Damen und Herren, werden diesem Antrag nicht zustimmen, obwohl er sicher zum Wohle der Patientinnen und Patienten wäre. Die Frau Dr Pilz hat schon gesagt, sie stimmt ihm nicht zu, weil sie den Dialog mit dem Dr Dohr, mit dem Patientenanwalt eröffnen möchte. Der Dialog endet im Oktober 2006 ohnedies, da sind 5 Jahre dann abgelaufen. Wie gesagt, ich nehme an, dass unser Antrag nicht die Mehrheit bekommen wird, das heißt, wir können dann noch gemeinsam eindreiviertel Jahre lang einen Dialog führen. Aber wenn ich ganz ehrlich bin, erwarte ich mir keine wesentliche Veränderung. Aber vielleicht ist auch die heutige Diskussion Auftakt dazu, dass er den Konsens weiter behält, trotzdem die Öffentlichkeit informiert, wenn es eben - ich nehme jetzt nur ein Beispiel - Gangbetten gibt, einfach damit sich für die Patientinnen und Patienten in Wien alles noch mehr zum Besseren wendet. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsidentin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr Abg Kurt Wagner gemeldet:

Abg Kurt Wagner (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderats): Frau Präsidentin! Frau Stadträtin! Hoher Landtag! Meine Damen und Herren!

Wenn wir sehr aufmerksam - und ich habe das jetzt getan - meiner Vorrednerin bei ihrer Begründung und Argumentation gefolgt sind, dann bin ich für mich zu dem Schluss gekommen - und Sie verzeihen mir, dass ich Ihnen das jetzt so sage -, dass wir hier als Wiener Landtag und als Gemeinde Wien 365 Tage im Jahr die komplette Organisation für eine Grippewelle zur Verfügung stellen müssten, wir müssten 365 Tage im Jahr den 25. Dezember als Maß für die Müllabfuhr ins Auge fassen, weil es da die größten Müllberge in Wien gibt und so auch der Aufwand ist und wir müssten auch - und Sie verzeihen mir, wenn es gestern Gott sei Dank oder für manche leider den ersten extremen Schneefall in Wien, in unserer Bundeshauptstadt gegeben hat - 365 Tage im Jahr die extremsten Bereiche für die Schneeräumung in Betracht ziehen. Sie werden mir Recht geben, wenn wir das tun würden, würden Sie uns umgekehrt, meine Damen und Herren, vorwerfen (Aufregung bei der FPÖ.), wir haben keine schlanke Verwaltung, wir haben im Prinzip nicht dafür Sorge getragen, nämlich dann, wenn es notwendig ist, zwar da zu sein, aber nicht für alle Bereiche 365 Tage im Jahr! 

Meine Damen und Herren, und heute erlebe ich hier, dass von einer Oppositionspartei dieses Hauses schon wieder eines verlangt wird wie in sehr vielen Fällen, wenn Sie kein anderes politisches Argument mehr haben, nämlich immer dann, wenn Ihnen die Konzepte ausgehen, dann verlangen Sie halt den Rücktritt von einer dafür verantwortlichen Persönlichkeit und heute verlangen Sie hier den Rücktritt des Wiener Patientenanwalts! 

Ich kann mich noch genau erinnern, dass wir hier vor einigen Jahre bei den Diskussionen zum Bericht des Patientenanwalts Dr Viktor Pickl etwas anderes erlebt haben. Damals war es nämlich eine andere Oppositionspartei und die von mir sehr geschätzte Kollegin Alessandra Kunz, die halt ein bisschen ein Problem gehabt hat, nämlich mit dem Viktor Pickl, mit dem sie einen internen Konkurrenzkampf geführt hat. Bei jeder Sitzung hat sie den Rücktritt des Patientenanwalts verlangt, weil heute hier gesagt wird - und das ehrt ihn jetzt noch im Nachhinein -, dass er seine Sache gut gemacht hat. (Abg Mag Hilmar Kabas: Das haben wir immer gesagt!) Dann haben wir dem nichts hinzuzufügen! (Abg Dr Herbert Madejski: Bravo! Bravo!) 

Meine Damen und Herren, Viktor Pickl - und Sie erlauben mir, es wird in diesem Bericht auch darauf hingewiesen - hatte den Wahlspruch: „Es gibt auf der Welt wenig Gutes, es sei denn, man tut es.“ In diesem Sinne hat er sich bei seiner Arbeit hier leiten lassen. Was Sie aber genau von seinen Ausführungen auch hier an dieser Stelle wissen, ist dass der damalige Wiener Patientenanwalt immer eines auch gesagt hat und ich weiß das noch aus persönlichen Gesprächen, wenn ich ihm das eine oder andere Mal gesagt habe, lieber Viktor, na ja ein bisschen schneller könnte die Berichterstattung schon sein, dann hat er gemeint, er glaube nicht, dass es darauf ankommt, wie schnell man einen Bericht legt, sondern was man tut und wie das, was man arbeitet, von der Öffentlichkeit auch wahrgenommen wird.

Meine Damen und Herren, in diesem Sinne, würde ich meinen, ist auch sein Nachfolger hier angetreten, um für die Wiener Patientinnen und Patienten zu arbeiten. Wenn man ihm heute hier vorwirft, er hätte schon früher Berichte legen können, dann darf ich Ihnen in einem Bereich Recht geben und wir werden das jetzt nicht machen, Frau Kollegin Pilz. Wenn wir heute Ihrer Argumentation Folge leisten und Sie sagen, Sie stimmen den Berichten nicht zu, dann müsste ich von der Logik her sagen: Alles, was da drinnen steht, ist nichts anderes als Beschwerden, die Mitbürgerinnen und Mitbürger vorgebracht haben und die müssen wir eigentlich zur Kenntnis nehmen, weil die ja im Prinzip von der Patientenanwaltschaft nachgewiesen und bestätigt worden sind. Das heißt, die Berichte sind zur Kenntnis zu nehmen. Wenn Sie das nicht zur Kenntnis nehmen, bedeutet das, dass Sie die Kritik der Bürgerinnen und Bürger, die da drinnen steht, eigentlich nicht akzeptieren wollen! Das, glaube ich, wollen wir hier als Wiener Landtag gemeinsam nicht. Deswegen stimmt natürlich meine Fraktion - und so sollten Sie das auch tun - den Berichten zu. (Abg Dr Sigrid Pilz: Nein! – Abg Dr Herbert Madejski: Ohje!)
Ich möchte dem aber ein bisschen und ein Stück des Weges entgegenkommen. Wir sind und auch ich bin der Auffassung, dass man eine gewisse Berichtskontinuität und -pflicht hat, auch unseren Gremien gegenüber und aus dem Grund werden wir Ihrem Antrag diesbezüglich zustimmen. (Abg Dr Sigrid Pilz: Wunderbar!) Wir werden diesbezüglich hier Ihr Anliegen mittragen und ich habe auch mit dem Herrn Patientenanwalt bereits im Vorfeld gesprochen. Ich meine, man kann immer besser werden und vielleicht gelingt es uns, auch den in Ihren Antrag hineingeschriebenen Zeitraum vielleicht sogar noch zu unterschreiten, was uns alle hier, glaube ich, freuen würde und freuen wird. 

Meine Damen und Herren, was man aber auch tun sollte und tun muss, ist, die Kirche im Dorf lassen. Wenn Sie hier heute, Frau Kollegin Pilz, uns wieder in einer Analyse erklärt haben, dass aus dem Bericht eindeutig hervorgeht, was es ja alles nicht gibt oder was wir in Wien alles im Bereich des Gesundheitswesens versäumt haben, so habe ich bereits in einem Zwischenruf darauf hingewiesen: Es gibt vieles, wo ich Ihnen in einigen Bereichen Recht gebe, nicht in der Grundsatzanalyse. 

Gerade bei der Dialyse wissen Sie genauso gut wie ich, dass wir die größten Probleme haben. Wir würden von der Versorgungskapazität aus die Wiener Patientinnen und Patienten ausreichend versorgen können. Unser größtes Problem sind die Fremdpatienten aus Niederösterreich und da würde ich mir, und da geht meine Intention wieder an die Oppositionsparteien auf der linken Seite dieses Hauses, mehr Engagement und Mitarbeit auf Bundesebene wünschen. Es kann nicht so sein, dass Bundesländer jahrelang Versprechen abgeben, die aber in der Praxis nicht eingehalten werden und wo in der Regel die Patienten die Rechnung zahlen. Aber diese Rechnung zahlen die Wiener Steuerzahlerinnen und Steuerzahler eigentlich für etwas, wo sie gar nicht verpflichtet wären, dafür aufzukommen, nur weil wir aber menschlich diese Situation einsehen und aus dem Grund dafür auch gerade stehen. Nur halte ich diese Kritik dann ein bisschen für unfair, wenn wir wissen, dass wir für unsere Patienten eigentlich genügend Dialyseplätze hätten, aber mit den Fremdpatienten es dann - da gebe ich Ihnen völlig Recht und es ist ein gesundheitspolitisches Problem - zu Versorgungsengpässen kommt. Wenn man diese Leute aber fragt und ich kann Ihnen sagen, ich habe das zum Beispiel persönlich im Hanusch-Krankenhaus gemacht und habe auch die gefragt, die im AKH behandelt wurden, dass es eine andere Möglichkeit doch auch geben müsste und es ja nicht gesund ist, was hier gemacht wird, so haben mir von fünf Patienten drei gesagt, es ist ihnen egal, sie fahren lieber nach Wien als sich in Niederösterreich versorgen zu lassen. Frau Kollegin, das ist die Realität! Damit müssen wir leider zwangsläufig fertig werden! 

Meine Damen und Herren, wenn Sie diesen Bericht über vier Jahre intensiv lesen, dann muss man hier auch eines zugeben und das möchte ich von hier aus auch tun: Ich darf mich beim amtierenden Patientenanwalt und vielmehr auch bei seinem Team, den sehr engagierten Damen und Herren, in der Mehrzahl Damen, sehr herzlich für die geleistete Arbeit in diesem Berichtszeitraum bedanken und ich muss dazu sagen, es ist eine erstklassige Arbeit, die hier geleistete wurde! Wenn man die Personen fragt, die sich an die Patientenanwaltschaft ge-wendet haben, dann werden auch Sie draufkommen, dass im überwiegenden Bereich, nämlich in mehr als 90 Prozent der Fälle, diese Personen mit der Arbeit der Patientenanwaltschaft nicht nur zufrieden, sondern sehr zufrieden sind! In diesem Sinne, Herr Doktor, darf ich mich bei Ihnen und bei Ihren Mitarbeitern dafür sehr herzlich bedanken! (Beifall bei der SPÖ.)
Meine Damen und Herren, jetzt bitte ich Sie um etwas ganz anderes. Ich bitte Sie bei aller Kritik und Diskussion, die von den Oppositionsparteien nicht nur zulässig, sondern aus ihrer Sicht auch angebracht sind, trotzdem um Fairness. Wenn in einem Unternehmen Fehler passieren, dann gibt es eine Statistik, wo man im Prinzip messen kann, wie gut dieses Unternehmen ist oder wie schlecht dieses Unternehmen wäre. Wir gehen nach internationalen Kriterien davon aus, dass bei 0,5 bis 1 Prozent Fehler, die in einem Unternehmen passieren, das ein sehr gutes Unternehmen ist. Bis zu 3 Pro-zent Fehlerhäufigkeit ist zulässig, aber was darüber ist, da müsste man nachdenken. 

Dann darf ich Ihnen hier nur ein paar Vergleichszahlen, die auch da drinnen stehen, sagen: Die Wiener Rettung hat im Jahr 2000 136 000 Einsätze gehabt und dabei gab es 24 Beanstandungen, die an die Patientenanwaltschaft herangetragen wurden. Im Jahr 2001 waren es 142 000 Einsätze mit 18 Interventionen, im Jahre 2002 153 000 Einsätze mit 20 Interventionen und im Jahr 2003 158 000 Einsätze mit 22 Interventionen. Wenn Sie sich das in der gesamten Gesundheitsversorgung anschauen, jetzt nicht einmal nur die Rettung, sondern... (Aufregung bei Abg Dr Herbert Madejski.) Ja, hören Sie mir jetzt zu! Im stationären Bereich gab es bei 378 000 im Prinzip stationär versorgten Patienten im Jahr 2000 und bei 3 542 000 im ambulanten Bereich 5 483 Inter-ventionen bei der Patientenanwaltschaft! Das ist nicht einmal 1 Prozent, viel weniger, das ist im Promillebereich! Und so kann man auch, was Sie hier ableiten wollen von der Qualität, wo Sie abgehen wollten... (Weitere Aufregung bei Abg Dr Herbert Madejski.) Herr Kollege, hier wurde von dieser Stelle gesagt, der Herr Patientenanwalt müsste eine Analyse des Gesundheitswesens und der Versorgung in Wien machen! Ich mache jetzt nichts anderes als dass ich Ihnen die Zahl für diese Analyse gebe. (Große Aufregung bei Abg Dr Herbert Madejski.) Herr Kollege Madejski, wenn Sie sich berufen fühlen, hier zum Gesundheitsbereich zu reden, dann kommen Sie heraus oder lassen Sie sich von Ihrer Fraktion in den Gesundheitsausschuss delegieren! Da haben wir dann trefflich Gelegenheit, über diese Dinge zu diskutieren!

Meine Damen und Herren, was ich Ihnen damit sagen möchte, ist dass insgesamt bei aller angebrachten Kritik, die in Einzelfällen notwendig und richtig ist, wir davon ausgehen können, dass wir nicht nur mit der Institution der Patientenanwaltschaft auf dem richtigen Weg sind, sondern dass insgesamt die Analyse daraus auch eine richtige ist. Und wenn heute hier von dieser Stelle gefordert wurde, dass der Patientenanwalt doch auf die aktuelle Situation Replik beziehen soll, wenn er einen Bericht über die Jahre 2000 bis 2004 bringt, dann müsste er eigentlich ein Hellseher sein, um auf die gestrige Situation bei der Schneeräumung überhaupt Bezug nehmen zu können. 

Ich will aber hier nicht von unserem eigentlichen Thema abschweifen, sondern ich meine, dass die angezeigten Fälle in Einzelbereichen durchaus berechtigt sind. Wenn man sich hier im Bericht über das Jahr 2002 bis 2003 die Seite 49 durchliest, dann kann ich dem nichts hinzufügen, wo der Patientenanwalt im Prinzip meint: „So bietet der Patientenentschädigungsfonds kei-ne Schadensabgeltung für Pflegeheime, Kuranstalten und im niedergelassenen Bereich.“ Diese Kritik teile ich und hier hat der Kollege Hahn in der Vergangenheit mit uns gemeinsam im Gesundheitsausschuss schon eine vorbildliche Arbeit geleistet. Hier wäre noch ein Schritt notwendig, aber dieser Schritt wäre nur auf eine bundesgesetzliche Regelung zurückzuführen, die wir momentan eigentlich noch vermissen. Unsere Unterstützung haben Sie. Wir werden dich da gerne in deinen Bestrebungen unterstützen. 

Insgesamt darf ich hier sagen, dass wir mit der Arbeit der Patientenanwaltschaft sehr, sehr zufrieden sind, nicht nur in der Vergangenheit, sondern so wie wir es uns auch erwarten, in Zukunft. Ich glaube, wir sind damit auf dem richtigen Weg. 

Ich darf im Prinzip jene kritischen Bemerkungen, die hier von dieser Seite gebracht wurden, zurückweisen und darf dazu sagen, dass wir dem Antrag der GRÜNEN unsere Zustimmung geben werden, den Beschlussantrag der Freiheitlichen Partei natürlich naturgemäß so wie sehr viele Beschlussanträge von Ihnen hier mehrheitlich und mit gutem Herzen ablehnen werden. In diesem Sinne: Danke schön. (Aufregung bei der FPÖ. - Beifall bei der SPÖ.) 
Präsidentin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr Abg Barnet am Wort.

Abg Günther Barnet (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Präsidentin! Frau Stadträtin! Geschätzte Damen und Herren! Herr Patientenanwalt!

In der heutigen Diskussion und in der Frage Ihrer Berichte befinden wir uns in der schwierigen Situation, uns mit der Frage auseinander zu setzen, ob, wie der Kollege Wagner es dargestellt hat, der Bericht den Zweck zu erfüllen hat, zur Kenntnis zu nehmen, was darin steht, weil man ja sonst die Problemstellungen, die die Menschen mit dem Gesundheitssystem haben, negieren würde, was ja eine denkbar unlogische Argumentation ist, lieber Kurt, oder ob man ihn ablehnt, weil man mit der Gesundheitspolitik nicht einverstanden ist, die diese Stadt- und Landesregierung macht und das daher durch die Ablehnung zum Ausdruck bringt oder ob, so wie wir, man jetzt versucht, die Frage zu stellen, was an der Patientenanwaltschaft, im Konkreten am derzeitigen Vor-sitzenden dort, dem Herrn Patientenanwalt Dr Dohr selbst, typisch für das System “SPÖ in Wien“ ist.

Typisch für das System “SPÖ in Wien“ ist in dieser Frage von der Bestellung bis zur Durchführung, bis zur Ausübung dieses Amtes vieles. Es geht um die Frage, wie die Sozial- und Gesundheitspolitik - und wir werden das noch etwas ausführlicher zu diskutieren haben - Spielball dessen ist, was nicht nur dem Zweck dienen soll, den Menschen in dieser Stadt die Leistungen zukommen zu lassen, sondern gleichzeitig an der Spitze der Einrichtungen, die diese Stadt dafür zur Verfügung stellt, vertrauenswürdige Freunde, Genossen oder wen auch immer zu etablieren (Abg Kurt Wagner schüttelt den Kopf.), wofür ich ja grundsätzlich - Kollege Wagner, du neigst dein Haupt nach links und rechts - hinsichtlich der Frage von Machtausübung Verständnis habe. 

Natürlich denkt man, wenn man selbst Macht auszuüben hat, dass man dies auch am besten dadurch tut, dass man seine gesellschaftspolitischen Vorstellungen in allen Lebensbereichen dadurch umsetzt, dass man dort überall in verantwortungsvollen Stellen auch solche hat, die man lange kennt und auf die man persönlich und auch politisch vertrauen kann. Ich kann dieser Logik sogar folgen, die hat was für sich. Der Punkt ist nur: Neben dieser Tatsache müssen sie, und das auch noch zu allererst, qualifiziert sein, fachlich qualifiziert sein. Und wenn beides der Fall ist, dann bin ich bereit, Ihrer Argumentation, deiner Argumentation zu folgen, denn das hat was für sich. Wer Macht auszuüben hat, weil es ihm die Verfassung aufträgt, hat auch die Verantwortung und wählt Personen aus, die er da für richtig hält, auf die er glaubt, sich auch verlassen zu können. Aber eben nicht nur im Sinne der eigenen Geistes- und Werthaltung, sondern auch fachlich. Wenn nicht beides erfüllt ist, dann war es eine falsche Entscheidung! (Beifall bei der FPÖ.) 
Beginnen wir jetzt mit der Bestellung des Herrn Dr Dohr, dem ich in den wenigen Momenten seiner Patientenanwaltschaft, die ich selbst erleben konnte, sogar das eine oder andere positiv abgewinnen hätte können. Ich werde darauf noch zu sprechen kommen.

Aber beginnen wir mit der Bestellung. Beginnen wir damit, dass es nach dem bedauerlichen Tod von Prof Dr Pickl 8 Monate gedauert hat, bis ein neuer Patientenanwalt rechtsgültig bestimmt worden ist. Jetzt habe ich für ordentliche Verfahren, für eine Auswahl, für Überlegungen, für Kriterienerstellungen und ich weiß nicht was etwas übrig, aber in diesem Fall waren diese 8 Monate offensichtlich auch unproduktiv. Sie haben zu einem Zustand beigetragen, an dessen Ablauf oder an dessen Ende - warum auch immer der Ablauf so war, weil erst die eine Möglichkeit, sich von da nach dort zu bewegen, gegeben war oder wie auch immer - eine Bestellung besteht, die man sachlich hinterfragen kann, wobei ich auch das sage: Es kann ein Arzt sein, es kann auch ein Jurist sein, beides ist möglich. Es gibt zwei gleichartige Beine quasi, zwei Schwergewichte, auf denen die Patientenanwaltschaft ruht. Aber es ist natürlich, und so sehen wir es, in allererster Linie die Frage im Vordergrund gestanden, wer es denn persönlich werden wird, wie denn jemand, der sich von woanders wegbewirbt, Patientenanwalt wird und nicht die Frage, ob er da fachlich geeigneter ist, sondern wer die Person ist. Dieses Beispiel wird daher heute nicht nur am Anlassfall Patientenanwaltschaftsbericht diskutiert, sondern dieses Beispiel ist symptomatisch insbesondere in der Sozial- und Gesundheitspolitik. 

Ich werde erklären, wieso. Wenn Sie sich die Bestellungen im Krankenanstaltenverbund der letzten Monate ansehen: Das Verfahren war vom Ausschuss nahezu abgetrennt. Die Frau Stadträtin hat mehrfach auf Nachfragen berichtet, dass ein Verfahren offen sei, eine Ausschreibung mit einer Vielzahl an Bewerbern... (Abg Godwin Schuster: Es war ein langes Verfahren!) Ja, ich weiß eh, dass es so war. Ich lüge selten von diesem Pult aus. Ich bemühe mich, es nie zu tun und wenn es mir doch unabsichtlich passiert, also sagen wir nicht die Lüge, sondern die Unwahrheit zu sagen - weil ich das nicht mit Absicht getan habe -, dann bin ich auch bereit, dem nachzukommen. Aber in diesem Fall wird es mir auch schwer fallen zu lügen und zu sagen, es war anders. Es waren so viele dabei, es ging gar nicht anders als es so darzustellen: Ja, es ist so. Sie haben uns mehrfach auf Nachfrage berichtet, dass ein langes Verfahren mit vielen Bewerbern offen ist, wo dann letztendlich in der Gestion der Stadtregierung und des Bürgermeisters die Entscheidung fallen wird.

Wir, der Ausschuss – damals durfte ich mich noch dazu zählen –, kannten weder die Kriterien der Ausschreibung, bevor sie publiziert wurden, noch das Leistungsprofil, das gefordert war. Wir kannten nicht einmal die Summe aller Bewerber und schon gar nicht die, die in eine engere Auswahl kamen. Wir kannten nicht das eingeschaltete Unternehmen. Wir wussten sage und schreibe außer dem, was wir nachgefragt haben, nichts! Da ist es natürlich auch schwierig zu erwarten, dass man dem freudig und mit Begeisterung zustimmt und sagt: „Jawohl, die Ausgewählten sind die Bestqualifizierten, dem können wir uns anschließen.“ Wenn man nichts weiß, kann man dazu eigentlich nichts Positives sagen. Man muss als gelernter Wiener der Sozialdemokratie in dieser Stadt gegenüber zumindest skeptisch sein. 

So war es dann auch mit der Bestellung. Es ist ja nicht so, dass der KAV irgendwer ist. Der KAV ist letztendlich immer noch Teil dieses Magistrats nach der einschlägigen Bestimmung 71 Wiener Stadtverfassung. Er unterliegt der Aufsicht des Gemeinderats und des zuständigen Ausschusses. Der zuständige Ausschuss wirkt an der Bestellung der führenden Organe des KAV in keiner Weise mit! Er wird nicht einmal mit einem Minimum informiert. Er wird nicht informiert zum Zeitpunkt der Bestellung einmal und das wäre vielleicht noch möglich gewesen. Es hätte die Möglichkeit gegeben, einen Ausschuss einzuberufen und es mitzuteilen. Es hätte die Möglichkeit in der letzten Gemeinderatssitzung gegeben – also nicht in der gestrigen, sondern in der vor dem Jahreswechsel –, eine Mitteilung der Frau Stadträtin oder des Herrn Bürgermeisters zu machen und uns darzulegen, dass eine neue kollegiale Führung des KAV mit den einzelnen Teilunternehmungen bestellt ist und die Begründungen darzulegen, warum es der eine oder die andere geworden ist. 

Nichts! Nicht einmal das Mittel der Mitteilung nach der Wiener Stadtverfassung haben Sie gewählt, das Ihnen sonst für jede peinlichste parteipolitische Auseinandersetzung dient, wenn Sie glauben, ein Thema relevieren zu müssen oder ein anderes abzustechen, eine Aktuelle Stunde oder sonst irgendetwas. Nicht einmal eine Mitteilung hat es gegeben! (Abg Godwin Schuster: Das ist nicht zu vergleichen!) Godwin, nachdem ich ziemlich viel Redezeit habe, gestatte ich dir diesen Zwischenruf und höre zu. (Abg Godwin Schuster: Das ist nicht zu vergleichen! Aber wie ist es bei den ÖBB zum Beispiel passiert? Könntest du dich da vielleicht informieren?) Godwin, ich danke dir für diesen Zwischenruf. Ich habe mich, weil ich damit gerechnet habe, auf ihn sogar vorbereitet. Ich beantworte ihn heute nicht aus dem Stegreif.

Oh ja, ich sage es dir. Für die von dir gestellte Frage ist eine bundesgesetzliche Grundlage zuständig, das Ausschreibungsgesetz, das Bundesausschreibungsgesetz. Was ist in Wien zuständig? Nichts! Es gibt in Wien kein Ausschreibungsgesetz! Es gibt keine objektivierten Bestellungen, weil es nicht einmal ein Gesetz gibt! Ich danke dir für diesen Zwischenruf! Genau das ist der Unterschied (Abg Godwin Schuster: Nein, überhaupt nicht!): Auf Bundesebene gibt es ein Gesetz, es ist alles nachvollziehbar und klar und hier gibt es nicht einmal ein einschlägiges Landesgesetz! Herzlichen Dank, Godwin Schuster, herzlichen Dank! (Beifall bei der FPÖ. – Abg Godwin Schuster: Überhaupt nicht!) Es ist so, Godwin. Ich habe immer noch viel Zeit, da ich unbeschränkt bin. Ich höre dir auch beim zweiten Zwischenruf zu. Ich würde mir nur überlegen, ob du ihn machst. (Heiterkeit bei der FPÖ. - Abg Godwin Schuster: Aber vor allem bei der Wahrheit bleiben!) Gut, okay.

Jetzt könnte man natürlich noch sagen, die sind eh alle irgendwie qualifiziert. Ich könnte es nur, wenn ich einiges über sie wüsste. Dann würde ich es mir zutrauen, zur Kenntnis zu nehmen, ob das in Ordnung ist oder nicht. Ich möchte sie nicht bestellen, das steht mir nicht zu, davon verstehe ich nichts. Aber ich würde mir zumindest zutrauen, es zu beurteilen, um zu sagen: Sehe ich das positiv, ambivalent oder negativ? Das Faktum ist, ich kann heute gar nichts Positives über sie sagen. Es bleibt mir nichts anderes übrig als skeptisch zu sein, gegebenenfalls sogar negativ. Negativ in der Frage des Verfahrens, negativ in der Frage der Vorlage ihrer Dienstverträge, die ich hier nicht öffentlich machen werde, weil es erstens verboten ist und zweitens es nicht ansteht.

Aber sonst gibt es einiges, ohne die Personen zu nennen, was kritikwürdig ist. Kritikwürdig ist, dass es den Überwiegenden von ihnen weiter gestattet ist, Nebenbeschäftigungen nachzugehen. Da frage ich dich: Wie sollen die jemand anderen anhalten, seine Dienstpflichten einzuhalten, wenn sie sich selbst ständig der Kritik aussetzen müssen, nicht vor Ort zu sein, weil sie sonst irgendwo privat ihre Patienten betreuen, anstatt in der ihnen zugeordneten Aufgabenstellung nicht nur zu arbeiten, sondern auch zu kontrollieren. Dem Ärztegesetz genügt das sowieso gar nicht mit den 60 Stunden. Das glaubt doch niemand, dass einer Leiter eines Spitals oder des KAV sein kann, das vollinhaltlich ständig macht und nebenbei noch seine eigenen Patienten betreut! Das ist doch unglaubwürdig und kritikwürdig! (Beifall bei der FPÖ.)
Dasselbe System ist leider für den Herrn Patientenanwalt anzubringen. Es ist anzubringen, weil man ihm sagen muss: Was auch immer in diesem Bericht an positiven Dingen drinnen steht und in Ihrer Arbeit positiv zu bewerten ist, das Problem ist - und das ist heute schon leicht angeklungen - die Personifizierung der Pro-blemstellung in Ihrem Amt, die Ihnen fehlt. Es ist das, was die KollegInnen im Fall Lainz und bei anderen Beispielen gesagt haben, dass Sie nicht exemplarisch aufgetreten sind, und jedem, der mit Ihnen verbunden war, gesagt haben: „Jawohl, hier passiert etwas.“ Das wäre Ihre Aufgabenstellung gewesen! Das zeigt sich auch darin, neben Lainz, dass Sie nicht einmal der einfachen gesetzlichen Ordnungsvorschrift, uns einen jährlichen Bericht vorzulegen, festgelegt im Wiener Patientenanwaltschaftsgesetz, dass Sie dieser Aufgabenstellung nicht nachkommen konnten. Das wichtigste in Ihrem Amt, neben vielen anderen inhaltlichen Dingen, ist das Öffentlichmachen von Missständen nicht zum Zweck der politischen Kritik, sondern zum Zweck der Verbesserung konkreter, aber auch allgemeiner Systemfehler. Damit ist Ihre Wirksamkeit nach außen verbunden und diese ist in diesem Bericht nicht gegeben. (Beifall bei der FPÖ.)
Sie ist in den Berichten nicht gegeben und sie war im Fall Lainz nicht gegeben. Ich habe mit Interesse an jenen Untersuchungskommissionssitzungen teilgenommen, in der Sie als Auskunftsperson geladen waren. Ich habe dort vieles von Ihnen gehört, dem ich durchaus vorbehaltlos hätte zustimmen können. Der Punkt war nur, das war zu diesem Zeitpunkt nicht mehr gefragt, das war zu spät, Wochen, Monate zu spät. Diese öffentliche Auseinandersetzung, die auch und vorerst Ihre Aufgabe ist, haben Sie nicht geführt, haben Sie in der Vergangenheit verabsäumt, haben Sie im Anlassfall Lainz verabsäumt und Sie werden das auch in Zukunft mit aller Wahrscheinlichkeit nicht verbessern können, zumindest habe ich davon noch nichts bemerkt.

Es ist natürlich kein gelindes Mittel, es ist die Aufforderung, Sie von Ihrer Funktion abzuberufen, kein gelindes Mittel. Das ist, ich gebe es zu, eine durchaus harte Ansage. Es ist aber auch deswegen eine durchaus harte Ansage, weil Sie nicht nur Ihrer gesetzlichen Pflicht gegenüber diesem Haus nicht nachgekommen sind, sondern weil Sie eben auch durch Ihr sonstiges öffentliches Verhalten das nötige Vertrauen bei uns nicht mehr finden können. (Beifall bei der FPÖ.)
Es wäre vielleicht unbillig, das zu sagen, wenn Sie nicht auch das Mittel des Rederechts in diesem Haus hätten. Das haben Sie. Sie können sich daher durchaus auch verteidigen. Ich würde das verstehen, das ist selbstverständlich klar. 

Nichtsdestotrotz - und somit komme ich auch zum Schluss - bleibt uns nichts anderes übrig als den Beschlussantrag einzubringen, mit dem die Landesregierung, die Sie bestellt hat, auch aufgefordert wird, Sie umgehend abzuberufen, weil Sie Ihren Dienstpflichten im Auftrag dieses Hohen Hauses, im Auftrag dieser Stadt, im Auftrag der Patienten, die auf Sie vertrauen, leider nicht genügen können. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsidentin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr Mag Kowarik gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrter Herr Patientenanwalt!

Wir Freiheitliche haben den heutigen Tagesordnungspunkt “Bericht des Patientenanwalts“ als besonderen Schwerpunkt betrachtet, weil wir der Meinung sind, dass die Einrichtung dieser Patientenanwaltschaft etwas ganz Besonderes ist, als sie hier in Wien von StR Rieder eingerichtet wurde, und 1992 hier im Bereich der Betreuung der Patienten und in der Verantwortung gegenüber den Patienten der Stadt Wien wirklich ein Meilenstein gesetzt wurde. Und diese Patientenanwaltschaft hat ja europaweit Furore gemacht. Ich erinnere mich noch, dass der Herr Hofrat Pickl sehr oft in irgendwelchen eu-ropäischen Städten Vorträge gehalten hat und auch mitgeholfen hat, solche Patientenanwaltschaften zu ins-zenieren und einzurichten. 

Es ist daher ganz besonders wichtig, dass wir uns hier über die Position des Wiener Patientenanwalts und seine Arbeit unterhalten. Es ist für uns in Wien für das Gesundheitssystem ganz besonders wichtig, dass es so etwas gibt und es ist auch für die Patienten ganz besonders wichtig. Denn tatsächlich: Wo sollen sich die Patienten hinwenden, wenn sie jene Probleme haben, die hier im Bericht angeschrieben werden? Ich selbst habe bei meiner Tätigkeit als Pharmazeut jetzt auch die Absicht, meinen Patienten zu raten, sie sollen sich an den Patientenanwalt im Zusammenhang mit der Krankenkassenproblematik und mit der Chefarztproblematik wenden, weil ich sonst nicht wüsste, wo sie sich hinwenden könnten und wer ihnen helfen kann. 

Da möchte ich feststellen, dass hier tatsächlich eine wegweisende Einrichtung geschaffen wurde, die sich allerdings leider nicht weiterentwickelt hat, sondern dass wir feststellen müssen, dass der Herr Dr Dohr mehr oder weniger eher auf Rückzug ist. Es stimmt schon, dass auch der Herr Prof Pickl mit der Berichtslegung Probleme gehabt hat. Er hat es auch nicht geschafft, die jährlichen, gesetzlich vorgeschriebenen Berichte vorzulegen. Man könnte sagen, er war auch überarbeitet. Ich nehme an, es war auch darauf zurückzuführen, dass er im letzten Jahr nicht nur überarbeitet war, sondern sicherlich auch gesundheitliche Probleme gehabt hat, das alles zu bewältigen. Umso mehr wäre es notwendig gewesen, als Nachfolger hier jenen Fehler gutzumachen, der eben durch Prof Pickl aufgetreten ist, dass die Berichtspflicht nicht eingehalten worden ist. Ganz im Gegenteil, wir haben jetzt den ersten neuen Bericht seit 2001 bekommen, also erst nach vier Jahren, und meiner Ansicht nach wäre das bei aller Übernahmeproblematik nicht notwendig gewesen. 

Ich bedauere das umso mehr, weil hier in dem Bericht des Patientenanwalts ja viele Probleme aufgezeigt werden, die vielleicht schon vorher hätten bewältigt werden können und die uns vielleicht die eine oder andere Debatte hier im Gemeinderat erspart hätte. 

Und wenn ich hier die Problematik “Personalmangel“ lese: Es wird hier mehrfach angeführt, dass Vorfälle darauf zurückzuführen sind, dass im Bereich der Spitäler in Wien Personalmangel ist, also etwas, was zum Beispiel der abgetretene Generaldirektor Dr Kaspar bis zuletzt bestritten hat. Wenn aber der Patientenanwalt es hier schriftlich festlegt, dann wäre es wohl wert, dass man rechtzeitig Maßnahmen ergreift. 

Oder die Problematik mit dem Dialyseplätzemangel, die heute schon angesprochen worden ist. Es ist auch nicht mehr ganz aktuell, wenn hier drinnen steht: „In Nie-derösterreich bestehen extramurale Dialyseplätze.“ Es hat hier sehr heftige Debatten gegeben und es ist nach wie vor nicht möglich, in einer entsprechenden Art und Weise diese niederösterreichischen Plätze zu nützen. Aber vielleicht wäre es hilfreich gewesen, im Zuge dieser Debatte um diesen Dialyseplatzmangel hier weiterzukommen und rascher zu helfen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Die aufgezeigte Sicherheit all der Pflegebedürftigen. Meine Damen und Herren, da ist in diesem Bericht schon ein echter Knalleffekt drinnen, wenn hier steht, dass in Pflegeheimen oft Sedierungsmittel anstelle von anderen, die Sicherheit der Heimbewohner gewährleisteten Maßnahmen verwendet werden. Da muss eine breite Debatte sein und da ist es notwendig, dass dieser Bericht früher kommt und wenn Vorfälle sind, dass man sie aufzeigt, denn wir haben im Zusammenhang mit dieser Sicherheit ja drei Todesfälle in den Pflegeheimen gehabt, die vielleicht, wenn man hier rechtzeitig Maßnahmen ergriffen hätte, verhindert hätten werden können. (Beifall bei der FPÖ.)
Oder die ständige Dramatik Honorarprobleme, Patientenaufklärung und so weiter und so fort. Das sind alles Themen, die wir hier vielfach behandelt haben und die vielleicht wesentlich besser hätten bewältigt werden können, wenn die Berichte früher vorgelegen wären. 

Aber ich möchte Ihnen auch noch etwas anderes sagen, was meiner Ansicht nach auch notwendig ist, dass man es aufzeigt und hier doch ein bisschen die Problematik der jetzigen Besetzung des Patientenanwalts aufzeigt. Der Vorwurf, dass die Berichte nicht regelmäßig erscheinen und nicht alljährlich vorgelegt werden, ist voriges Jahr im Herbst massiv ausgesprochen worden. Frau Abg Korosec, glaube ich, hat dazu eine Presseaussendung gemacht und die Antwort des Herrn Patientenanwalts war, dass er festgestellt hat: „Eine mehr als 30‑prozentige Zunahme des Arbeitsanfalls in der Wiener Patientenanwaltschaft zwingen mich und meine MitarbeiterInnen, unsere Kernaufgaben zu bewältigen.“ Das heißt, sie haben sich zurücknehmen müssen. Meine Damen und Herren, das kann es nicht sein! Wenn hier der Arbeitsaufwand und die Anliegen der Patienten größer werden, müsste mit allen Mitteln dafür gesorgt werden, dass man hier eine Aufstockung oder eine Vergrößerung des Personalstands einfordert, um besser arbeiten zu können. (Beifall bei der FPÖ.) Und dass es durchaus möglich gewesen wäre, zeigt ja auch die Tatsache, dass auch die Frau StRin Pittermann hilflos war. Zu dem Zeitpunkt, als es notwendig gewesen wäre, dass der Patientenanwalt auftritt, konnte sie sich nicht auf ihn verlassen. Sie musste diesen Pflegeombudsmann einrichten, der sich sehr wohl etabliert hat und auch entsprechendes Personal hat. Ich hätte mir aber durchaus vorstellen können, wenn man diesen Pflegeombudsmann nicht eingerichtet hätte und es stattdessen zu einer Personalaufstockung in der Patientenanwaltschaft gekommen wäre, dass der Patientenanwalt wesentlich mehr hätte leisten können. 

Und da möchte ich auch noch etwas anderes sagen. Wie wird denn das in Zukunft sein, wenn wir nunmehr im Pflegeheimgesetz festgehalten und festgelegt haben, dass eine Heimkommission einzurichten ist, die bei der Patientenanwaltschaft eingerichtet ist und dort den Vorsitz zu führen hat? Wir können das ja gar nicht durchführen, wenn hier von Seiten der Patientenanwaltschaft festgestellt wird, dass die anfallende Arbeit einfach nicht geleistet werden kann. 

Ich meine auch, dass es bei den Vorfällen in Lainz durchaus notwendig gewesen wäre, dass hier so wie damals bei den Vorfällen in Liesing von Seiten des Patientenanwalts diese besondere Pflegeheimkommission wieder eingerichtet worden wäre. Wir hätten uns sicherlich die Untersuchungskommission und vieles andere erspart, wenn hier direkt vor Ort und von den entsprechenden Fachleuten Maßnahmen ergriffen worden wären. 

Etwas möchte ich auch noch festhalten: Im Zuge dieser Vorfälle in Lainz ist es ja zu einer Fülle von Errichtungen von Kommissionen gekommen und die Geriatriekommission wurde damals auch wieder - wie soll ich sagen - mobilisiert. Zur gleichen Zeit im Spätsommer 2003 hat der Herr Bürgermeister auch eine besondere Kommission eingerichtet und so viel ich weiß unter der Leitung des Herrn Patientenanwalts. Ich erinnere mich noch, dass anlässlich einer Sitzung der Geriatriekommission der Herr Patientenanwalt auch anwesend war. Er hätte, soweit ich weiß und soweit auch der Herr Bürgermeister auf Grund einer Anfrage von mir berichtete, an einem Geriatriekonzept mitarbeiten sollen. Wir haben ihn gefragt, wann dieses Geriatriekonzept vorliegen wird. Das war im Spätwinter 2004 und da hieß es, dass so ein Konzept im März vorliegen wird. Wir haben es, soweit ich weiß, bis heute noch nicht 

Und so meine ich, dass, so wichtig es ist, dass wir hier die Patientenanwaltschaft weiter entwickeln und durchaus Überlegungen anstellen, ob das eine oder an-dere im bisherigen Gesetzestext, in der bisherigen Aufgabe entsprechend formuliert ist, es aber Tatsache ist, dass wir mit der Arbeit des Patientenanwalts nicht zufrieden sind und daher diesen Antrag gestellt haben, den Herr Kollege Barnet eingebracht hat.

Präsidentin Mag Heidemarie Unterreiner: Da sich die Frau Abg Mag Schmalenberg streichen hat lassen, bitte ich gleich jetzt Herrn Patientenanwalt Dr Walter Dohr zum Rednerpult.

Patientenanwalt Dr Walter Dohr: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Alle jene Damen und Herren, die betont haben, dass sie diese Verzögerung der Berichte bedauern und die mich aufgefordert haben, die Berichte rascher vorzulegen, haben in der Sache natürlich Recht und ich werde mir ihre Kritik diesbezüglich sehr zu Herzen nehmen und habe das auch schon getan. Ich möchte Ihnen nicht mit vielen Argumenten, obwohl ich die zur Verfügung hätte, erklären, warum es relativ lange gedauert hat, sondern ich möchte Ihnen lieber sagen, warum es in Zukunft nicht mehr dazu kommen wird. 

Einen wesentlichen Punkt für die Verzögerung spielt als externer Faktor die schon erwähnte 30-prozentige Zunahme der Prüffälle. Diese 30 Prozent sind aber nicht darauf zurückzuführen, dass seit 2002 ein neuer Patientenanwalt die Funktion ausübt und vielleicht viele Menschen gedacht haben, beim Neuen probiere ich es noch einmal - das war meine erste Vermutung, als wir eine solche Steigerung hatten -, sondern diese Höhe hielt 2003 und - wie ich inzwischen schon weiß - auch 2004 an. 

Mir wurde von Frau Ex-Volksanwältin Korosec vorgeworfen, dass ich zu wenig Öffentlichkeitsarbeit mache. Es ist richtig, Frau Abgeordnete, dass ich einen ganz anderen Stil der Öffentlichkeitsarbeit habe als der von mir sehr geschätzte Honorarprofessor Viktor Pickl. Allerdings, wenn ich noch mehr in die Medien gehen würde, würden wir wahrscheinlich zusätzliche Beschwerden oder Anfragen bekommen, die wir trotz Aufstockung des Personals auf 14 Mitarbeiter nicht bewältigen können. Wir haben eine Öffentlichkeitsarbeit gemacht und auf die führe ich zurück, dass wir 30 Prozent mehr Beschwerden haben. Wir haben in allen Krankenanstalten und auch in Pflegeheimen, auch in privaten Pflegeheimen, für die ich angeblich nicht zuständig bin, Folder und Plakate hinterlegt und die sind sehr gut angekommen.

Ich darf vielleicht noch zu den einzelnen anderen inhaltlichen Punkten Stellung nehmen, die vor allem darauf hinweisen, dass natürlich der Patientenanwalt - und die Frau Abg Korosec hat das ja deutlich gesagt - als Ombudsmann nichts anordnen kann - (Abg Christian Oxonitsch stellt das Mikrophon besser ein.) Danke schön für diese Hilfestellung -, dennoch wurde kritisiert, dass ich primär nur Einzelfälle referiere - ich glaube, es war die Frau Abg Dr Pilz, die das gesagt hat - und eigentlich keine systemischen Aussagen, keine wirksamen Aussagen tätige. Sie haben diese wirksamen Aussagen vermisst und insbesondere, wenn ich was sage, dann gäbe es keine Ursachen. 

Ich darf zum Beispiel, sehr geehrte Frau Abgeordnete, auf Seite 86 des zweiten Berichts hinweisen, wo es um die Ihnen sehr wohl bekannten Probleme bei der Herz-Thorax-Chirurgie im AKH geht. Ich meine, da steht auch die Ursachenforschung drinnen, soweit ich sie sehe oder jedenfalls, was meine Analyse ist. Ich habe gleich im Oktober 2001, als ich mein Amt angetreten habe, das mit dem zuständigen Manager, dem ärztlichen Direktor Prof Krepler besprochen und dann habe ich immer wieder Korrespondenz mit den Ärzten der Herzklinik geführt. Die Ursache dafür ist, dass zu wenig Intensivbetten, dass heißt nicht Betten, sondern Personal, das die Patienten in den Intensivbetten pflegt, zur Verfügung steht. Auf meine naive Frage: „Ja, warum stellen Sie dann nicht noch ein paar diplomierte Schwestern ein, die auch eine Intensivausbildung haben?“ wurde gesagt, dass eigentlich alle Pflegestellen besetzt sind, das Land Wien alle Pflegestellen bezahlt und bestellt hat. Aber – und das hat strukturelle Probleme - innerhalb des AKH wurde und wird diplomiertes Pflegepersonal auch für andere Aufgaben – ich sage es jetzt einmal etwas grob für administrative Schreibarbeiten, Managementaufgaben auf der mittleren Ebene - verwendet. Ich gönne es jeder diplomierten Krankenschwester, egal ob es mit einer finanziellen Zuwendung verknüpft ist oder nicht, aber wenn sie Managementfunktionen hat, das heißt am Schreibtisch sitzt, keine Nachtdienste mehr hat, vielleicht von 8 bis 16 Uhr arbeitet, dann werden wir diese qualifizierte Kraft nicht mehr zum Dienst ans Bett zurückbringen und diese Kräfte fehlen uns dann. Ich habe auch gegenüber Krepler den Vorschlag gemacht, ob man nicht mehr Administrativkräfte einstellen könnte, die die Berichte schreiben, Krankengeschichten schreiben und anderes, sodass die Diplomierten entlastet werden. Ich sage Ihnen, das AKH ist in seinem Personalmanagement heute in einer ganz schwierigen Situation, weil die Medizinische Universität einen neuen Weg einschlägt und ein ärztlicher Direktor formal der Spitzenmann ist, aber keinen großen Handlungsspielraum hat, sich gegenüber den Kliniken durchzusetzen. 

Ich habe das so ausführlich als ein Beispiel dafür gebracht, dass hinter meinen Aussagen und Empfehlungen sehr wohl Analysen stehen, dass ich aber diese Empfehlungen wirklich nicht - da haben Sie vollkommen Recht - anordnen kann. Da liegt es bei Krepler oder bei anderen Managern und letzten Endes auch bei der Politik und nicht zuletzt auch bei Ihnen, meine sehr geehrten Abgeordneten, diese Probleme in die Öffentlichkeit zu tragen und zu versuchen, hier Verbesserungen zu erreichen. 

Gestatten Sie mir, dass ich noch auf das Zweite zurückgehe, warum es in der nächsten Zeit raschere Berichte geben wird und damit auch inhaltlich zum Antrag der grünen Fraktion, dass der Bericht bis spätestens zum 31. Dezember des Folgejahres vorzulegen ist, Stellung nehme. Ein Grund für die Verzögerungen, die ja nicht erst - wie heute schon mehrmals gesagt wurde - seit meinen drei Jahren auftreten, lag nicht nur am Anwachsen der Beschwerden, sondern daran, dass die Organisation der Datenbringung eine solche war, die ein sofortiges Berichtschreiben nicht ermöglichte. Das heißt, wenn zugleich mit der Bearbeitung der Beschwerden die für den Bericht relevanten Daten generiert werden, dann kann man sozusagen begleitend mit dem Abarbeiten auch den Bericht schreiben. 

Ich habe sowohl die Datenbringung als auch den Inhalt verändert. Sie finden in meinem letzten Bericht über meine letzten zwei Amtsjahre oder wenn Sie so wollen, über meine ersten zwei vollen Amtsjahre 2002 und 2003 erstmalig auch Aussagen, welche Fächer betroffen waren. Am meisten sind es die chirurgischen Fächer, die Geburtshilfe und Gynäkologie. Sie finden zum ersten Mal Aussagen darüber, wie viele Beschwerden pro 1 000 sta-tionäre Patienten in den Krankenhäusern anfallen mit einer ganz unterschiedlichen Zahl in den einzelnen Spitälern. Ich habe die Spitäler nicht namentlich genannt, um hier nicht Konkurrenz oder unliebsame Gefühle zu wecken. Ich glaube aber, dass in diese Richtung weiter gearbeitet werden muss. 

Mit diesem Blick auf die Zukunft möchte ich schließen. Ich halte es für ganz entscheidend, dass sich die Krankenanstalten und übrigens auch der extramurale Bereich mehr um die Qualität kümmern. Es gibt tolle Vorbilder und Spitäler wie die AUVA-Spitäler, die ein modernes Riskmanagement bereits haben.

Ich wünsche mir eine solche Fehlervermeidungsstrategie, dass die Beinahe-Fehler diskutiert werden, öffentlich innerhalb der Krankenanstalt und angstfrei diskutiert werden können zwischen den Menschen, die dort arbeiten. Das wünsche ich mir auch für alle Schwerpunktspitäler, insbesondere die des KAV, und hoffe - und ich bin guter Dinge -, dass das neue Management in diese Richtung denkt.

Am Schluss noch zu meiner Aufgabenstellung im Rahmen des neuen Heimgesetzes: Ich wünsche mir, dass das im WPA-Gesetz drinsteht, weil es einfach legistisch konsistent ist. Aber natürlich bin ich aufgrund des Wiener Heimgesetzes für Pflegeheime zuständig, und ich habe bereits mit dem Pflegeombudsmann Dr Vogt Gespräche aufgenommen. Er hat zugesagt, dass er in die im Heimgesetz vorgesehene Heimkommission hineingehen wird, und ich hoffe, dass er mit seinen Mitarbeitern die Aufgaben, die diese Heimkommission hat - wie zum Beispiel regelmäßige Sprechtage abzuhalten -, unterstützen wird. Da bin ich sehr zuversichtlich.

Dazu, ob wir zusätzliches Personal brauchen, werde ich mich rühren und werde auch Ihre Hilfe gerne in Anspruch nehmen, wenn wir das genaue Kosten- und Mengengerüst haben, das für die Besorgung dieser Aufgaben notwendig ist.

Ich danke für Ihr Interesse, das Sie meiner Arbeit entgegengebracht haben, und werde Ihnen den Bericht über mein Amtsjahr 2004 sicher vor dem 31. Dezember des Jahres 2005, Frau Dr Pilz, vorlegen können. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön, Herr Patientenanwalt. - Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sehr verehrte Damen und Herren!

In aller Kürze: All diejenigen, die ihre Unzufriedenheit darüber artikuliert haben, dass wir so viele Berichte auf einmal diskutieren, wissen, dass ich diese Unzufriedenheit teile. Umso froher bin ich - und ich kenne natürlich die schwierigen Rahmenbedingungen -, dass der Herr Patientenanwalt uns jetzt versichert hat, dass diese Be-richte in Zukunft rechtzeitig kommen werden. 

Ich nehme auch sehr gerne die Anregung auf, dass wir in Zukunft, wie es ja auch in anderen Bereichen nötig ist und passiert, die Berichte im Ausschuss vorweg diskutieren, damit habe ich überhaupt kein Problem. Es war schlicht und einfach so - ich sage es Ihnen, wie es ist -, als die Berichte gekommen sind, haben wir uns einfach bemüht, sie so schnell wie möglich in die Landesregierung und hierher zu bringen. Aber ich habe überhaupt kein Problem damit und halte das sogar für gut, weil wahrscheinlich, oder sogar sicher in der Nichtöffentlichkeit des Ausschusses gewisse Sachen leichter als hier in der Öffentlichkeit besprechbar sind und wir auch mehr Zeit dazu haben.

Drittens bin ich auch sehr dankbar für die Klarstellung, die der Patientenanwalt hier gemacht hat. Selbstverständlich ist er für Pflegeangelegenheiten zuständig, das ist mir persönlich sehr, sehr wichtig, aber auch das wurde schon klargestellt. Ebenfalls wurde klargestellt, dass dieser Antrag, der von Frau Dr Pilz eingebracht wurde, positiv zu unterstützen ist. Wenn er dann unnötig wird, weil sowieso alles viel früher kommt, freuen wir uns. Aber ich glaube, wir sind alle der Meinung, dass das eine Präzisierung der Bestimmung ist, wie sie ohnehin immer gemeint war. Damit ist es jedoch deutlicher.

Erlauben Sie mir noch eine kleine Randbemerkung. Ich glaube, es war Frau StRin Landauer, die gemeint hat, der Herr Patientenanwalt hätte sich gestern über die Schneesituation öffentlich äußern müssen. Da muss ich ihn wirklich in Schutz nehmen. Ich habe das auch in den Nachrichten gehört und mich dann natürlich sofort erkundigt. Die Meldung, die von den Wiener Spitälern hinausgegangen ist, von denen mit einem Pavillonsystem, wo wir durch die Parkraumbewirtschaftung auch Parkplätze innerhalb des Geländes der Spitäler geschaffen haben, ist gerade in die Richtung gegangen, dass die Privaten bitte nicht mit dem Privatauto und die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen mit öffentlichen Verkehrsmitteln kommen sollen, damit in dieser schwierigen Schneesituation für den Krankentransport und für die Rettungen genug Platz ist. Genau in diese Richtung ist es gegangen, und es war, glaube ich, ein sehr vernünftiger Aufruf, der da von den Spitälern gekommen ist. 

Letzte grundsätzliche Bemerkung: Ich halte die Patientenanwaltschaft für eine unglaublich wichtige Einrichtung. Ich glaube, dass sie für die Patienten und Patientinnen ganz besonders wichtig ist, weil sie sehr konkrete Hilfestellung gibt. Ich sehe sie aber auch als sehr notwendig für die Politik, aber auch für mich als Stadträtin persönlich. Ich sehe sie als eine kritische Kontrollinstanz, und wie alle anderen kritischen Kontrollinstanzen betrachte ich sie deswegen als ganz wichtige Partnerin für meine Bestrebungen, das Gesundheitswesen noch weiterzuentwickeln, noch zu verbessern, unsere Spitzenmedizin zu erhalten und weiter positive Entwicklungen in die Wege zu leiten.

In diesem Sinn ein herzliches Dankeschön! (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Wir kommen nun zur Abstimmung über die Postnummer 5. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die dem vorliegenden Bericht der Wiener Patientenanwaltschaft über ihre Tätigkeit in den Jahren 2000/2001 zur Kenntnis nehmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke schön, das ist mehrheitlich, ohne GRÜNE und ohne FPÖ, so angenommen.

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Beschluss- und Resolutionsanträge.

Zunächst stimmen wir ab über den Antrag der GRÜ-NEN betreffend jährliche Berichtspflicht der Patientenanwaltschaft. 

Wer mit diesem Antrag einverstanden ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig so beschlossen.

Der zweite Antrag stammt von den Freiheitlichen: Die Landesregierung wird aufgefordert, den Wiener Patientenanwalt abzuberufen. 

Wer mit diesem Antrag einverstanden ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit den Stimmen der SPÖ und der GRÜNEN abgelehnt. (Abg Mag Maria Vassilakou: Nein, nicht der GRÜNEN! - Abg Dr Sigrid Pilz zu Abg Mag Maria Vassilakou: Nicht angenommen, abgelehnt!)
Wir kommen nun zur Abstimmung über die Postnummer 6. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die den vorliegenden Bericht der Wiener Patientenanwaltschaft über ihre Tätigkeit in den Jahren 2002/2003 zur Kenntnis nehmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne Freiheitliche und GRÜNE, beschlossen.

Wir kommen nun zur Postnummer 1 der Tagesordnung. Sie betrifft den Bericht des Rechnungshofes gemäß Art 1 § 8 Bezügebegrenzungsgesetz, BGBl I Nr 64/ 1997, für die Jahre 2002 und 2003 an den Wiener Landtag. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau amtsf StRin Mag Wehsely, die Verhandlung einzuleiten.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sehr geehrte Damen und Herren! Hohes Haus!

Ich ersuche um Kenntnisnahme des Berichts.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Es liegt keine Wortmeldung zu diesem Tagesordnungspunkt vor. Wir kommen daher zur Abstimmung.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die den vorliegenden Bericht des Rechnungshofes zur Kenntnis nehmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke, das ist einstimmig so beschlossen.

Die Postnummer 2 betrifft die Vereinbarung gemäß Art 15a Bundes-Verfassungsgesetz über die Organisation und Finanzierung des Gesundheitswesens für die Jahre 2005 bis einschließlich 2008.

Ich bitte die Berichterstatterin, die Frau amtsführende Stadträtin, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Damen und Herren! 
Nach diesem sehr kurzen Intermezzo bitte ich Sie, sich wieder der Gesundheitspolitik zuzuwenden, und ersuche Sie um Diskussion und Beschlussfassung der vorliegenden Akten.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Zu diesem Tagesordnungspunkt hat sich Frau Abg Dr Pilz zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

Abg Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Frau Präsidentin! Frau Stadträtin!

Es häuft sich immer wieder so: Oft haben wir im Landtag gar nichts zu tun, und dann sitzen wir wieder und es dauert lange. (Abg Marianne Klicka: Heute ist Gesundheitstag!) Genau, heute ist Gesundheitstag.

Ich habe noch etwas aus der Aktuellen Stunde zu erledigen, das mache ich gleich am Anfang. Ich bringe jetzt den Beschluss- und Resolutionsantrag betreffend Krankenanstaltenverbund, fehlende Anerkennung von Krankenanstalten als Ausbildungsstätten für Allgemeinmedizin, ein. Nachdem Sie meinen diesbezüglichen Ausführungen sicher ausführlich gelauscht haben, werde ich sie Ihnen jetzt ersparen, ersuche Sie aber nichtsdestoweniger um Zustimmung.

Jetzt kommen wir zur 15a-Vereinbarung zur Organisation und Finanzierung des Gesundheitswesens. Ist Herr Kollege Wagner da? (Abg Kurt Wagner meldet sich von einem Standort hinter den Sitzreihen.) Genau, ich weiß, Sie sind bei Gesundheitsdebatten immer hier; ich muss jetzt in dem Punkt einfach mit Ihnen anfangen.

Herr Kollege Wagner! Sie haben mit Recht darauf hingewiesen, dass die Dialyseproblematik kompliziert ist, wie schon Sinowatz in anderem Zusammenhang festgestellt hat. Es ist natürlich - ich weiß das auch - ein Faktor bei der Dialyse der Umstand, dass es, wie Sie sagen, Fremdpatienten sind. So fremd sind sie uns nicht, das sind Patienten und Patientinnen aus dem Wiener Umland. Dass ich das jetzt noch einmal erwähne, hat damit zu tun, dass diese 15a-Vereinbarung eigentlich solchen Kantönligeist, ‑geistlichkeit oder ‑geisterei ausräumen sollte. Man sollte - und das liegt ja im Großraum Wien wohl auf der Hand - überregional planen können, man sollte zum Wohle der Patienten und Patientinnen über Landesgrenzen hinausdenken und Purkersdorfer und Perchtoldsdorfer nicht als Fremdpatienten, sondern als Menschen, die Hilfe suchen, anschauen. Ich bin auch froh, dass die Gemeinde Wien es bis jetzt so hält. Aber die Streitereien, die sich daraus ergeben, rauben viel Energie. Wenn dann die Niederösterreicher sagen, dumm für den Krankenanstaltenplan, wir finanzieren trotzdem nicht den Strahlenbeschleuniger im SMZ-Ost, weil uns genau das nichts angeht, obwohl es drinsteht, dann ist das ärgerlich. Es ist ärgerlich, und ich gebe Wien Recht, wenn man darauf besteht. 

Die 15a-Vereinbarung zur Organisation und Finanzierung des Gesundheitswesens macht schon wieder einen Mäusesprung, an solchen Dinge etwas zu ändern. Und weil es nur ein Mäusesprung und nicht ein Quantensprung ist - das passt nicht ganz, aber ich verwende es jetzt einfach... (Zwischenruf von Abg Mag Andreas Schieder.) Genau, das ist mir auch gerade aufgefallen, Herr Kollege Schieder; bleiben wir beim Quantensprung. Es ist kein Quantensprung, denn diese Vereinbarung soll etwas überwinden: Die Trennung der unterschiedlichen Sektoren, es soll Maßnahmen zur Kostendämpfung geben, es soll... (Abg Rudolf Hundstorfer in Richtung ÖVP deutend: Dutzende Ansprechpartner!) Ja, ich weiß eh, da sind wir uns einig, Herr Hundstorfer. - Es soll die Unterstützung der Vorsorgemaßnahmen und flächendeckende Qualitätsverbesserung geben. 

Warum ich trotzdem Sie anschaue, Herr Hundstorfer: Die Wiener haben ja bei dieser Vereinbarung mitgemacht. Ich glaube nur, dass sie das nicht hält, was da versprochen wird. Es soll eine Leistungsangebotsplanung geben, es soll die Palliativ- und Hospizversorgung sichergestellt werden. Eine leistungsabhängige Krankenanstaltenfinanzierung, einen Reformpool und eine bundeseinheitliche Dokumentation wird es geben, die Instrumente für die Bundesgesundheitsagentur, die Bundesgesundheitskonferenz, und auf Landesebene die Landesgesundheitsfonds und die Gesundheitsplattform. 

So weit, so gut - klingt groß, wird nicht viel bewirken. Denn hinter diesen großen Worten versteckt sich ein unausgewogenes Belastungspaket. Da wird der Beitragssatz der Krankenversicherung um 0,1 Prozent auf 7,5 Prozent für die Dauer dieser Vereinbarung erhöht. Diese Maßnahme ist sozial unausgewogen, weil es eine Höchstbeitragsgrenze von 3 450 EUR gibt, wodurch die unteren Bereiche stärker belastet werden. Die Länder wurden ermächtigt, Spitalskostenbeiträge einzuheben, was auch in erster Linie die sozial Schwachen belasten wird. Regressiv wirkende Selbstbehalte für die unteren Einkommensschichten sind eine Politik, die die GRÜNEN sicher nicht unterstützen werden. Die Pensionisten 
und Pensionistinnen werden insbesondere durch mehr-
fache Schlechterstellung benachteiligt: Anhebung des Krankenversicherungsbeitrages, Freizeitunfallversicherung, allgemeine Beitragssteigerung, Rezeptgebührenerhöhung, Spitalskostenbeitragserhöhung und Einbußen durch die Pensionsreform. Das ist nicht Politik, wie die GRÜNEN sie wollen. 

Das Resümee aus dieser Vereinbarung ist ein negatives, und darum werden wir keinesfalls zustimmen. Es ist in dieser Vereinbarung nicht gewährleistet, dass die Zahlungsströme so verlaufen, wie sie verlaufen sollen. Wir wissen bis jetzt nicht, was das für den WIKRAF bedeutet; wird er künftig additiv zur Länderplattform existieren? Wie werden die Stimmgewichtungen ausschauen? Werden die zu reden haben, die das Geld beibringen, oder werden sie das nicht? 

Die künstliche Trennung zwischen den unterschiedlichen Gesundheitsbereichen - stationär, ambulant, Pflege - wird nicht aufgehoben. Die Vertreterinnen und Vertreter des Pflegebereichs sind in der Bundesgesundheitskommission und in der Länder-Gesundheitsplattform nicht fix vertreten - das bemängeln wir -, und die notwendige überregionale Zusammenarbeit, die ich vorhin illustriert habe, ist nicht gewährleistet. 

Es wird zwar in der Präambel betont, dass man im Gesundheitssystem überregional analysieren und weiterentwickeln soll, aber faktisch haben die Länder für jedes Bundesland und nach Maßgabe einer Einigung der jeweiligen Länder für mehrere Bundesländer gemeinsam einen Landesgesundheitsfonds einzurichten. Das heißt, die überregionale Analyse und Planung wird ein Wunschdenken bleiben. Wir glauben nicht, dass sich da etwas tut. 

Man hat schon bei der ersten Reform 1997 das Ziel gehabt, die Effizienz zu steigern, und man wollte das mit finanziellem Druck auf die Länder auch durchsetzen. Das hat in der Praxis leider zu keinen Konsequenzen geführt, und Wien ist ein gutes Beispiel dafür. Das Faktum, dass die Verluste aus den Zuschüssen der Fonds sozusagen durch Mittel des Landes ausgeglichen werden konnten, hat bewirkt, dass sich nichts an Reform getan hat. Und der Krankenanstaltenverbund wird jetzt - am Ende des Geldes, am Ende der Reserven - zeigen müssen, ob ihm etwas einfällt und wann es ihm einfällt. Es muss ihm bald etwas einfallen. Ich schaue Frau Direktorin Dr Herbek an, sie wird etwas tun müssen. Denn jetzt ist das Geld aus, jetzt wird man sich nicht mehr darauf ausreden können, dass man Strukturreformen hintanhalten möchte. 

Die vorliegende 15a-Vereinbarung zwingt die Länder trotzdem nicht dazu, und das kritisiere ich. Denn zuerst kommt Geld herein, 300 Millionen dividiert durch zwei Jahre macht 150 Millionen - bei den Beträgen, um die es im Gesundheitssystem geht, ist das nicht wirklich ein Anreiz. Davon wird das Kraut nicht fett, und der Zwang zu Reformen ist dadurch nicht einzubringen. 

Fazit: Wir wollen Antworten auf unsere Fragen. Wie wird das in Wien umsetzt werden? Was wird aus dem WIKRAF werden? Und welche konkrete Reformpolitik, Frau Stadträtin, wird sich im Spitalsbereich und in der Kooperation mit dem niedergelassenen Bereich abzeichnen? - Die Vorgabe in der 15a-Vereinbarung verspricht nichts Gutes, und wir werden sie daher ablehnen. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau Abg Ingrid Korosec. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Präsidentin! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Eine 15a-Vereinbarung liegt heute zur Beschlussfassung vor, es geht um eine Vereinbarung zwischen dem Bund und Wien über die Organisation und Finanzierung für die Jahre 2005 bis 2008. Die Wiener Volkspartei stimmt dem Tagesordnungspunkt zu. Wir glauben nämlich, dass es ein wichtiger Schritt in die richtige Richtung ist.

Selbstverständlich ist es bei 15a-Vereinbarungen und auch bei Finanzausgleichsverhandlungen so, dass es zu Kompromissen kommen muss, das liegt in der Natur der Sache. Aber ich sehe es als ernst zu nehmenden Versuch an, zu einer besseren Abstimmung in der Planung, in der Steuerung und Finanzierung des gesamten Gesundheitswesens, zu einer langfristigen Sicherstellung der Finanzierung und auch zu einer Unterstützung von Vorsorgemaßnahmen und zu einer Sicherung, wenn möglich auch noch zu einer Verbesserung der Qualität im Gesundheitswesen zu kommen. 

Meine Damen und Herren! Die Reform ist schlicht und einfach auch aus demographischen Überlegungen notwendig. Auch der medizinische Fortschritt verpflichtet uns zu einer solchen Regelung. Wir sind ja Politikerinnen, wir sind Politiker, wir sind für die Bürgerinnen und Bürger dieser Stadt verantwortlich, daher können wir mit gutem Wissen dieser Reform zustimmen. Denn es liegt ja an uns, an uns allen hier in diesem Haus, ob diese Reform auch erfolgreich sein wird. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Erstmals in der Geschichte der Zweiten Republik wird es eine gemeinsame Planung, Steuerung und Koordinierung des Gesundheitswesens geben. Das betrifft sowohl den intra- als auch den extramuralen Bereich, sowohl die Spitäler als auch die niedergelassenen Ärzte, und es wird vor allem auch zu einer Kooperation im Nahtstellenbereich kommen. Das bedeutet bei guter Umsetzung - und hier liegt die Betonung natürlich auf "bei guter Umsetzung" - einen besseren Service für die Patienten, aber auch Kosteneinsparungen, weil die Leistungsverschiebungen zu Lasten anderer Partner, wie sie ja derzeit üblich sind, hoffentlich - und das ist auch eine Hoffnung, Hoffnung muss man im Leben ja immer haben, Frau Kollegin Pilz, ohne die geht es nicht - Geschichte sein werden. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren! Das österreichische Schrebergartensystem - da Krankenkasse, dort Länder, da Spital und Ambulanz - muss und wird auch durchbrochen werden. Da gibt es einige Maßnahmen, die dabei helfen werden, etwa den Strukturplan. Ich hoffe sehr auf die Landes-Gesundheitsplattformen, hier haben wir in Wien und hier hat die Frau Stadträtin Gestaltungsspielraum. Dann gibt es den Reformpool, und darüber hinaus die Bundesgesundheitsagentur. Denn natürlich ist eine bessere Verzahnung von ambulantem, stationärem und Rehab-Bereich unbedingt notwendig.

Qualität ist notwendig; Österreich liegt hier gut, im EU-Raum am zweiten Platz. Aber wir wissen - und wir haben heute gerade über die Patientenanwaltschaft gesprochen -, jeder Fehler in der Gesundheitspolitik ist ein Fehler zu viel. Denn hier geht es nicht um eine Sache, sondern hier geht es immer um Menschen. Da ist in der Vergangenheit viel geschehen, aber wir müssen noch mehr tun, um möglichst viele Fehler zu vermeiden, und das heißt eben auch das Gesundheitsqualitätsgesetz, das wird sicher ebenfalls einen Schritt nach vorn bedeuten. 

Ein besonderes Anliegen ist mir die Gesundheitsförderung. Hier ist unglaublich viel Aufklärungsarbeit notwendig, denn wir sind in Österreich und auch in Wien ganz einfach "Couch Potatoes". Bewegungsmangel ist das große Problem in Österreich, 60 Prozent der Österreicherinnen und Österreich betreiben, bitte, keinen Sport! Allein regelmäßige Bewegung senkt aber das Mortalitätsrisiko und das Infarktrisiko um 30 Prozent. Die häufigsten Todesursachen sind eben Herz- und Kreislauferkrankungen; auch Diabetes wird immer stärker und hat jährlich einen Anstieg.

Es ist bei weitem gescheiter, Fitness zu betreiben, als in Tabletten zu investieren, und es gibt kein besseres Medikament als Bewegung. Daher ist auch die Vorsorgeuntersuchung so notwendig. Ich halte es für richtig, dass ab 2005 auch eine altersspezifische, differenzierte Vorsorgeuntersuchung angeboten wird und gezielt auf die Erreichung von Vorsorgezielen hingearbeitet wird. Keinem Menschen, niemandem von uns würde es einfallen, sein Auto so lange zu fahren, bis es auseinander fällt. Nur mit unserer eigenen Gesundheit gehen wir oft besonders nachlässig um.

Meine Damen und Herren! Ein modernes Gesundheitssystem darf sich dem medizinischen Fortschritt nicht verschließen. Daher sind auch die Kommunikationstechnologien sehr stark von Bedeutung, und es eröffnen sich viele, viele neue Möglichkeiten. 

Wenn ich noch ganz kurz zur Strukturreform komme: Erstmals wird es mit den Gesundheitsplattformen auf Landesebene und mit der Gesundheitsagentur auf Bundesebene Instrumente zur gemeinsamen, sektorübergreifenden Planung und Steuerung der Finanzmittel für Krankenhäuser und für niedergelassene Ärzte geben. Diese engere Zusammenarbeit ist ein großer Schritt, weil bisher sowohl die Länder im Krankenhausbereich als auch die Sozialversicherung bei den niedergelassenen Ärztinnen und Ärzten ihre Planungen für Versorgungskapazitäten nicht miteinander abgestimmt haben. (Beifall bei der ÖVP.) Dies ist eine qualitative Verbesserung gegenüber der bisherigen Praxis und kann nicht hoch genug eingeschätzt werden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Als unverbesserliche Optimistin sehe ich hier durchaus eine Reihe von Chancen, und ich sehe es auch als mutigen Schritt unserer Bundesministerin Maria Rauch-Kallat. (Beifall bei der ÖVP.) Meine sehr geehrten Damen und Herren, das heißt für Wien... (Abg Mag Thomas Reindl: Wie heißt die Dame?) Wenn Sie es nicht wissen, dann muss ich Ihnen sagen... Ich will mir keinen Ordnungsruf einhandeln. (Abg Dr Matthias Tschirf: Ja, bitte!) Meine Damen und Herren, das heißt für Wien durchaus positive Voraussetzungen, und diese Chancen müssen genützt werden. 

Erlauben Sie mir aber, nachdem heute so viel von Gesundheit die Rede gewesen ist, auch einige Worte zur Gesundheit der Stadt. Denn zur Gesundheit der Stadt gehört auch die Politik dieser Stadt. (Abg Mag Thomas Reindl: Ich bin ein gesunder Politiker! Ich treibe regelmäßig Sport! - Abg Dr Matthias Tschirf: Auch geistig?) Auch die Politik bedarf der Gesundung in verschiedenen Formen, und zwar auch hier - Herr Kollege Reindl, glauben Sie es mir -, auch hier in diesem Haus. Was meine ich damit? - Sie sollten ein bisschen zuhören. Denn Gesundheit in der Politik ist etwas sehr Wichtiges und betrifft uns alle. Besonders die Mehrheitsfraktion hat da durchaus einen Nachholbedarf. (Zwischenruf von Abg Mag Thomas Reindl.) 

Meine Damen und Herren! Ich bin überzeugt davon, dass gerade hier im Haus das Miteinander-Umgehen und das Miteinander-Leben Gesundheit in der Politik sein kann. Wenn wir von Demokratie sprechen, dann hängt natürlich die Demokratie von einer Reihe von Spielregeln ab, einerseits von formellen Spielregeln, andererseits von informellen. Diese Spielregeln werden von manchen - ich meine, auch von den Spitzenpolitikern der Mehrheitsfraktion - oft verwechselt. Herr Lhptm Dr Häupl, aber auch sein Team sollen Vorbilder sein, Vorbilder für alle Politikerinnen und Politiker, aber auch Vorbilder für die Bürgerinnen und Bürger. Daher muss gerade von diesen Politikern gegenüber der Opposition jene Großzügigkeit kommen, die mehr als nur Höflichkeit verlangt. 

Was meine ich damit? - Ich nenne Ihnen zwei Beispiele. Auf eine mündliche Anfrage, die vom Herrn Landeshauptmann schriftlich beantwortet wurde - es geht um die Pflegemilliarde, die ja in diesem Raum schon öfter diskutiert wurde - kommt eine mehr als schnoddrige Antwort. Das lässt dann Höflichkeit vermissen.

Ein zweiter Bereich betrifft Frau StRin Mag Brauner. Es ist heute schon kurz aufgezeigt worden: Da gibt es ein neues Team im Krankenanstaltenverbund. Die Oppositionspolitikerinnen und -politiker werden nicht informiert, sie werden nicht einmal persönlich vorgestellt. Wir lesen es in den Zeitungen, wir sehen die ersten Bilder, wir hören bereits einige Vorstellungen darüber, was sich ändern wird, nur die Gesundheitspolitikerinnen und -politiker in diesem Haus werden nicht einmal anlässlich einer Ausschusssitzung persönlich mit den Damen und Herren der neuen Führung bekannt gemacht! 

Jetzt verweise ich auf die Bestellung beim letzten Mal; da war ich nicht in diesem Haus, aber ich habe es nachgelesen. Damals wurde am 9. Mai die Position aus-geschrieben, es gab dann 15 Bewerbungen, am 2./3. Juli hat ein Personalberatungsunternehmen das Begutachtungsverfahren erledigt. Am 10. Juli war die Begutachtungskommission der Magistratsdirektion, da wurden dann vier Kandidatinnen und Kandidaten vorgeschlagen, und diese vier Kandidatinnen und Kandidaten wurden dem damaligen Ausschuss für Gesundheit in einem sommerlichen Gesundheitsausschuss vorgestellt. Es ist sogar zu einem Hearing gekommen. 

Damals hat VBgm Rieder in einem Pressegespräch das als besonders positiv hervorgehoben. Jawohl, auch ich hebe das als besonders positiv hervor: So stelle ich mir eine gemeinsame Zusammenarbeit vor! Das hat es einmal gegeben - vier Jahre später werden die handelnden Personen nicht einmal vorgestellt. Auch für das neue Führungsteam ist das unangenehm. Abgesehen von den Abgeordneten ist es auch für das neue Führungsteam sicher unangenehm, wenn man nicht einmal persönlich vorgestellt wird. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren! Damit ist nicht nur die Höflichkeit verletzt, sondern es kommt eine "Mir san mir"-Mentalität zum Tragen, die unglaublich ist. Von einer Demut, wie sie der Herr Bürgermeister anlässlich der Regierungserklärung angesprochen hat, ist hier gar nichts mehr zu merken. Meine Damen und Herren, das ist Unkultur in Reinkultur! Wenn Wien auf eine... (Abg Heinz Hufnagl: ...einmal die Schüssel-Partei! Ist Ihnen das aufgefallen?) Auch wenn Wien in der Politik eine... (Zwischenrufe bei SPÖ und ÖVP.) Vielleicht hören Sie einmal zu, und vielleicht lernen Sie daraus. (Beifall bei der ÖVP. - Abg Heinz Hufnagl: Ich höre die ganze Zeit zu! - Abg Godwin Schuster: Die Reaktionszeit ist ein bisschen verzögert! - Weitere Zwischenrufe.)
Wenn Wien in der Politik eine gesunde Stadt werden will - und wir sind dafür, wir unterstützen das, wir verlangen das -, dann ist das auch ein Appell, ein Appell an uns alle, aber im Besonderen an den Herrn Bürgermeister und sein Führungsteam, nämlich in Bezug auf den Stil, miteinander umzugehen, insbesondere in Bezug auf den Stil des Miteinander-Umgehens der Mehrheit mit der Minderheit in diesem Haus. (Beifall bei der ÖVP.) Wir un-terstützen alles, was dieses Miteinander-Umgehen und Miteinander-Leben besser macht, weil wir überzeugt davon sind, dass nur so die Politik in einer Demokratie auch für die Bürger annehmbar und anregend ist.

Meine Damen und Herren! Zurück zur Gesundheitsreform: Wir beschließen heute einen wichtigen Schritt des Wiener Gesundheitswesens. Ich hoffe auf eine gute Zukunft für unsere Bürgerinnen und Bürger, auf eine zukunftsweisende Entscheidung für eine effizientere Ge-sundheitspolitik. (Abg Mag Thomas Reindl: ...die Bestellung der neuen Geschäftsführung! Das können Sie nicht abstreiten!) Bitte? (Abg Mag Thomas Reindl: Sie fordern..., und wenn die Geschäftsführung bestellt wird, passt Ihnen das auch wieder nicht!) Sie haben wieder einmal nicht zugehört, sehen Sie, und da sind wir auch wieder dort. (Zwischenrufe bei der ÖVP.) Sie hören nicht einmal zu. Ich habe kein Wort darüber gesagt, dass mir die Geschäftsführung nicht gefällt. Ich habe gesagt, es ist eine Unhöflichkeit, wenn man den Oppositionspolitikern diese Geschäftsführung nicht einmal vorstellt. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren! Schopenhauer hat schon gesagt: „Gesundheit ist nicht alles, aber ohne Gesundheit ist alles nichts." Das sollten wir als Auftrag sehen. (Beifall bei der ÖVP.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Abg Deutsch. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Christian Deutsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Präsidentin! Frau Landesrätin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Gegenstand der Verhandlungen ist die Vereinbarung gemäß Artikel 15a Bundes-Verfassungsgesetz über die Organisation und die Finanzierung des Gesundheitswesens für die Jahre 2005 bis inklusive 2008. Es geht darum, eine qualitativ hochwertige, solidarische, effektive und effiziente und vor allem, was ganz wesentlich ist, allen frei zugängliche und gleichwertige Gesundheitsversorgung in Österreich sicherzustellen. Hier bin ich wesentlich optimistischer als Frau Kollegin Pilz, die hier bereits einige Dinge angezweifelt hat. Es ist uns auch ein politisches Anliegen, dass das solidarische Gesundheitssystem erhalten und verbessert werden soll. Es ist auch ein vorrangiges Ziel, dass eine qualitativ hochstehende medizinische Versorgung für alle, unabhängig vom Einkommen, erreicht werden kann. (Beifall bei der SPÖ.)
Durch eine gesamthafte regionale Planung, Steuerung und Finanzierung, die Sie auch angesprochen haben, soll ein möglichst effizienter Mitteleinsatz die Finanzierung des österreichischen Gesundheitswesens sicherstellen. Das heißt, gesundheitsökonomische Ansätze sollen - und das ist auch die Absicht dieser Vereinbarung - forciert werden, das leistungsorientierte Krankenanstalten-Finanzierungssystem wird im stationären Bereich aufrechterhalten, weiterentwickelt und fortgesetzt, und für den ambulanten Bereich wird ebenfalls ein bundeseinheitliches Modell für eine leistungsorientierte Abgeltung entwickelt. 

Es geht in dieser Vereinbarung aber gleichzeitig auch darum, die Gesundheitsförderung zu verstärken und der Prävention, die auch Kollegin Korosec angesprochen hat, einen besonderen Stellenwert einzuräumen. Das heißt, ein verbindliches, der Effizienzsteigerung dienendes Qualitätssystem soll für das gesamte Gesundheitswesen im Bundesgebiet eingeführt und kontinuierlich weiterentwickelt werden. Hier geht es auch darum, im Interesse der Patientinnen und Patienten sicherzustellen, dass das Nahtstellenmanagement zwischen den einzelnen Gesundheitsversorgungseinrichtungen - wenn ich etwa an den Betreuungsverlauf denke - verbessert wird.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Diese systematische Qualitätsarbeit ist im Interesse der Patientinnen und Patienten zu implementieren und zu intensivieren. Die Arbeiten zum Aufbau, zur Weiterentwicklung und zur Sicherung, aber auch Evaluierung eines flächendeckenden österreichischen Qualitätssystems sollen - und das ist auch neu - bundeseinheitlich bundesländer- und sektoren-, aber auch berufsübergreifend er-folgen, wenn es darum geht, hier auch einheitliche Struk-
turqualitätskriterien festzulegen. Dass daraufhin auch eine jährliche Berichterstattung über die Qualität im Gesundheitswesen zu erfolgen hat, versteht sich in diesem Zusammenhang von selbst.

Es ist aber auch ganz wichtig, dass in dieser Vereinbarung ausdrücklich festgehalten wird, dass in die Vertragskompetenzen im Bereich der Selbstverwaltung nicht eingegriffen wird, sondern zur Steuerung des gesamten Gesundheitswesens sowohl extra- als auch intramural - und das ist Gegenstand dieser Vereinbarung, es wurde bereits angesprochen - eine Bundesgesundheitsagentur mit einer Bundesgesundheitskommission als Organ, und auf Länderebene Landesgesundheitsfonds mit Gesundheitsplattformen als Organ eingerichtet werden sollen.

Jetzt geht es darum, dass diese Bundesgesundheitsagentur Qualitätsvorgaben für die Erbringung von Gesundheitsleistungen erarbeiten soll. Es geht um eine bundesweite Leistungsangebotsplanung, um eine Weiterentwicklung des leistungsorientierten Vergütungssystems, aber auch darum, Richtlinien für eine bundeseinheitliche Dokumentation zu erstellen beziehungsweise Rahmenvorgaben für das bereits von mir angesprochene Nahtstellenmanagement zu finden. Für Beschlussfassungen - und das ist auch ein wesentlicher Teil, weil die Frage der Stimmengewichtung angesprochen wurde - ist es wesentlich, dass ein Einvernehmen mit den Ländern und dem Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger herbeigeführt wird. Die Aufgabe der Ge-sundheitsplattform hingegen ist es, die Kontrolle der Ein-haltung von Qualitätsvorgaben, die Umsetzung der von mir angesprochenen leistungsabhängigen Vergütungssysteme, aber auch Projekte für eine Gesundheitsförderung zu entwickeln.

Das heißt, es geht um eine integrierte Planung der Gesundheitsversorgungsstruktur, die sowohl den stationären Bereich, den ambulanten Bereich, den Rehabilitationsbereich stationär und ambulant, aber auch den Pflegebereich im Bereich des Nahtstellenmanagements ansprechen soll. Es wurde in dieser Vereinbarung im Besonderen auch festgelegt, dass eine österreichweit gleichwertige, flächendeckende, abgestufte Versorgung im Palliativ- und Hospizbereich geplant wird.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die verbindliche Grundlage für die integrierte Gesundheitsstrukturplanung, nämlich die von mir angesprochene Leistungsangebotsplanung, wird im Österreichischen Strukturplan Gesundheit bis zum 31. Dezember 2005 einvernehmlich festgelegt. Bis zu diesem 31. Dezember 2005 gilt weiterhin der Österreichische Krankenanstalten- und Großgeräteplan, der aber bis 30. Juni 2005 evaluiert werden soll.

Es wurde von Kollegin Pilz auch die Frage der Verbindlichkeit von Vereinbarungen angesprochen. Hier möchte ich auf die Sanktionsmöglichkeiten, auf die in der Vereinbarung auch eingegangen wurde, hinweisen. Der Sanktionsmechanismus sieht vor, dass die Bundesgesundheitsagentur bei maßgeblichen Verstößen gegen vereinbarte Pläne und Vorgaben im Zusammenhang mit der Qualität oder der Dokumentation finanzielle Mittel für die Landesgesundheitsfonds auch zurückhalten kann, bis der rechtskonforme Zustand herbeigeführt worden ist. (Abg Dr Sigrid Pilz: Das hat doch 1997...) Dieser Bereich ist hier auch ganz klar angesprochen. (Abg Dr Sigrid Pilz: Das ist zahnlos!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es sind in der Vereinbarung auch Mittel für den bereits angesprochenen Reformpool, für den Kooperationsbereich, für Leistungsverschiebungen zwischen dem intra- und ex-tramuralen Bereich, in den Landesgesundheitsfonds vor-gesehen, mit einem Bekenntnis zu erforderlichen Strukturveränderungen in diesen Bereichen. Ebenso sind Mittel für Planungen und Projekte zur Verbesserung der Qualität, der Effizienz und der Effektivität der Gesundheitsversorgung vorgesehen, wobei von Seiten der Bundesgesundheitsagentur auch spezielle Projekte finanziert werden sollen. Darüber hinaus gilt es, auch das Transplantationswesen, weitere wichtige Vorsorgeprogramme und Behandlungsmaßnahmen, die bundesweit von überregionaler Bedeutung sind, zu fördern. 

Es wurden in der Vereinbarung aber auch ökonomische Potentiale von Informations- und Kommunikationstechnologien angesprochen, die es zu nutzen gilt, un-
ter Wahrung der sozialen, technischen, rechtlichen 
und ethischen Standards im Gesundheitswesen, wie zum Beispiel der Konzeption und Einführung der elek-
tronischen Gesundheitsakte sowie der elektronischen 
Arzneimittelverschreibung und -verrechnung. Auch der Ausbau der informationstechnischen Infrastruktur, einschließlich der Vernetzung der Leistungsanbieter und der Kostenträger, wurde dabei angesprochen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Im Rahmen des Systems der leistungsorientierten Krankenanstaltenfinanzierung, kurz LKF genannt, soll die Abrechnung nach leistungsorientierten Gesichtspunkten entsprechend nationalen und internationalen Vorgaben erfolgen. Eine leistungsorientierte Finanzierung im Gesundheitswesen ist mit der Zielsetzung fortzuführen - und das ist in der Vereinbarung taxativ aufgezählt -, eine höhere Kosten- und Leistungstransparenz zu erreichen, eine nachhaltige Eindämmung der Kostensteigerungsraten zu be-wirken, eine Optimierung des Ressourceneinsatzes zu bewerkstelligen, eine kürzere Belagsdauer und reduzierte Krankenhaushäufigkeit herbeizuführen, eine Reduzierung unnötiger Mehrfachleistungen auch im Interesse der Patientinnen und Patienten sicherzustellen sowie eine Entlastung der Krankenanstalten durch Verlagerung von Leistungen in den ambulanten Bereich zu erreichen. Die Bepunktung leistungsorientierter Diagnosefallgruppen im LKF-Kernbereich soll von der Bundesgesundheitsagentur jährlich einheitlich festgesetzt und in regelmäßigen Abständen angepasst werden.

Weiters wurde vereinbart - und meine Vorrednerinnen sind auch kurz darauf eingegangen -, dass Maßnahmen zur Kostendämpfung und Effizienzsteigerung beziehungsweise Steuerung der Finanzierung im Gesundheitswesen im Ausmaß von 300 Millionen EUR wahrgenommen werden sollen. Dies betrifft insbesondere Maßnahmen zur Senkung der Verwaltungskosten und Maßnahmen im patientenfernen Bereich der Krankenanstalten, Maßnahmen im Bereich von neuen Organisationsformen, aber auch im Bereich einer besseren Abstimmung zwischen den einzelnen Krankenanstalten sowie dem niedergelassen Bereich, um hier auch Doppelgleisigkeiten zu vermeiden. 

Mit dieser Vereinbarung ist damit auch ein Bündel an Maßnahmen verbunden, das einerseits zu einer Verbesserung der Einnahmensituation der Krankenanstalten und der Sozialversicherung führt und andererseits Maßnahmen zur Kostendämpfung und Effizienzsteigerung beziehungsweise Steuerung im Gesundheitswesen jeweils im Ausmaß von 300 Millionen EUR realisiert. Es ist aber in dieser Vereinbarung auch festgehalten, dass die Krankenversicherungsbeiträge, befristet auf den Zeitraum dieser Vereinbarung, nämlich befristet auf vier Jahre, um 0,1 Prozent erhöht werden - eine moderate Erhöhung, die hier vorgesehen ist.

Ich möchte aber auch auf einige Aussagen eingehen, die in den Redebeiträgen geäußert wurden. Da Kollegin Korosec gemeint hat, dass die Information der Opposition durch den Bürgermeister über die Pflegemilliarde nicht ausreichend gewesen wäre, möchte ich in Erinnerung rufen, dass wir sowohl in diesem Saal, aber auch bei vielen Ausschüssen, bei vielen Kommissionen, in Fragestunden und in zahlreichen Debatten ausführlich über die Pflegemilliarde informiert wurden, auch über die Zusammensetzung. Ich möchte nur in Erinnerung rufen, dass es sich ja - und das wurde auch deutlich angesprochen - um eine Vielzahl an Maßnahmen handelt, nicht nur um den Investitionsbereich, sondern auch um neue Formen der Finanzierung, um PPP-Modelle et cetera, die auch hier immer angesprochen wurden. Aus diesem Grund möchte ich die von Ihnen hier zur Schau getragene Befindlichkeit wirklich nicht nachvollziehen, weil es da eine sehr umfassende Information gegeben hat.

Zu dem von Kollegin Pilz eingebrachten Beschluss- und Resolutionsantrag - er war ja auch bereits Gegenstand der Debatte am Vormittag - möchte ich anmerken, dass sämtliche Abteilungen in das von der Österreichischen Ärztekammer gemäß Ärztegesetz 1998 geführte Verzeichnis der ausbildungsberechtigten Abteilungen eingetragen sind. Aus formalrechtlichen Gründen wird in den von Ihnen angesprochenen Abteilungen die Ausbildungsberechtigung nochmals evaluiert. Sie wissen, dass aufgrund von § 9 Abs 9 des Ärztegesetzes auch eine rückwirkende Anerkennung von Ausbildungsstätten mög-lich ist. 

Es ist aber auch davon die Rede: Die Anerkennung als Ausbildungsstätte für die Ausbildung zum Arzt - und ich zitiere - „für Allgemeinmedizin ist von der Österreichischen Ärztekammer zurückzunehmen oder einzuschränken, wenn sich die für die Anerkennung als Ausbildungsstätte maßgeblichen Umstände geändert haben oder nachträglich hervorkommt, dass eine für die Anerkennung erforderliche Voraussetzung schon ursprünglich nicht bestanden hat". - Ende des Zitats.

Ich kann hier nur in Erinnerung rufen, dass die Österreichische Ärztekammer gerade in letzter Zeit eine größere Anzahl von Überprüfungen, von Visitationen der Ausbildungsqualität vorgenommen hat. Diesen überprüften Abteilungen wurde ausdrücklich attestiert, dass sie die gesetzlich vorgeschriebene Ausbildungsqualität aufweisen, mit Ausnahme einer Abteilung, wo die Ärztekammer eine ausreichende Ausbildungsqualität nur für die Ausbildung zum Arzt für Allgemeinmedizin festgestellt hat. Meine sehr geehrten Damen und Herren, daher konnten natürlich auch sämtliche Turnusärzte damit rechnen, dass ihre Ausbildung, die sie in einem Krankenhaus der Stadt Wien absolviert haben, entsprechend anerkannt wird. 

Ich komme zum Schluss und meine, dass die vorliegende Vereinbarung das Ergebnis intensiver Gespräche und Verhandlungen und selbstverständlich ein Kompromiss ist. Es konnte hier unter anderem auch ein für Wien sehr zentrales politisches Anliegen umgesetzt und erreicht werden, nämlich Privatisierungstendenzen des österreichischen Gesundheitswesens, die in den ursprünglichen Vereinbarungen enthalten waren, hintanzuhalten und im Interesse der Patientinnen und Patienten eine Privatisierung des österreichischen Gesundheitssystems nicht zuzulassen. Für dieses Verhandlungsergebnis im Interesse der Bevölkerung ist daher der Dank auch an Frau Landesrätin Renate Brauner zu richten. (Beifall bei der SPÖ.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es ist eben die Aufgabe der Politik, im Interesse der Bevölkerung Lösungen zu erarbeiten, zu verhandeln und auch umzusetzen, um den hohen Standard im Gesundheitswesen bei einer rasanten technologischen Weiterentwicklung und einem immer größer werdenden Wissen abzusichern. Dies ist hiermit auch durch diese Vereinbarung geschehen. Entgegen dem ursprünglichen Konzept - und das war auch ein Erfolg dieser Verhandlungen - ist nun im Wesentlichen auch keine zusätzliche Bürokratie entstanden. Vielmehr konnten sehr viele positive Bereiche zu einer langfristigen Sicherung der Finanzierung des österreichischen Gesundheitswesens in die Vereinbarung aufgenommen werden. 

Es konnte daher - so möchte ich abschließend feststellen - eine Organisations- und Finanzierungsform ge-funden werden, die zu einer besseren Kooperation zwischen den einzelnen Sektoren des Gesundheitswesens, zu einer Gesundheitspartnerschaft führen soll und die auf Konsens zwischen allen Beteiligten setzt. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen.

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Damen und Herren!

Nur eine Bemerkung, die auf einen Diskussionsbeitrag eingeht, den ich so nicht unwidersprochen lassen möchte und der mich auch ein wenig überrascht hat. Frau Kollegin Korosec, dieser etwas larmoyante Debattenbeitrag passt so gar nicht zu Ihnen, Sie sind doch sonst sowohl im Leben als auch in der Politik ein so optimistischer Mensch. Diese Formulierungen und dieser Redebeitrag passen eigentlich überhaupt nicht zu Ihnen, und ich möchte sie auch in dieser Form nicht so im Weg und in der Diskussion stehen lassen. 

Vorzuwerfen, dass es nicht genügend Informationen über die Bestellung des neuen Führungsteams des Krankenanstaltenverbundes gegeben hätte, entbehrt nicht einer gewissen Pikanterie. Denn wir haben uns wirklich sehr bemüht, in dem dafür zuständigen Gremium, nämlich der Personalkommission, ausreichend und so, dass es von mehreren Seiten entsprechend gewürdigt wurde, auch sehr viel an Hintergrundinformation zu geben. Es hat noch nie so ausführliche Information über die Überlegungen gegeben, auch Hintergrundinformation und sehr viele persönliche Informationen über die jeweiligen Kandidaten und Kandidatinnen, weil wir uns eben gedacht haben, dass es eine sehr wichtige Bestellung ist und dass alle auch die Hintergründe kennen sollen. 

Ergebnis war, dass unter unglaublicher Verletzung des Vertraulichkeitsgrundsatzes der Personalkommission und unter unglaublicher Verletzung des Datenschutzes sehr persönliche Daten der Betroffenen innerhalb von Minuten, muss ich fast sagen, nachdem diese Informationen ausgelegt worden waren, in Kopie bei den Medien und bei den Journalisten angelangt sind, auf eine Art und Weise, dass sogar eine prominente Oppositionspolitikerin in der Wiener Landesregierung unseren Herrn Bürgermeister gebeten hat, die Mitglieder der Personalkommission darauf aufmerksam zu machen, welchen Grundsätzen der Vertraulichkeit sie unterliegen. Und dann werfen Sie uns vor, wir geben nicht genügend Informationen? - Seien Sie mir nicht böse, bei allem Respekt vor Ihrer Person, Frau Kollegin, und vor Ihren sonst sehr konstruktiven Beiträgen: Das kann ich so überhaupt nicht akzeptieren! Das ist, ehrlich gesagt, ein absurder Vorwurf, genau das Gegenteil ist nämlich der Fall gewesen. (Beifall bei der SPÖ.)
Aber lassen Sie mich jetzt zum eigentlichen Thema zurückkehren, nämlich zur 15a-Vereinbarung. Ich kann mich dem anschließen, was mein Vorredner gesagt hat, er hat nämlich zum Schluss seiner Wortmeldung das Wort Kompromiss verwendet. Jawohl, es stimmt, diese 15a-Vereinbarung ist ein Kompromiss, und ich kann Ihnen versichern - ich war selber bei den Verhandlungen dabei -, sie haben sich über Stunden und Stunden hingezogen. Es war ein sehr schwieriger Kompromiss, weil es ja nicht nur darum geht, zwischen Bund und Ländern eine Vereinbarung zu treffen, sondern auch innerhalb der Bundesländer. Sie können mir glauben, dass es mit unseren sonst hoch geschätzten Nachbarn - und zwar geht das völlig über Parteigrenzen hinweg - sowohl Richtung Niederösterreich als auch Richtung Burgenland auch in der Frage der Verteilung der Mittel auf dieser Ebene keine leichten Verhandlungen sind. 

Ich stehe nicht an zu sagen, dass diese 15a-Vereinbarung sicher nicht alle Probleme im Gesundheitswesen löst. Ich stehe auch nicht an zu sagen, dass vor allem die Finanzierungsproblematik des Gesundheitswesens damit nicht gelöst ist. Es ist ein kleiner Tropfen auf einen heißen Stein, aber es ist immerhin ein Tropfen, und ich bin als Verantwortliche für das Gesundheitswesen für jeden Tropfen dankbar.

Ich glaube, dass es ein guter Kompromiss ist, sonst hätten wir nicht zugestimmt. Wenn wir allein bestimmen würden, würden sicher viele Dinge anders ausschauen, aber das können wir in diesem Fall nicht. Ich glaube, dass ein guter Kompromiss gute Chancen bietet, die wir jetzt - und da haben Sie völlig Recht - in Wien in die Praxis umsetzen müssen und konkretisieren müssen. Das betrifft auch die Organisationsform, wie das System bei uns in Wien ausschauen wird. 

Mein großes Interesse ist es - und ich weiß mich da eins mit dem Finanzstadtrat und Vizebürgermeister -, ein einfaches, unbürokratisches System zu schaffen. Und meine inhaltlichen Anliegen sind vor allem die gemeinsamen Projekte, die wir uns im Zuge dieser 15a-Ver-handlungen vorgenommen haben, zum Beispiel, wie das Brustkrebs-Screening möglichst bald gemeinsam umgesetzt werden kann.

Zusammenfassend: Ja, es ist ein Kompromiss, aber ich glaube, es ist ein guter Kompromiss, dem man zustimmen kann. Darum bitte ich Sie. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die dieser Vereinbarung die Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne die GRÜNEN, so beschlossen.

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Beschluss- und Resolutionsantrag, eingebracht von den GRÜNEN, betreffend fehlende Anerkennung von Krankenanstalten als Ausbildungsstätten für Allgemeinmedizin. 

Wer diesem Antrag die Zustimmung gibt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist die Minderheit und somit abgelehnt.

Wir kommen zur Postnummer 3. Sie betrifft die Vereinbarung gemäß Art 15a des Bundes-Verfassungsge-setzes zwischen dem Bund und den Ländern über Sozialbetreuungsberufe. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau amtsf StRin Mag Brauner, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Damen und Herren!

Es handelt sich wieder um eine 15a-Vereinbarung. Dieses Mal betrifft sie die Sozialbetreuungsberufe.

Ich bitte Sie, diese zu beschließen. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Es liegt eine Wortmeldung von Frau Abg Korosec vor. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin! 

Ich melde mich zu diesem Tagesordnungspunkt, weil Sie als Berichterstatterin es ausgenützt haben, dass ich mich nicht mehr melden kann. Ich hätte noch etwas darüber zu sagen, was mich auch von Ihnen sehr überrascht. Ich glaube, wir haben gemeinsam eine durchaus gute Zusammenarbeit, weil ich auch glaube, dass wir in unserer Struktur ähnlich sind: Wir wollen etwas weiterbringen, wir wollen etwas umsetzen, wir wollen für die Menschen in dieser Stadt etwas tun. Sie haben hier ganz bewusst, oder als ich vorhin von Gesundheit in der Politik und vom Miteinander-Umgehen gesprochen habe, überhaupt nicht aufgepasst. 

Ich habe nicht gesagt, dass wir während der Bestellung nicht informiert worden sind, sondern ich habe hier deutlich gesagt, dass die Herrschaften nach der Bestellung teilweise bereits im Gesundheitsausschuss anwesend waren und Sie es nicht der Mühe wert gefunden haben, uns diese Damen und Herren persönlich vorzustellen. Das halte ich für Unkultur in Reinkultur, und zu dem stehe ich auch. (Beifall bei der ÖVP.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Renate Brauner: Ich glaube, es macht wenig Sinn, wenn wir uns hier unterschiedliche Interpretationen gegenseitig an den Kopf werfen. Ich habe meinem wirklichen Bedauern und meiner persönlichen Betroffenheit Ausdruck verliehen, dass meine Bemühung und die Bemühungen der Frau Personalstadträtin, viele Informationen zu geben und das zu tun, was Sie zu Recht verlangen: Die Herrschaften, die hier in so verantwortungsvollen Positionen sind, entsprechend vorzustellen, auch entsprechende Informationen über sie zu geben - das war nämlich die Vorstellung, die Sie zu Recht einfordern und die auch notwendig ist -, ich hatte den Eindruck, dass dieses Bemühen von unserer Seite auf eine sehr unfaire Art und Weise - wie gesagt, das habe nicht ich festgestellt, sondern eine prominente Oppositionspolitikerin - beantwortet wurde. Dieses negative Gefühl habe ich zum Ausdruck gebracht. Aber es soll uns nicht daran hindern, in Zukunft weiter konstruktiv zusammenzuarbeiten.

In diesem Sinne hoffe ich jetzt auf einen einstimmigen Beschluss zu dieser wichtigen 15a-Vereinbarung. - Danke schön.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Wir kommen zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die dieser Vereinbarung die Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Es ist dies somit einstimmig be-schlossen.

Wir kommen zur Postnummer 4. Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Pflegegeldgesetz geändert wird. 

Berichterstatterin hiezu ist Frau amtsf StRin Mag Brauner. Ich bitte sie, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Renate Brauner: Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Ich beeile mich schon, da die "Gesundheitsfestspiele" jetzt schon sehr lange dauern: Ich bitte Sie, dieser Änderung des Wiener Pflegegeldgesetzes, und damit auch der Erhöhung, zuzustimmen. – Danke schön. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Da zu diesem Tagesordnungspunkt keine Wortmeldung vorliegt, kommen wir gleich zur Abstimmung.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in erster Lesung ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das Gesetz ist somit in erster Lesung einstimmig angenommen.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich die zweite Lesung vornehmen lassen. – Ein Widerspruch erfolgt nicht.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das Gesetz ist somit auch in zweiter Lesung einstimmig beschlossen.

Wir kommen nun zu dem Verlangen, dass die von den Abgen Dr Matthias Tschirf, Dr Wolfgang Aigner, Dr Wolfgang Ulm eingebrachte, an den Herrn Landeshauptmann gerichtete Dringliche Anfrage betreffend "Mehr Demokratie in Wien – für ein faires Wahlrecht in Wien" vom Fragesteller mündlich begründet werde und hierauf eine Debatte über den Gegenstand stattfinde.

Ist es erforderlich, die Dringliche Anfrage zu verlesen? – Das ist nicht der Fall. Dann können wir gleich zur Debatte kommen. 

Für die nun folgende Begründung der Dringlichen Anfrage sieht die Geschäftsordnung gemäß § 37 Abs 1 eine Redezeit von 20 Minuten vor. 

Zur Begründung der Dringlichen Anfrage erteile ich nun Herrn Abg Dr Tschirf das Wort.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Präsidentin! Herr Landeshauptmann! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Herr Landeshauptmann, Sie haben vor kurzem, zugegebenermaßen nicht in dieser Funktion als Landeshauptmann von Wien und nicht in der Funktion als Bürgermeister von Wien, sondern in der Nebenbeschäftigung als Bundesvorsitzender-Stellvertreter der SPÖ, mehr Demokratie verlangt. Hier ist die Gelegenheit, diese auch für Wien zu bringen, und ich hoffe, dass jetzt nicht das gilt, was ein alter Spruch besagt, nämlich dass Wien anders ist.

Herr Landeshauptmann, ich zitiere: 

„Die Grundlagen des Herrschaftssystems Wiens haben obrigkeitsstaatliche Traditionen. Die Sozialdemokraten sind in dieses Obrigkeitsgehäuse eingewandert. Die dominante Stellung der SPÖ wird durch das Doppelgesicht der Wiener Stadtverfassung erleichtert. Die wichtigsten Bestimmungen über die Machtstrukturen können durch einfaches Gesetz geregelt werden. Dementsprechend wehrt sich die SPÖ jahrzehntelang gegen alle Be-strebungen, daran etwas zu ändern."

Dieses Zitat stammt von jemandem, den Sie auch persönlich sehr schätzen, nämlich von Manfried Welan. Er hat das nicht als Politiker, sondern als Wissenschafter, als Politikwissenschafter vor wenigen Jahren in einem sehr bemerkenswerten Aufsatz über die Demokratie in Wien so geschrieben. 

Und er schreibt dann weiter gerade von diesem ungerechten Wahlrecht in Wien. - Es ist ein ungerechtes Wahlrecht, denn wenn es möglich ist, dass mit 46 Pro-zent der Stimmen (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: 47! – Abg Christian Oxonitsch: Nicht einmal seriös runden können Sie!) 52 Prozent der Mandate und 100 Prozent der Regierungsmacht errungen werden können, dann ist das ungerecht, meine sehr geehrten Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP. – Abg Christian Oxonitsch: Nicht einmal seriös runden können Sie!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich verstehe es natürlich aus der Sicht der Sozialdemokratischen Partei, wenn diese sich aufregt, denn es ist bequem, wenn man in einer solchen Situation leben kann. Es ist aber nicht demokratisch, meine sehr geehrten Damen und Herren. Wir stellen uns Mitgestaltung anders vor! 

Ich weiß, es kommen jetzt die Vergleiche mit anderen Bundesländern. Aber beispielsweise den Landeshauptleuten von Tirol und Vorarlberg, also Van Staa und Sausgruber - Herr Landeshauptmann, Sie kennen die beiden sehr gut -, ist es nicht möglich, dass sie mit 54 Prozent - nicht 46, sondern 54 Prozent - der Stimmen einfach wesentliche Teile der Verfassung ändern. (Abg Godwin Schuster: Das ist ein komisches Argument!) - Der Wiener Landeshauptmann kann das! Der Wiener Landeshauptmann kann das deshalb, weil ein wesentlicher Teil der Wiener Stadtverfassung formal Gemeindeordnung ist und mit einfacher Mehrheit zu ändern ist. Das heißt, all das, was der Tiroler oder Vorarlberger Landeshauptmann, was die Partei des Tiroler und Vorarlberger Landeshauptmanns nicht ändern kann, das kann in Wien geschehen - und das nicht mit 54 Prozent, sondern mit 46 Prozent. Das ist eine deutliche Verschärfung, die genau durch dieses ungerechte Wahlrecht eintritt. (Abg Godwin Schuster: Was hat das mit Tirol zu tun?)

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Was wir uns erwartet haben, ist dass auch der Konvent dazu genutzt wird, um hier die Strukturen zu verändern. Hier wäre ein Blick auf die Situation in den deutschen Stadtstaaten Berlin, Hamburg und Bremen angebracht. Berlins Bürgermeister Wowereit ist ja bestens vertraut. Ein Gespräch mit ihm hätte vielleicht genützt, um zu sehen, wie dort die Strukturen sind: Dass es dort selbstverständlich ist, dass das Berliner Abgeordnetenhaus alle Rechte hat, die ein Landtag hat, alle Rechte, die ein Parlament hat. - Das ist hier nicht der Fall. Daran hängt natürlich auch der unabhängige Rechnungshof, der ja heute auch von meinem Kollegen Prochaska schon einmal hier ein-gemahnt wurde.

Herr Landeshauptmann! Diese Legislaturperiode geht spätestens in einem Jahr zu Ende. Das heißt, es ist der richtige Zeitpunkt, dass wir alle Schritte setzen, damit ein faires, gerechtes Wahlrecht kommt. Und um das geht es uns! (Beifall bei der ÖVP.) 

Herr Landeshauptmann! Es ist doch eine Legislaturperiode gewesen, in der es, im Gegensatz zu den letzten, keine Schritte zu einer weiteren Dezentralisierung gegeben hat, in der es keine Gespräche der Bezirksvorsteher - und zwar gleichgültig, welcher Fraktion - gegeben hat, wo das eine oder andere in Bürgernähe, das heißt von den Bezirken, erledigt werden sollte. Auch das mahnen wir an dieser Stelle ein; wir werden dazu einen entsprechenden Antrag einbringen.

Herr Landeshauptmann! Ein Thema war schon Gegenstand Ihrer Regierungserklärung, nämlich das Thema Zweitwohnsitzer, Wahlrecht für Zweitwohnsitzer in Wien. Geschehen ist seither nichts. Es hat keinen Entwurf der SPÖ dazu gegeben, keinen Entwurf auch von Seiten der Regierung, keinen Ansatz, hier etwas zu ändern. Möglicherweise ist das so zu erklären, dass das aus einer anderen Zeit stammte, aus der Zeit, in der wir noch das Wort "Demut" gehört haben. Nur: Jetzt ist es halt bequemer, so zu regieren, alles beim Alten zu lassen, die fast monarchischen Strukturen zu erhalten und zu kultivieren. Das ist bequemer, das ist keine Frage, aber das ist nicht jenes Verständnis von Mitbestimmung, von Demokratie, das wir uns im Jahr 2005 zu Recht von dieser Stadt, von den Institutionen dieser Stadt und vor allem von ihren Repräsentanten erwarten können. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Meine Kollegen Wolfgang Aigner und Wolfgang Ulm werden diesbezüglich Anträge einbringen. Ich weiß schon, dass der Landeshauptmann von Wien eine völlig andere Rolle spielt als die anderen 8 Landeshauptleute beziehungsweise als der Bundeskanzler. Sie alle haben ein Ressort - das hat der Wiener Bürgermeister nicht. Und was diese besondere Stellung betrifft, die der Wiener Bürgermeister hat - die leider nicht in Frage gestellt wird (Ironische Heiterkeit bei Lhptm Dr Michael Häupl.), die auch nicht im Rahmen des Konvents diskutiert wurde, die ein bisschen ein Abgehen von dem ist, was eben die Strukturen des 19. Jahrhunderts gewesen sind –, so ist hier leider kein Schritt gesetzt worden.

Wenn in einem Zeitungsartikel von zwei SPÖ-Ge-meinderäten davon die Rede ist, dass ja diese Form der Rechtsstellung des Bürgermeisters Ausdruck dafür ist, dass er ein besonderes Kontrollorgan ist, dass er alles irgendwie überwacht, dann frage ich mich: Wo war das beispielsweise im Zusammenhang mit Lainz? - Die Verantwortung ist ja dann doch bei der zuständigen Stadträtin gelegen! Was ist dieser Überkontrollor-Landeshaupt-mann, dieser Überkontrollor-Bürgermeister? Oder ist es so, wie es seinerzeit war, als eben der Kaiser letztlich etwas genehmigt oder für gut befunden hat? - Das entspricht nicht unserem Verständnis von einer modernen Demokratie! (Beifall bei der ÖVP.)

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir sollten den Zeitpunkt nutzen, um das Wahlrecht moderner und vor allem auch gerechter zu machen. Wir haben einen diesbezüglichen Antrag vorbereitet, und wir sollten uns hier an dem orientieren (Abg Harry Kopietz: Was die Bundesregierung macht!), was seinerzeit auch die SPÖ im Nationalrat gemacht hat. 

Es gab zum Beispiel einmal einen Landeshauptmann von Wien - es war Leopold Gratz -, der angekündigt hat, dass hier ein proportionales Wahlrecht geschaffen wird, nur ist er dann eben von seinen eigenen Funktionären daran gehindert worden.

Meine Damen und Herren! Schauen Sie, dass das geschieht, was notwendig ist, dass ein gerechteres Wahlrecht kommt und dass außerdem die Briefwahl kommt! Es ist nicht einzusehen, dass es bei Wiener Landtagswahlen nicht einmal möglich ist, in Schwechat oder in Purkersdorf zu wählen, dass sehr wohl aber für Niederösterreicher - und da kann man sich Niederösterreich zum Vorbild nehmen - bei einem anderen Wahlrecht die Möglichkeit besteht, dass jeder von seinem Wahlrecht Gebrauch macht. Nehmen Sie sich ein Beispiel am niederösterreichischen System! Wir fordern das Briefwahlrecht! (Beifall bei der ÖVP.)

Worum es uns geht, ist dass ein Demokratieschub, so wie er vom stellvertretenden Bundesvorsitzenden der SPÖ und seinem von seinen Gnaden abhängenden Bun-desvorsitzenden verlangt worden ist, auch für Wien kommt. Dieser Demokratieschub würde bedeuten, dass nicht länger eine Partei mit 46 Prozent an Stimmen 52 Prozent der Mandate und 100 Prozent der Macht innehaben und einen Großteil der Verfassung ändern kann. Dieses System ist unfair, undemokratisch und nicht dem Jahr 2005 entsprechend. Jetzt haben wir die Gelegenheit, rechtzeitig vor den nächsten Wiener Gemeinderatswahlen die richtigen Schritte zu setzen! (Beifall bei der ÖVP. – Abg Harry Kopietz: Das war eine "sprühende" Rede!)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Zur Beantwortung der Dringlichen Anfrage hat sich der Herr Landeshauptmann zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Klubobmann! Nachdem ich heute schon einmal geäußert habe, dass das Fragerecht auch hier im Landtag auf den Landeshauptmann - und im Gemeinderat auf den Bürgermeister - konzentriert ist, und nicht auf den SPÖ-Funktionär, der jetzt ganz offenkundig auch wieder angesprochen wurde, will ich trotzdem meine Meinung dazu äußern. Ich habe auch in der Vergangenheit damit nicht hinter dem Berg gehalten und sehe auch gar keine Veranlassung dazu. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ein Verhältniswahlrecht in uneingeschränkter Form wäre dann möglich, wenn es keine regionale Untergliederung in Wahlkreise gäbe. Eine Änderung dieser Einteilung, mit der die spezifischen regionalen Interessen bei der Nominierung berücksichtigt werden, wird aber sicherlich von keiner Partei ernsthaft in Erwägung gezogen. 

Notwendig mit dem Verhältniswahlrecht verknüpft ist die Festlegung einer Wahlzahl. Der Vergleich der Wahlordnungen der Bundesländer - und so gesehen, haben Sie richtig getippt - hat ergeben, dass die Bundesländer Wien, Kärnten, Steiermark und Vorarlberg die Ermittlung der Wahlzahl für das erste Ermittlungsverfahren nach dem System Hagenbach-Bischoff durchführen. Das zweite Ermittlungsverfahren nach dem d'Hondtschen System wird, ausgehend von den Reststimmen des ge-samten Wahlgebietes, neben Wien von den Bundesländern Burgenland, Kärnten, Steiermark, Tirol und Vorarlberg angewendet. Lediglich die Bundesländer Niederösterreich, Oberösterreich und Salzburg gehen im zweiten Ermittlungsverfahren analog zur Nationalrats-Wahlord-nung 1992 nicht von den Reststimmen, sondern von den Gesamtstimmen im Bundesland bei der Zuteilung der Restmandate nach dem d'Hondtschen Ermittlungsverfahren aus. 

Aus diesem Ländervergleich ergibt sich, dass Wien keine größeren Abweichungen zwischen Stimmen- und Mandatsstand als andere Bundesländer hat. Auch durch die Regelungen über ein Grundmandat und/oder Prozentklauseln für Kleinparteien ergeben sich Abweichungen zwischen Stimmen- und Mandatsstand. Das Verhältniswahlrecht könnte zu einer Zersplitterung im Vertretungskörper führen. Die Bundesländer Burgenland, Tirol, Salzburg und Vorarlberg haben die gleiche Regelung 
wie Wien für die Teilnahme von Kleinparteien am zweiten Ermittlungsverfahren, nämlich das Erreichen eines Grundmandats im ersten Ermittlungsverfahren oder min-destens 5 Prozent der Stimmen des gesamten Bundeslandes. Die Wahlordnungen der Bundesländer Niederösterreich und Oberösterreich normieren eine 4-Prozent-Klausel. Die Wahlordnungen der Bundesländer Kärnten und Steiermark fordern ein Grundmandat. Der Verfassungsgerichtshof hat die Zulässigkeit der Sperrwirkung der 5-Prozent-Klausel gegenüber Kleinparteien für die Tiroler Landtagswahlordnung ausdrücklich bestätigt. Die Niederösterreichische Landtagswahlordnung sieht eine 4-Prozent-Klausel vor, kennt jedoch nicht, so wie Wien, die Alternative des erreichten Grundmandats. 

Zusätzlich wird in der Wiener Gemeindewahlordnung im Vergleich zu Niederösterreich bei fast gleicher Bevölkerungszahl im Zuge der Festlegung der Zahl der zu wählenden Abgeordneten nur ein wesentlich leichterer Zugang zu einem Mandat normiert. 

Auf Grund dieser Vergleiche der Wahlvorschriften aller übrigen Bundesländer hat Wien jedenfalls ein ebenso faires Verhältniswahlrecht wie alle anderen Bundesländer normiert. Weiters gibt es in keinem Bundesland eine mathematische Proportionalität zwischen den abgegebenen Stimmen und den Mandaten. Als Beispiel darf hier das Ergebnis der niederösterreichischen Landtagswahl von 1998 angeführt werden, bei welcher die ÖVP mit 44,87 Prozent der Stimmen 48,2 Prozent der Mandate erlangt hat. 

Ich kann Ihnen auch nicht ersparen, mich mit einem höchst aktuellen und wirklich mehrheitsfördernden Wahlrecht auseinander zu setzen, nämlich dem Wahlrecht der Wiener Wirtschaftskammer, wo bei der letzten Wahl bei 50,9 Prozent der Stimmen 64 Prozent der Mandate für den Wirtschaftsbund erreicht wurden. (Oh!-Rufe bei der SPÖ. – Abg Harry Kopietz: Oh weh! - Heiterkeit bei StR David Ellensohn. – Zwischenrufe bei der ÖVP.)
Ich sehe daher in Wien ein tatsächlich faires und gerechtes Wahlsystem und keine Notwendigkeit für eine Änderung der Gemeindewahlordnung 1996.

Ich habe bereits in der Landtagssitzung vom 25. Sep-tember 2002 ausdrücklich darauf hingewiesen, dass für meine Fraktion die Einführung des Wahlrechts für nicht EU-BürgerInnen mit verfestigtem Hauptwohnsitz in Wien auf Bezirksvertretungsebene Priorität hat und wir uns auch weiterhin auf Bundesebene mit Nachdruck für eine entsprechende Änderung der Bundesverfassung einsetzen - nun übrigens gemeinsam mit der Steiermark, deren Landtag vorletzte Woche auch mit den Stimmen Ihrer Fraktion demselben Anliegen die Zustimmung erteilt hat. 

Auch die Einführung des aktiven Wahlrechts ab dem 16. Lebensjahr betreffend Bezirksvertretungs-, Gemeinderats- und Landtagswahlen, das von Ihrer Fraktion nicht mitgetragen wurde, hat für die Wiener SPÖ Priorität. 

Ungeachtet dieser Prioritäten haben wir intensive rechtliche Prüfungen zum Wahlrecht für Zweitwohnsitzer durch die Wahlrechtsabteilung vornehmen lassen. Diese haben ergeben, dass der Verfassungsgerichtshof bereits im Jahr 1997 zur burgenländischen Gemeindewahlordnung ausgesprochen hat, dass es bei der Einräumung des Wahlrechts für Zweitwohnsitzer keine sachliche Rechtfertigung für eine Differenzierung für Personen mit Hauptwohnsitz im betroffenen oder in einem anderen Bundesland gibt.

Für Wien bedeutet das, dass aus gleichheitsrechtlichen Gründen Bürgerinnen und Bürger mit weiterem Wohnsitz in mehreren Wiener Bezirken auch zu jeder Bezirksvertretung das Wahlrecht einzuräumen wäre. Dies stellt zweifelsohne ein Problem dar und muss ausgeräumt werden - bei allem grundsätzlichen Bekenntnis dazu.

Ihre Behauptung - auch in Ihrem Antrag -, wonach die SPÖ die Einführung der Briefwahl blockiere, stimmt überhaupt nicht. Die SPÖ ist nur gegen eine solche Form der Briefwahl, bei der die nach dem Homogenitätsprinzip auch für Landtags- und Gemeinderatswahlen geltenden Grundsätze des geheimen, unmittelbaren und persönlichen Wahlrechts nicht ausreichend gewährleistet sind. Sehr wohl vorstellbar ist ein Wahlkartensystem auf Landes-, Gemeinde- und Bezirksebene analog dem Wahlkartensystem für Auslandsösterreicher gemäß Art 26 Abs 6 B-VG in Verbindung mit § 60 der Nationalrats-Wahlordnung 1992. Damit können Wahlberechtigte, die sich am Wahltag in einem anderen Bundesland aufhalten, mit Wahlkarte vor einem amtlichen Organ oder mit Bestätigung eines volljährigen Zeugen mit österreichischer Staatsbürgerschaft von ihrem Wahlrecht Gebrauch machen. Ein Herantreten an die zuständigen Stellen der Bundesregierung und an den Nationalrat ist nicht mehr nötig, da diese Forderung durch einen von SPÖ, FPÖ und den GRÜNEN in der Sitzung des Landtages am 13. Dezember 2002 eingebrachten und einstimmig - also auch mit den Stimmen Ihrer Partei - angenommenen Resolutionsantrag bereits an die Bundesregierung herangetragen wurde. (Abg Harry Kopietz: Das haben wir vergessen!) Im Übrigen wurde und wird dieses Thema unter Mitwirkung aller Bundesländer im Österreich-Konvent bereits ausführlich diskutiert und wird mit Sicherheit auch im Verfassungsausschuss diskutiert werden. 

Ich darf nun noch zu den einzelnen Punkten Ihrer Anfrage kommen. 

Zu Punkt 1: Das Wahlrecht für die Wahlen in den Gemeinderat ist in der Wiener Gemeindewahlordnung 1996 geregelt. Wie § 1 der Gemeindewahlordnung 1996 entnommen werden kann, werden die Mitglieder des Gemeinderats auf Grund des gleichen, unmittelbaren, geheimen und persönlichen Verhältniswahlrechts aller nach dieser Wahlordnung wahlberechtigten österreichischen Staatsbürger, die in Wien ihren Hauptwohnsitz haben, gewählt. Die Wahl entspricht daher den bundesverfassungsrechtlichen Vorgaben des Art 117 Abs 2 B-VG. Gemäß § 1 Abs 2 zweiter Satz Gemeindewahlordnung 1996 erfolgt die Wahl der Mitglieder der Bezirksvertretung ebenfalls nach diesen Grundsätzen.

Der Verfassungsgerichtshof hatte seit dem In-Kraft-Treten der Wiener Gemeindewahlordnung aus 1996 aus Anlass mehrerer Wahlanfechtungen Fragen zu lösen, bei denen er die Wiener Gemeindewahlordnung 1996 anzuwenden hatte, zum Beispiel Anfechtung der Bezirksvertretungswahl 1996 für den 19. Bezirk und Anfechtung der Gemeinderatswahl 1996 im Wahlkreis Donaustadt. In keinem dieser Fälle hat er von Amts wegen ein Gesetzprüfungsverfahren eingeleitet. Es besteht daher aus ver-fassungsrechtlicher Sicht kein Anlass, die Wiener Gemeindewahlordnung 1996 in der Weise zu ändern, wie dies in der Dringlichen Anfrage angedeutet wird.

Zu Punkt 2: Nach den Bestimmungen des Meldegesetzes 1991 können weitere Wohnsitze in beliebiger Zahl begründet werden. Eine Überprüfung der Melde- oder Wahlbehörde vor Ort in der betreffenden Wohnung, ob eine tatsächliche Unterkunftnahme erfolgt ist, ist praktisch nicht möglich und rechtlich auch nicht zulässig. Es könnte somit bei der Begründung von mehreren Wohnsitzen in verschiedenen Bezirken für jeden dieser Bezirke ein Wahlrecht begründet werden. Das wäre aber mit einer massiven Manipulationsgefahr in Bezug auf das Wahlergebnis der Bezirksvertretungswahl verbunden. 

Solange das Meldegesetz 1991 des Bundes keine Begrenzung der Begründung von weiteren Wohnsitzen vorsieht, sehe ich kaum Möglichkeiten, diese Manipulationsgefahr zu verhindern und das Wahlrecht auf weitere Wohnsitze auszudehnen. 

Zu Punkt 3: Auf Grund der derzeitigen Verfassungslage wäre die Durchführung einer Briefwahl verfassungs-widrig. Der Bundesverfassungsgesetzgeber hat erst an-satzweise ein der Briefwahl ähnliches Verfahren durch Einfügung eines Satzes in Art 26 Abs 6 B-VG in Bezug auf die Stimmabgabe im Ausland bei der Wahl zum Nationalrat, der Wahl des Bundespräsidenten sowie bei Volksabstimmungen vorgesehen. Weitergehende Schritte zur Einführung einer Briefwahl sind bis dato nicht gesetzt worden. Im Österreich-Konvent ist zu dieser Frage kein Konsens erzielt worden. Die dazu erstatteten Vorschläge entsprechen weitgehend jener Lösung, wie sie § 60 der Nationalrats-Wahlordnung 1992 für die Auslandsösterreicher vorsieht. 

Ich weise noch einmal darauf hin, dass ich unter bestimmten Bedingungen für die Einführung der Briefwahl bin, allerdings nur für jene Formen, die einer solchen Wahl entsprechen, bei welcher die Grundsätze des geheimen, unmittelbaren und persönlichen Wahlrechts gewährleistet sind. 

Abschließend möchte ich in diesem Zusammenhang den von mir bereits erwähnten Resolutionsantrag betreffend die Einführung eines Wahlkartensystems auf Landes-, Gemeinde- und Bezirksebene in Erinnerung rufen, der in einer Sitzung dieses Gremiums am 13. Dezember 2002 einstimmig beschlossen worden ist. Dieser Beschluss ist an die Bundesregierung herangetragen worden; es liegt also beim Bund, Wahlberechtigten, die sich am Wahltag in einem anderen Bundesland aufhalten, die Ausübung ihres Wahlrechts auch zu ermöglichen. - Ich danke Ihnen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke für die Beantwortung. 

Ich eröffne die Debatte, wobei ich bemerke, dass die Dauer der Diskussion maximal 180 Minuten beträgt. 

Zur Debatte über die Beantwortung der Dringlichen Anfrage hat sich Herr StR Dr Hahn zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm, wobei ich bemerke, dass die Redezeit mit 20 Minuten begrenzt ist.

StR Dr Johannes Hahn: Frau Präsidentin, das sollte nicht notwendig sein.

Herr Bürgermeister! Mir war eigentlich nicht klar, dass Sie sich möglicherweise schon auf eine neue berufliche Tätigkeit vorbereiten, denn das hat eher geklungen wie die Antrittsvorlesung eines Politologen und weniger wie die Positionierung oder Stellungnahme eines Politikers. (Abg Godwin Schuster: Richtig und gescheit war es! Das ist entscheidend! – Heiterkeit bei der SPÖ. – Abg Walter Strobl: Das ist zu wenig für einen Politiker!) - Na, ich will das jetzt nicht alles ausführlich kommentieren, aber ich mache ein paar Anmerkungen dazu.

Aufhänger unserer Debatte waren ja zwei Dinge: Das eine ist die aktuelle Diskussion über eine neue österreichische Bundesverfassung, wovon ja ein Teil auch ein Demokratiepaket sein sollte; und das Zweite ist die Ankündigung des SPÖ-Bundesvorsitzenden und seines Stellvertreters von Anfang dieses Jahres, dass dieses Jahr das Jahr der Demokratie sein soll. Und das Dritte schließlich ist die immer wiederkehrende Erkenntnis, dass Wien anders ist, und da haben wir uns gedacht: Wien übernimmt eine Vorreiterrolle und geht mit gutem Beispiel voran. (Lhptm Dr Michael Häupl: Hat schon! Hat schon!) 

Ich habe Ihrer Aussage entnommen, Herr Bürgermeister, dass Wien tatsächlich anders ist: Es bleibt alles, wie es ist, und es gibt keine Indikation dafür, dass sich irgendetwas ändert. – So viel (Lhptm Dr Michael Häupl: Dann gäbe es zum Beispiel kein Minderheitsrecht auf Untersuchungsausschuss! Das gibt es im Bund bis heute nicht!) zum Thema Demut. Das ist übrigens... (Lhptm Dr Michael Häupl: So viel zur Demut des Herrn Khol!) Ja, und Sie wissen ja, wie dieses Minderheitsrecht zustande gekommen ist: Weil sich die ÖVP in der gemeinsamen Regierung in der letzten Periode sehr dafür eingesetzt hat und euch davon überzeugen konnte, dass es eine Notwendigkeit war - obwohl wir damals in der Regierung waren! Und ich stehe nicht an zu sagen, dass dieses praktikable Wiener Modell auch eines ist, das man auf Bundesebene anwenden kann (Lhptm Dr Michael Häupl: Ja, aber im Bund gibt es das noch immer nicht!), aber man soll auch in Erinnerung rufen, wie es zustande gekommen ist (Lhptm Dr Michael Häupl: Ja, genau! Wahrscheinlich hat sich der Schüssel gegen den Haider nicht durchgesetzt!), wer es implementiert hat, wer es betrieben hat und wie damals die Umstände waren. (Beifall bei der ÖVP. - Lhptm Dr Michael Häupl: Ja, ja, ja! – Ja, freilich!) 
Also dass es eine derartige Sperre gegen die Briefwahl gibt! - Ich habe mir das jetzt alles angehört. Man könnte ja mit dem Lebensfreund Erwin Pröll reden, warum das in Niederösterreich möglich ist und in Wien nicht. Ich nehme auch zur Kenntnis: In der Bundesrepublik Deutschland ist es seit 40 Jahren gang und gäbe. Alle Untersuchungen zeigen, dass auch SPD-Wähler von der Briefwahl Gebrauch machen. Also sozusagen eine machiavellistische Sorge, dass SPÖ-Wähler nicht an der Briefwahl teilnehmen (Lhptm Dr Michael Häupl: Ihr habt nicht einmal zugehört!), sollte man nicht haben. Und über die verfassungsrechtlichen Bedenken sind die Kronjuristen auch dieses Hauses durchaus unterschiedlicher Auffassung.

Zum Thema Nebenwohnsitz- oder Zweitwohnsitzregelung: Ich nehme zur Kenntnis - beziehungsweise wir haben es immer wieder bereits zur Kenntnis genommen -, dass Sie mit großer Inbrunst das Ausländerwahlrecht forcieren. Das ist okay, das ist legitim. Ich verstehe nur nicht den Unterschied, aus dem erklärbar wäre, dass jemand, der in Köln oder in Berlin einen Hauptwohnsitz hat, als EU-Bürger in Wien wählen darf, aber jemand, der in Linz oder in Graz seinen Hauptwohnsitz hat, in Wien nicht wählen darf. Aber das müssen Sie den Österreichern erklären, die vielleicht aus persönlichen Überlegungen noch ihren Hauptwohnsitz woanders, aber ihren Lebensmittelpunkt de facto in Wien haben und dennoch nicht zur Wahl gehen können. 

Was letztlich die Frage des Wahlrechts, des gerechten Wahlrechtes anbelangt: Nun, dass wir auf Bundesebene ein Wahlrecht haben, wo jede Stimme gleich viel wert ist, ist, glaube ich, unbestritten, und ich glaube, auch darüber, dass es in Österreich regionale Unterschiede gibt, sollte zwischen uns kein Auffassungsunterschied sein. Und dass es beim Nationalratswahlrecht drei Ermittlungsverfahren oder -ebenen gibt, steht wahrscheinlich auch außer Diskussion, und trotzdem ist es möglich, hier ein gerechtes Wahlrecht herbeizuführen. Und daher, denke ich, sollte das auch in dem relativ überschaubaren Rahmen des Landes Wien möglich sein. 

Ehrlich gesagt, wir haben uns aber auch keine andere Antwort erwartet. Es war nur wieder wichtig festzustellen, dass es von Seiten der Wiener SPÖ keine wie immer geartete Bereitschaft gibt, ein gerechtes, faires Wahlrecht in Wien sicherzustellen. Das wird man den Wählerinnen und Wählern sagen (Abg Harry Kopietz: Das wird sie interessieren!), und ich denke, sie werden auch eine entsprechende Antwort geben. – Danke. (Beifall bei der ÖVP. – Abg Harry Kopietz: Auf diese Antwort freue ich mich schon! – Ruf bei der ÖVP: Abwarten und Tee trinken!)

Präsidentin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr Abg Mag Chorherr zum Wort gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Meine Damen und Herren! In aller Kürze - ich danke auch für die Kürze und Präzision meiner VorrednerInnen:

Gehen wir einmal zum Kern, wo wir diese Frage selbstverständlich sehr ähnlich beziehungsweise sogar identisch sehen wie die ÖVP, was das sozusagen gerechte Wahlrecht betrifft. 

Zwei Begriffe muss man sich merken: Es gibt eine ganz kleine Geschichte betreffend die Berechnung der Grundmandate: Wenn wir von Hagenbach-Bischoff auf Hare umstellen, das ist Demut, Herr Bürgermeister! Dann würde nämlich schon ein kleines minus 1 in der Rechnung der Erstellung der Grundmandate weggehen. Dann würden alle, die Grundmandate kriegen, weniger Grundmandate kriegen (Abg Christian Oxonitsch: Das ist eine Zielsetzung? – Heiterkeit der amtsf StRin Mag Sonja Wehsely), es würde mehr Restmandate geben, und es würde sich tendenziell einem proportionalen Wahlrecht annähern. 

Damit man das einfach machen kann, haben wir einen Antrag, der den hier im Haus schon länger Gedienten bekannt ist, mit einem ganz exakten Gesetzesvorschlag - wofür wir uns nicht den Nobelpreis in Rechnerei erwarten, sondern den man sich in anderen Ländern abschauen kann. Ich gebe zu, nicht in anderen Bundesländern, aber zum Beispiel auf Nationalratsebene, wo ein Bundeskanzler aus politischen Gründen einen Schritt ge-gangen ist, der rechnerisch sehr wohl möglich war - wenn man will. - Ich lese jetzt nicht die Details von Hagenbach-Bischoff und Hare vor, ich setze voraus, dass das dem Herrn Landeshauptmann und auch dem Herrn Oxonitsch bekannt ist. – Ziel ist: Wer die Mehrheit hat, soll die Mehrheit haben, und wenn man die Mehrheit verliert, soll man sie verlieren. 

Diesen Hagenbach-Bischoff- und Hare-Antrag möchte ich hiermit einbringen, und ich überreiche ihn der Frau Präsidentin. (Der Redner überreicht Präsidentin Mag Heidemarie Unterreiner den Antrag.)

Zum zweiten Argument des Herrn Bürgermeisters: Es ist natürlich völlig richtig, wenn er, in Richtung ÖVP, auf die Kammer verweist. Ich durchblicke die gesamte Kammerstruktur nicht ganz, aber es gibt dort ja wesentliche Bereiche, wo, glaube ich, 100 Prozent Wirtschaftsbundvertreter sind! - Das ist indiskutabel. (Abg Dr Herbert Madejski: Das ist ein Kurienwahlrecht!) Als noch indiskutabler wäre das zu bezeichnen - ich sage das jetzt in Richtung ÖVP -, was jetzt bei der ÖH nicht versucht, sondern durchgeführt wurde. Nun, ganz proportional ist das nicht, was da die ÖVP durchgeführt hat!

Trotzdem - verzeihen Sie mir jetzt einen unpassenden Vergleich, um das Ganze bildhaft darzustellen:

Jemand, der zugeschaut hat, wie einer verprügelt worden ist, dem man die Zähne eingeschlagen hat, den Bauch – nun, sagen wir nichts Böses – aufgeschlitzt (Ironische Heiterkeit.) und dann auch noch mit den Augen einiges aufgeführt hat, der sagt: Pass auf, ich mache dir einen Vorschlag: Ich hau' dir noch einmal zwei blaue Augen – und bedanke du dich dann quasi dafür, so nach dem Motto: Unter Blinden ist der Einäugige König und so weiter. - Ich will weder das eine noch das andere. 

Und wenn es eben auf der einen Seite besonders arg zugeht und auf der anderen Seite hier von Seiten der SPÖ nur ein Drittel dessen passiert, dann ist das - im Verhältnis - so wie bei demjenigen, dem nur zwei blaue Augen geschlagen werden: Der kommt sozusagen wirklich klasse davon, und zu dem könnte man sagen: He, sei doch zufrieden! Du hast ohnedies nur zwei blaue Augen gekriegt! Du weißt ja, was du sonst noch hättest abkassieren können! - Das stellt uns als Pazifisten aber natürlich nicht zufrieden, Herr Landeshauptmann. (Lhptm Dr Michael Häupl: Muss auch gar nicht!)

Ganz kurz zur Briefwahl – ernsthaft: Natürlich ist es super praktisch, wenn man irgendwo etwas ausfüllt und irgendwo einwirft - und es ist wirklich mühsam, wo hinzugehen. Ja, man soll alles, was geht, leichter machen. Es gibt allerdings ein wirklich ganz hohes Gut, ein Prinzip, das uns demokratiepolitisch wirklich heilig ist: Das ist das geheime Wahlrecht. Gerade aber, wenn wir die Strukturen in Österreich kennen, die in vielen Bereichen - nicht nur, aber besonders im ländlichen Raum - autoritäre sind, muss man sagen: Es soll sich niemand rechtfertigen müssen, dass er oder sie geheim die Stimme abgibt. Diese Errungenschaft gilt es, in keinem Bereich hintanzuhalten. Deswegen stehen wir, solange wir das geheime Wahlrecht nicht garantiert haben, der Briefwahl kritisch gegenüber.

Zum E-Voting hat unsere Klubobfrau vorgeschlagen, Testversuche zu machen. Man muss ja nicht mit einer Nationalrats- oder Gemeinderatswahl beginnen, aber es könnte unmittelbare Partizipationsmöglichkeiten in anderen als Landtags- oder Nationalratswahlen geben, um Partizipation auszuprobieren. Das hat viele Vorteile, dagegen gibt es aber auch viel Skepsis und viele Einwände - auch bei uns GRÜNEN. Deshalb haben wir nicht gesagt: Stellen wir irgendetwas auf E-Voting um, sondern: Versuchen wir einmal, das in einem Bereich auszuprobieren und das wissenschaftlich zu begleiten! – Da wird man nicht mit der Gemeinderatswahl beginnen.

Ein Letztes, wo bei uns die Diskussion noch nicht abgeschlossen ist, ist die Geschichte mit dem Hauptwohnsitz. 

Herr Kollege Hahn, ein Unterschied zum so genannten Ausländerwahlrecht besteht schon: Wenn man seinen Hauptwohnsitz in Wien hat, soll man hier wählen dürfen! - Ich plaudere kein Geheimnis aus, wenn ich sage, dass ich - aus mir unerfindlichen Gründen -, weil meine Eltern noch immer in Niederösterreich den Zweitwohnsitz haben, noch immer in Niederösterreich wahlberechtigt bin. – Nun, hinausreklamieren werde ich mich nicht! Wirklich dort befinden tue ich mich nicht so oft. Ich bin dort noch gemeldet, aber ich verstehe nie ganz, warum ich wahlberechtigt bin. – Nun, bekommen eben die niederösterreichischen GRÜNEN eine Stimme mehr. (Beifall von StR David Ellensohn.) Ich werde das nicht verhindern! Ich gehöre sogar der seltenen Spezies der Stammwähler an - was mir auch in Niederösterreich nicht schwer fällt, muss ich sagen. (Beifall bei den GRÜNEN. – Heiterkeit bei Lhptm Dr Michael Häupl und LhptmSt Dr Sepp Rieder.) 

Ganz verstehe ich nicht, warum ich dort wahlberechtigt bin, das muss ich jetzt ehrlich sagen. Und wenn ich jetzt übertreibe und darauf verweise, dass es Leute gibt, die aus durchaus legitimen Gründen mehrere Nebenwohnsitze haben: Warum man denen automatisch 4, 5, 6, 7 Wahlrechte einräumen soll, geht mir persönlich nicht in den Sinn. Ich weiß, es gibt Argumente - auch in unserer Fraktion - dahin gehend, dass man sagt: Warum soll nicht ein Pendler dort, wo er lebt, und dort, wo er arbeitet, also zwei Mal, wählen können? - Ich glaube, darüber ist die Diskussion noch nicht abgeschlossen. 

Das Wesentliche ist: Wir wünschen uns, Herr Kollege Schuster, ein faires, proportionales Wahlrecht. Rechnerisch ist es möglich. Vielleicht geben Sie sich einen Renner? Vielleicht geht die Sonne im Westen auf, und Sie werden heute unserem Antrag zustimmen? - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsidentin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr Abg Mag Kabas zum Wort gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Mag Hilmar Kabas (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich möchte mich auch schwerpunktmäßig mit dem Verhältniswahlrecht beschäftigen, weil ich glaube, dass es da doch einige Ansätze gibt, bei denen auch die meistens die absolute Mehrheit der Mandate innehabende SPÖ in der Vergangenheit schon offener war als jetzt. Daher kann ich auch Herrn StR Hahn nicht ganz folgen, wenn er sagt, dass der Herr Landeshauptmann sozusagen geklungen hat wie bei einer Antrittsvorlesung eines Politologen. Nein: Er war hier, jetzt, bei der Beantwortung der Dringlichen Anfrage, an sich das Sprachrohr der beati possidentes, nämlich derer, die jetzt eben in der glücklichen Situation sind, bei nicht einmal 47 Prozent der Mandate 52 Prozent der... (Abg Godwin Schuster: Bei 47 Prozent der Stimmen!) - nein, umgekehrt; danke, Herr Kollege Schuster!: Bei 47 Prozent der Stimmen 52 Prozent der Mandate innezuhaben. Daher ist es klar, dass man so redet.

Ich glaube aber auch, dass es nicht schlecht ist, wenn man immer wieder darüber diskutiert, weil darin auch Unfairness vorhanden ist. Denn es gibt im Wiener Wahlrecht einen Verstärkereffekt, der eben solche Entwicklungen begünstigt, aber auch Abschwächungseffekte, vor allem für die kleineren Parteien.

Aber der ÖVP möchte ich schon etwas sagen, nämlich dass es da einen eigentlich sehr signifikanten Spruch gibt: Wer zu spät kommt, den bestraft die Geschichte. - Sie haben das Zeitfenster, das sich ausgemacht... (Abg Mag Andreas Schieder: Den bestraft das Leben!) - Ja, und auch die Geschichte, sowohl als auch. Es gibt beide Versionen, denn es war auch nicht nur einer, der diesen Spruch kreiert hat. Aber es ist ganz egal - sowohl als auch.

Sie haben das Zeitfenster zwischen 1996 und 2001 versäumt! Da wäre es möglich gewesen, und da waren auch die Oppositionsparteien - alle, unabhängig von ihrem Standort - der Meinung, man sollte es machen. Sie haben es damals... (Zwischenrufe von StR Dr Johannes Hahn und Abg Gerhard Pfeiffer.) Ich verstehe es, Sie waren damals in Koalition. Nur hat es ja dann einen Koalitionsbruch gegeben, und in dieser kurzen Phase hätte man es sehr wohl machen können! - Sie haben es nicht gemacht. Und seit damals bejammern Sie Ihr Schicksal, aber das Schicksal haben Sie sich selbst zuzuschreiben, Herr Kollege Hahn. (Beifall bei der FPÖ.)
Daher ist es halt auch aus Ihrer Sicht irgendwo vielleicht eine historische Schuld. Denn wer weiß, wann so ein Zeitfenster wieder kommt - ohne pessimistisch sein zu wollen! 

Es stimmt aber auch nicht ganz, was Sie in Ihrer Anfrage schreiben, nämlich dass die SPÖ Nein sagt zu einem gerechten Verhältniswahlrecht. Ich möchte Ihnen etwas in Erinnerung rufen - Herr Kollege Tschirf hat es schon ganz kurz angeschnitten -; vielleicht kann das doch ein bisschen einen Denkprozess und einen Diskussionsprozess einleiten: 

Im Arbeitsprogramm des Bürgermeisters aus dem Jahre 1973 steht wörtlich drinnen - ich zitiere: 

„Auch im Rahmen der Verfassungsänderung wird die Änderung des Wiener Wahlrechts zu besprechen sein. Wir sind der Ansicht," - also Bürgermeister und SPÖ Wien – „dass man sich zu den gleichen Grundsätzen des Wahlrechts in der Bundespolitik wie in der Landespolitik bekennen soll. Wir sind zu zielführenden, rasch aufzunehmenden Gesprächen bereit." 

Wir warten seit 32 Jahren darauf. Leider hat es sich dann doch nicht bewegt. (StR Dr Johannes Hahn: Das ist ja "keine Zeit", 32 Jahre!) Sie und der damalige neue Bürgermeister standen damals auch noch unter dem Eindruck, dass die SPÖ auf Bundesebene damals unter Bundeskanzler Kreisky ein gerechtes Verhältniswahlrecht hergestellt hatte. Ich sage jetzt nicht, dass das Wahlrecht bis dahin verfassungswidrig war - denn das ist durchjudiziert worden -, genauso wie das jetzige Wiener Wahlrecht nicht verfassungswidrig ist. Es war nur damals auch dem damaligen Bundeskanzler klar, dass es eigentlich der Demokratie zuträglich ist - ich sage, zuträglich ist - und auch eine Weiterentwicklung, eine positive Weiterentwicklung der Demokratie ist, wenn man hier die Grundsätze der Bundesverfassung, so auch das Verhältniswahlrecht, auch dem Geiste nach erfüllt, damit es eben nicht zu solchen Diskrepanzen kommt wie dem Verstärkereffekt und, umgekehrt, sozusagen dem Minimalisteneffekt für kleine Parteien. 

Daher glaube ich, dass es richtig ist, dass man immer wieder und immer wieder darauf hinweist und die Diskussion weiterführt. Denn es war ja auch vor 1970/71 nicht so, dass die FPÖ als damals kleine Partei geglaubt hat, dass es sich so schnell ändern wird. Es hat ja auch lange gedauert, bis dann auf Bundesebene das Verhältniswahlrecht auch dem Geiste nach so hergestellt wurde, dass es tatsächlich jede Stimme ungefähr gleich wertet. Und ich glaube, das sollte doch auch ein Ansporn - das ist jetzt ein Appell! - an die SPÖ sein, nicht nur zu sagen: Na ja, das ist eigentlich schon gut, es ist klass, wenn man unterhalb der Grenze zur absoluten Mehrheit liegt und trotzdem die Chance hat, die absolute Mehrheit an Mandaten zu bekommen!, sondern sich vor Augen zu halten, dass es auch im Zuge einer demokratiepolitischen Entwicklung gut ist, wenn man dieses System weiterentwickelt.

Daher glaube ich, dass es vielleicht doch auch ein Zeichen einer weiteren Demokratisierung auch unserer Stadt wäre, wenn Sie so weiterdenken und weiter überlegen, auch wenn seit diesem Arbeitsprogramm des damaligen Bürgermeisters schon 32 Jahre vergangen sind und es nicht realisiert worden ist. Neulich wurde im Parlament der 75. Geburtstag von Altbürgermeister Leopold Gratz gefeiert. Ich glaube, es wäre eine gute Entwicklung und ein positives Zeichen, wenn man bei diesem Arbeitsprogramm anknüpfen und sagen würde: Eigentlich wäre es nach 32 Jahren Zeit, dass ich hier im Sinne einer demokratischen Weiterentwicklung unserer Stadt endlich ein gerechtes Verhältniswahlrecht einführe! (Beifall bei der FPÖ.) 

Denn jetzt kann man schon sagen - bei aller auch sprachlichen Brillanz, die der Herr Bürgermeister heute an den Tag gelegt hat, sodass er fast schon in Verdacht geraten ist, nicht mehr Biologe, sondern Politologe zu sein -, dass das Wiener Wahlrecht ein unrechtes ist, dass es unfair ist und dass es gegen den Geist des Verhältniswahlrechts, des Grundsatzes des Verhältniswahlrechts ist. 

Ich glaube, dass jede dieser Diskussionen nicht vergebens ist. Ich glaube daran, dass wir irgendwann zu dem Punkt kommen können, wo auch eine so starke Partei wie die SPÖ vielleicht doch dahin kommt, diesen Schritt zu vollziehen, so wie es auch auf der Bundesebene war. Es hat ja der SPÖ nicht geschadet! Viele haben gesagt - denn es gibt ja auch in Österreich Anhänger des Mehrheitswahlrecht: Um Gottes willen, das bewegt sich ja weg vom Ideal des Mehrheitswahlrechts! - Aber damals gab es noch wirklich Politiker, auch bei der SPÖ. Ich kann mich erinnern an Minister Broda, der gesagt hat, das Mehrheitswahlrecht ist überhaupt das Schädlichste für die Demokratie, denn es fördert außerparlamentarische Opposition. - Er hatte damit Recht, und es entspricht auch nicht unserer Tradition. Daher glaube ich, wenn man das immer und immer wieder aufs Tapet bringt, dass man vielleicht doch an den Punkt kommt, wo man in diese Richtung geht. 

Ich möchte nur noch ein paar Worte zur Briefwahl und zur Frage des Nebenwohnsitzes sagen. Ich persönlich bin sehr, sehr skeptisch, was die Frage der Briefwahl betrifft, weil da einfach das Gut des persönlichen Wahlrechts und des geheimen Wahlrechts, die ja Grundsätze unseres Wahlrechts sind, eine Frage von so gravierender Bedeutung ist, dass ich mir noch nicht vorstellen kann, wie man da Missbrauch vermeiden könnte. Das kann ich mir noch nicht so richtig vorstellen, auch nicht bei der Verwendung von elektronischen Dingen; denn dass wirklich jeder eigenständig, eigenverantwortlich wählen kann, geheim und persönlich wählen kann, das ist eben normalerweise nur dann gewährleistet, wenn man selbst im Wahllokal erscheint und dann in der Wahlzelle seine Stimme abgibt.

Zur Frage des Wählens am Zweitwohnsitz: Abgesehen davon, dass Kollege Chorherr, wenn er sich in einem Gewissenskonflikt befindet, Gewissensbisse hat und es nicht einsieht, warum er eigentlich in Niederösterreich noch wählen kann, sich ganz leicht von diesen Gewissensbissen befreien könnte, indem er sich abmeldet - aber das ist seine Sache -, möchte ich sagen: Ich bin auch kein rasender Anhänger der Idee, dass man hier zu einem gewissen Wahltourismus anregt. Wobei ich nicht sage, dass man nicht darüber diskutieren soll - das durchaus -, und ich weiß auch, dass die Briefwahl im Arbeitsübereinkommen der Bundesregierung enthalten ist. Ich persönlich glaube nur nicht, dass das so wirklich funktionieren kann. 

Das, was mir aber wirklich ein Anliegen ist und womit man, glaube ich, auch demokratiepolitisch einen echten Fortschritt erzielen könnte, wäre die Herstellung eines wirklich gerechten Verhältniswahlrechts nach dem Vorbild der Nationalrats-Wahlordnung auch in Wien. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsidentin Mag Heidemarie Unterreiner: Als Nächster ist Herr Abg Oxonitsch zum Wort gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Christian Oxonitsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! Meine Damen und Herren!

Die ÖVP fordert ein neues Wahlrecht, weil sie behauptet, dass es nicht den demokratischen Vorstellungen entsprechen würde. Eigentlich, muss ich sagen, ein ungeheurer Vorwurf und eigentlich ein Vorwurf, der auch innerparteilich, denke ich mir - und es ist ja auf die Situation in anderen Bundesländer schon verwiesen beziehungsweise darauf Bezug genommen worden -, bei vielen Landeshauptleuten - in der Steiermark, in Tirol, in Vorarlberg - einen klaren Protestschrei nach sich ziehen müsste, denn dort gibt es ganz genau dasselbe Berechnungssystem wie in Wien. Das Ermittlungsverfahren - sowohl das erste Ermittlungsverfahren als auch das zweite Ermittlungsverfahren - ist dasselbe. Es müsste eigentlich auch einen Aufschrei des Kärntner Landeshauptmanns geben, der ebenfalls dasselbe Berechnungsmodell in diesem Zusammenhang hat. Man unterstellt diesen Bundesländern, sie hätten ein Wahlrecht, das nicht demokratischen Vorstellungen entspricht! (Abg Dr Matthias Tschirf: Standards!) 

Meine Damen und Herren! Die ÖVP will darüber hinaus auch die Mandatsverteilung verändern, die Zweitwohnsitzer wählen lassen und die Briefwahl einführen. 

Es wurde vom Herrn Bürgermeister und Landeshauptmann ja schon einiges erwähnt. Nur in aller Kürze seien hier noch einmal die wesentlichen Punkte repliziert, weil sie ja, wie ich den Ausführungen von Herrn StR Hahn entnommen habe, durchaus vielleicht nicht wahrgenommen wurden. 

Faktum ist: Wien hat keine größeren Abweichungen zwischen dem Stimmen- und dem Mandatsstand als andere österreichische Bundesländer. 

Fakt ist, dass das Wiener Wahlrecht bei der Mandatsvergabe den Wahlrechten vieler anderer Bundesländer völlig gleich und identisch oder sehr, sehr ähnlich ist.

Fakt ist, dass alle Wahlrechte in den Bundesländern geringfügig mehrheitsfördernde Elemente haben, und zwar auch deshalb - es ist ja darauf verwiesen worden -, weil es in den meisten Bundesländern zum Beispiel auch eine 4- oder 5-Prozent-Klausel gibt. Und wir alle wissen, wie das Wahlergebnis des Jahres 2001 letztendlich gerade in diesem Zusammenhang zu werten ist. 

Man kann jetzt ein bisschen abstrakt darüber reden und sagen, die Berechnungsmodelle sind gleich, aber sich auch fragen: Als in Tirol zuletzt die ÖVP mit 49,9 Prozent der Stimmen 55,5 Prozent der Mandate erhielt, wo ist denn da der Protestschrei der ÖVP gewesen? - Ich habe noch keine Proteste der ÖVP gehört, auch heute nicht. Also einen großen Protestschrei hat es in diesem Zusammenhang von Seiten der Wiener ÖVP nicht gegeben. Eine Aufforderung an ihren Parteikollegen, das Wahlrecht sofort zu ändern, weil es undemokratisch und ungerecht sei, habe ich nicht gehört. 

Das Beispiel der Wirtschaftskammerwahl wurde bereits vom Herrn Landeshauptmann erwähnt. Wo sind da die Rufe nach einem demokratischeren Wahlrecht? - Und was das Ergebnis der Wirtschaftskammerwahl betrifft, so wurde auch schon gesagt, dass wir erst noch sehen werden, ob der Berechnungsschlüssel, den es dort gibt, tatsächlich überhaupt noch mithelfen kann, dass der Wirtschaftsbund seinen Mandatsstand dort halten wird können. 44 Prozent der Stimmen würden dort zwar immer noch knapp über 50 Prozent der Mandate ergeben, aber ein bisschen weniger würde dann endgültig die absolute Mehrheit brechen. Wir werden ja sehen, wie sich in wenigen Wochen das Ergebnis dieser Wirtschaftskammerwahl darstellt. 

Fakt ist darüber hinaus, dass das Wiener Wahlrecht - es ist vom Landeshauptmann auch darauf hingewiesen worden - einen leichteren Zugang zu Mandaten ermöglicht. Bei annähernd gleicher Bevölkerungszahl haben wir durch kleinere Wahlkreise beziehungsweise durch mehr zu vergebende Mandate einen leichteren Zugang zu Abgeordneten in diesem Haus. Ich glaube, das ist auch gut so. Es entspricht ganz wesentlichen Grundsätzen, die Gegenstand gerade auch der Wahlrechtsdiskussion waren, die wir in den vergangenen Jahren geführt haben, teilweise sehr konstruktiv geführt haben, nämlich im Hinblick auf starke persönlichkeitsfördernde Elemente. Die Abgeordneten in ihrem Wahlkreis sind bekannt! Es sind ja auch andere Modelle vorgeschlagen worden, mit noch kleineren Wahlkreisen, wo der eine oder andere Abgeordnete direkt von den von ihm zu vertretenden Bezirksbewohnerinnen und -bewohnern ge-wählt werden kann. Dies wurde von den anderen Parteien abgelehnt, aber das wäre ein sehr starkes persönlichkeitsförderndes Element gewesen. 

Wir haben uns auf einen Zwischenschritt geeinigt. Das ist gut so, das ist richtig. Ich bin auch sehr froh darüber gewesen, dass diese Diskussionen um die Wahlrechtsreform auf Wiener Ebene eigentlich sehr konstruktiv waren. 

Und es ist eben Fakt, dass wir vor zwei Jahren eine sehr umfassende Wahlrechtsreform auf Wiener Ebene beschlossen haben: Stärkung des Persönlichkeitswahlrechtes, Wählen mit 16, um zusätzlichen, jungen Menschen den Zugang zur demokratischen Mitbestimmung zu ermöglichen. - Darüber hinaus haben wir auch ein Wahlrecht zu den Bezirksvertretungen für Nicht-EU-Bür-ger vorgesehen. Wir alle kennen diese Diskussion. Verfassungsrechtlich war es nicht möglich. Wir hoffen hier nach wie vor auf konstruktive Diskussionen im Österreich-Konvent. - Aber nichtsdestotrotz haben wir damals ganz wesentliche Schritte gerade in Richtung Demokratisierung Wiens gesetzt. 

Es ist zuerst in einem Zwischenruf schon darauf hingewiesen worden - die ÖVP versucht sich hier immer wieder ein wenig darüber hinwegzuschwindeln: Wir alle gemeinsam haben uns auch auf die Einführung von Untersuchungskommissionen und -ausschüssen geeinigt. Und zwar zu einem Zeitpunkt, als die Sozialdemokratie bereits die absolute Mehrheit innehatte, haben wir diese Änderung der Stadtverfassung beschlossen. Wenn man das auch nicht will, dass wir gerade hier die Hand gereicht haben und ein sehr gutes und praktikables Modell, wie ich meine, aus Gründen der Transparenz, aus Gründen der Ermöglichung verstärkter Kontrolle eingeführt haben, dann soll man das hier sagen. Wir jedenfalls sind stolz darauf, dass wir umfassende Minderheitsrechte haben und ein demokratisches Wien haben, meine Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ.)
Kollege Chorherr hat hier mit einem Antrag ein neues Berechnungsmodell vorgeschlagen. Ich kann mir schon vorstellen, dass die GRÜNEN durchaus Interesse haben, zusätzliche Restmandate zu bekommen – sie haben ja durchaus ein paar Turbulenzen im Zusammenhang mit den Listenerstellungen gehabt. Ich kann mir schon vorstellen, dass man da ein zusätzliches Mandat auf dieser Ebene braucht, nur: Eine wirklich seriöse Diskussion über das Wahlrecht ist das letztendlich nicht. 

Ich verstehe die Wiener ÖVP insofern nicht, wenn sie ein demokratisches und ein faires Wahlrecht verlangt, weil sie ja mit 16 Prozent der Stimmen 16 Mandate hat. Eigentlich ist es, sage ich einmal, gerade aus Sicht der ÖVP ein sehr klares, eindeutiges, faires Wahlrecht. 

Darüber hinaus kann ich, falls die Freiheitlichen ein Problem mit dem Wahlrecht haben, darauf hinweisen, dass sie mit 20 Prozent der Stimmen 21 Mandate haben. Das ist ja auch etwas, wo man durchaus sagen kann - es gibt ja immer verschiedene Faktoren bei Wahlergebnissen -: Das Wiener Wahlrecht ist ein faires, das Wiener Wahlrecht ist ein demokratisches, meine Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ.)
Man soll auch nicht vergessen - und das ist ganz wesentlich, und es ist auch darauf schon hingewiesen worden -: Letztendlich entspricht und unterliegt das Wiener Wahlrecht der österreichischen Bundesverfassung, und es ist mehrmals festgehalten worden, dass das Wiener Wahlrecht gerade dem Grundsatz der Proportionalität voll und ganz entspricht. Genauso wie das Wahlrecht in den anderen Bundesländern diesem Grundsatz entspricht, entspricht ihm auch dieses Wahlrecht ganz genau. 

Es gibt natürlich in vielen anderen Ländern noch ganz andere mehrheitsfördernde Elemente - wir haben auch das in der Diskussion immer wieder erörtert -: In Großbritannien - dem Mutterland der Demokratie! - hat Maggy Thatcher mit 30 Prozent der Stimmen viele Jahre hindurch absolute Mehrheiten gehabt. Ich weiß nicht, ob die ÖVP es wirklich ernst meint, dass sie mit ihrer Diskussion tatsächlich auch den demokratischen Reife-, den demokratischen Entscheidungsprozess in Großbritannien in Frage stellt. Ich glaube, das kann ja nicht wahr sein. 

Tatsache ist: Die ÖVP will einfach mehr Mandate, als sie Stimmen hat. (Ruf bei der ÖVP: Sie nicht!) Das ist das einzige, was ich daraus ableiten kann – etwas, was man bei der Österreichischen Volkspartei durchaus auch in anderen Bereichen kennt. Ich erinnere hier an die Reformen in der Österreichischen Hochschülerschaft: Da schafft man gleich überhaupt das demokratische Direktwahlrecht ab, denn da kommt die ÖVP eben auf das von ihr gewünschte Ergebnis auf demokratischem Weg nicht hin. Daher ändert sie das Wahlrecht, meine Damen und Herren.

Wir werden jedenfalls nicht zulassen, meine Damen und Herren, dass die Wiener Stadtverfassung und das Wahlrecht als politischer Rettungsanker missbraucht werden. Wir stehen zur Stadtverfassung (Ruf bei der ÖVP: Na hoffentlich!), wir stehen zu einem Wettstreit der Ideen - und letztendlich nicht für ein Feilschen um Mandate, meine Damen und Herren. Das ist die Haltung der Wiener Sozialdemokratie! (Beifall bei der SPÖ.)

Vielleicht noch ein paar Anmerkungen auch zu anderen heute geforderten Punkten: Zur Briefwahl sind durch-aus auch die Bedenken schon erwähnt worden. Ich glau-be, hier wäre es gut gewesen, wenn StR Hahn zugehört hätte. Tatsache ist: Drei Parteien dieses Hauses – oder eigentlich, um fairerweise der historischen Wahrheit ge-recht zu werden: Vier Parteien dieses Hauses - haben sich damals auf ein Modell, ein sehr praktikables und umsetzbares Modell geeinigt, wenn hier der Bundesgesetzgeber die entsprechenden Maßnahmen setzt. In letzter Sekunde wollte die ÖVP es nicht mit einbringen – okay, das ist ihr gutes Recht. Tatsache ist: Dieses Modell wurde einstimmig beschlossen. Es ist hier ein Briefwahlrecht unter gewissen Voraussetzungen vorgesehen, nämlich dass es tatsächlich dazu kommt, dass die Unmittelbarkeit beziehungsweise das geheime Wahlrecht gewährleistet ist. Da haben wir auf Bundesebene bei den Nationalratswahlen gute Erfahrungen mit den Wahlkarten gemacht. Da hätte nichts dagegen gesprochen, dass diese Bundesregierung es umsetzt. Die Möglichkeit dazu hätten Sie gehabt, die Mehrheiten dazu hätten Sie gehabt. Aber nichts ist passiert in den vergangenen Jahren, in denen Sie an der Regierung gewesen sind, obwohl der Wiener Landtag hier einhellig ein gemeinsames Modell beschlossen hat.

Also uns hier den Schwarzen Peter zuzuschieben, wo wir ein gemeinsames Modell erarbeitet haben, nur weil anscheinend der eine oder der andere in der Bundesregierung da vielleicht den auf Seiten Wiens vorhandenen Wünschen nicht entsprechen will oder nichts hackeln will – ich weiß es nicht –, das ist auf jeden Fall unfair, und es entspricht auch nicht der historischen Wahrheit, meine Damen und Herren.

Was die Frage der Zweitwohnsitzer betrifft, so ist schon auf durchaus ernst zu nehmende Bedenken hingewiesen worden. Wir sind diesbezüglich immer gesprächsbereit gewesen, aber es ist für uns eine wichtige Voraussetzung, dass Manipulationsgefahr ausgeschlossen wird, dass Manipulationsmöglichkeiten ausgeschaltet werden. Das ist für uns eine Grundvoraussetzung. Wenn mit einfachen Mitteln das Meldegesetz 1991 entsprechend geändert wird, dann gibt es sicherlich sehr unkompliziert auch die Möglichkeit, über diese Frage die Diskussion wieder aufzunehmen.

Es liegt heute auch ein Antrag vor, der die Bezirke betrifft. Auch in diesem Zusammenhang im Folgenden nur ein paar Anmerkungen. Für uns ist ganz klar: Wir bekennen uns zur Dezentralisierung in Wien, zu den Dezentralisierungsschritten, die wir in den Jahren 1987 und 1998 hier gemeinsam beschlossen haben und die den Bezirken zusätzliche Mittel, aber auch zusätzliche Mitgestaltungs- und Mitwirkungsrechte eingeräumt haben. Wir bekennen uns aber genauso zur weiteren dynamischen gemeinsamen Entwicklung Wiens als Stadt. Für uns ist das wesentlich. Ich glaube, Wien ist als Stadt zu verstehen, daher ist die politische Struktur dieser Stadt auch gut begründet und hat gute sachliche Gründe. Und international, meine Damen und Herren, gibt es durchaus viele Beispiele, wo gerade dieses Modell, das die Österreichische Volkspartei hier in einem Antrag vor-schlägt, zu sehr negativen gesamtheitlichen und gesamt-stadtlichen Entwicklungen geführt hat. 

Ich glaube, diese internationalen Beispiele sollten uns durchaus eine Lehre und Warnung sein, dass man hier sehr vorsichtig sein muss. Aber wir haben uns im Jahre 1998 entschlossen, hier die Mittel zu verdoppeln, die den Bezirken zur Verfügung stehen, ihnen zusätzliche Aufgaben und Agenden zu übertragen, und die Sozialdemokratie in Wien, meine Damen und Herren, bekennt sich dazu auch.

Ich bin auch etwas überrascht und ich möchte es in dem Kreis auch sagen, dass von den GRÜNEN von der medialen Ankündigung von E-Voting heute überhaupt nichts übriggeblieben ist. Ich möchte hier schon auch meine Bedenken sagen. Es ist durchaus so, dass internationale Erfahrungen und Trends zeigen, dass elektronische Stimmabgaben Partizipationsmöglichkeiten erhöhen, genauso zeigen internationale Erfahrungen aber auch, dass sie die soziale Segmentierung forcieren. Dass es viele technische Argumente dagegen gibt, ist auch bekannt, aber das sind für mich nicht die wesentlichen. 

Ich möchte auf den wirklich wesentlichen Punkt hinweisen – und vielleicht können wir darüber auch einen wirklichen politischen Diskurs starten –, das ist für mich die Transparenz. Ich möchte kein Wahlrecht und kein Wahlsystem haben, wo für den normalen Staatsbürger nicht mehr nachvollziehbar ist, wie ein Ergebnis zustande gekommen ist. Und das ist für mich derzeit überhaupt nicht gewährleistet. Ich sehe Möglichkeiten, technisch das eine oder andere zu lösen, nur am Ende der Kette stehen für mich bei E-Voting derzeit drei Microsofttechniker – oder sollen sie von Open-Source-Bereichen kommen, ist mir gleich –, die sagen, ja, das Programm stimmt oder stimmt nicht. Das ist mangelnde Transparenz, und solange das nicht gewährleistet ist, meine Damen und Herren, habe ich hier größte Bedenken. Ich wollte das durchaus auch sagen, denn wir haben uns hier nur über die OTS-Meldungen verständigt, und ich wollte das noch einmal klarlegen.

Beim Roulettespielen, wenn man so was tun möchte, sieht man wenigstens, wo die Kugel reinfällt, und ich kann es nachvollziehen, ich habe gewonnen oder verloren, beim Slot-Automaten ist es schon ein bisschen schwieriger, da kann ich dann nur auf einen Techniker vertrauen, und ich glaube, man sollte das Wahlrecht auf jeden Fall nachvollziehen können, und zwar auch für den Normalbürger nachvollziehen können. Auch wenn man, wie in Tirol, halt ein paar Monate lang auszählt, das ist so, aber man kann zählen, zählen, zählen, und man weiß, wie ein Ergebnis zustande gekommen ist. 

Also man kann da durchaus immer wieder darüber reden, und es ist sicher interessant, zusätzliche Elemente einzuführen in diesem Bereich, aber das Wahlrecht eignet sich meiner Ansicht nach derzeit, soweit ich da durchblicke, überhaupt nicht dafür, sich hier auf Experimente einzulassen. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte aber die Gelegenheit auch nutzen, nochmals auf das gestrige Gedenken und auf die gestrige Gedenkfeier anlässlich der Befreiung des Konzentrationslagers Auschwitz/Birkenau zu verweisen. Es besteht hier klarerweise auch ein unmittelbarer Zusammenhang mit demokratischen Rechten. Ich habe mir erlaubt, heute an die Fraktionen mit dem Vorschlag einer gemeinsamen Resolution, einer gemeinsamen Erklärung der hier im Wiener Landtag vertretenen Parteien heranzutreten. Ich freue mich, dass diese Initiative von vielen Mitgliedern dieses Hauses sehr positiv aufgenommen wurde, dass sehr viele unmittelbar an mich herangetreten sind und diese Initiative auch begrüßt haben. Ich glaube, dass diese Initiative letztendlich auch deshalb notwendig war, weil es wichtig ist, dass dann, wenn auf der einen Seite ein Abgeordneter im Europäischen Parlament zumindest einen Beitrag geleistet hat, Österreich in der Welt verzerrt darzustellen, auf der anderen Seite sich der Wiener Landtag, die Mitglieder des Wiener Landtages hier klar positionieren gegen Fremdenhass, gegen Ausgrenzung, gegen Antisemitismus.

Ich bin sehr froh, dass die Signale zeigen, dass sich alle dieser gemeinsamen Erklärung anschließen werden können und dass wir auch gemeinsam Bemühungen unternehmen wollen, die Vorbereitungen für einen fairen Wahlkampf zu leisten, auch in Richtung eines Übereinkommens, wonach Fremdenhass und Rassismus ganz klar keinen Stellenwert in dieser Stadt haben, weder 
in der täglichen politischen Auseinandersetzung noch 
in Wahlkämpfen. Ich hoffe, dass es tatsächlich dazu kommt, dass diese Resolution oder diese gemeinsame Erklärung heute von allen hier unterschrieben werden kann. 

Ich möchte mich auf jeden Fall für die Bereitschaft zur Diskussion schon jetzt recht herzlich bedanken und Sie alle einladen, zum Abschluss des heutigen Landtages oder nach Ende der Sitzung hier gemeinsam mit uns diese Erklärung zu unterzeichnen, wobei ich meine, dass in konstruktiven Gesprächen ein guter Vorschlag erarbeitet werden konnte. In diesem Sinne hoffe ich, dass wir neben der tagesaktuellen Diskussion rund um das Wahlrecht in Wien zum Abschluss dieses Landtages auch noch einen gemeinsamen Konsens finden werden können. 

Ich glaube nach wie vor, wir brauchen uns mit unseren demokratischen Rechten in dieser Stadt vor niemandem zu verstecken. Wien ist Vorreiter – Wien geht nicht hintennach, Wien ist Vorreiter – in vielen Bereichen gewesen, und wir als Wiener Sozialdemokratie sind auch stolz darauf. – Danke, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Mag Heidemarie Unterreiner: Als Nächster ist Herr Abg Aigner gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! Meine Damen und Herren!

Herr Kollege Oxonitsch, Sie haben so viel gesagt, auf das man unmittelbar replizieren muss, dass ich gar nicht weiß, wo ich anfangen soll. Aber ich möchte jetzt schon einmal zu Beginn festhalten, dass die einzige Partei, die hier in diesem Haus mehr Mandate hat als sie Stimmen hat, die SPÖ ist und sonst niemand. (Beifall bei der ÖVP.) Mit ihrer relativen Stimmen- und absoluten Mandatsmehrheit verkrallen Sie sich auch ganz massiv in diesem Status, was ich natürlich aus Ihrer Sicht mehr als verstehe.

Da hier schon oftmals von politologischen Abhandlungen die Rede war, möchte ich diesen politologischen Abhandlungen auch eines hinzufügen: In Großbritannien herrscht – Herr Kollege Oxonitsch, vielleicht hören Sie mir zu, da lernen Sie was in Politologie – kein Verhältniswahlsystem, sondern ein Mehrheitswahlrecht. Das ist genau das Gegenteil von dem System, das unsere Bundesverfassung vorsieht, und insofern darf es nicht wundernehmen, dass Maggie Thatcher mit 44 Prozent der Stimmen 66 Prozent der Mandate erreicht hat. Ich darf Sie beruhigen, auch Tony Blair hat keine 50 Prozent der Stimmen und auch weitaus mehr als 60 Prozent der Mandate. Das ist halt der Unterschied zwischen Verhältnis- und Mehrheitswahlrecht.

Ich bin auch unserem Landeshauptmann sehr dankbar für den Hinweis auf das Wirtschaftskammerwahlrecht. Ich bin noch nicht lange in diesem Haus und ich bin auch noch nicht so alt, aber ich bin ein alter Gewerkschafter und fühle ich mich der Gewerkschaftsbewegung zutiefst verbunden. Ich würde mir als ÖGB-Mitglied ein Wahlrecht wünschen, das nur halb so demokratisch ist wie das der Wirtschaftskammer. Ich darf Ihnen sagen, im ÖGB gibt es überhaupt kein Wahlrecht. (Beifall bei der ÖVP. – Zwischenrufe bei der SPÖ.) Kein direktes Mitgliederwahlrecht. Da werden irgendwelche Betriebsratswahlen, Personalvertretungswahlen umgelegt und so weiter, und ich habe halt das Glück, in einer Teilgewerkschaft Mitglied zu sein, in der Fritz Neugebauer eine Wahl nach der anderen gewinnt, und Gott sei Dank gibt es wohl irgendwo einen FCGler. Wenn der ÖGB ein gerechtes Wahlrecht hätte, dann wäre die FCG nicht auf das Wohlwollen der FSG angewiesen, einen Vizepräsidenten stellen zu dürfen. (Beifall bei der ÖVP. – Lhptm Dr Michael Häupl: So ein Schmarren! – Abg Christian Oxonitsch: Bei 6 Prozent der Stimmen!) 

Ich weiß schon, ganz formaljuristisch ist der ÖGB ein Verein, gibt sich seine eigenen Statuten im Rahmen der Verfassung. Aber bleiben wir, wenn wir schon beim Wahlrecht sind, gleich beim Arbeiterkammerwahlrecht. Wenn Sie schon so große Angst haben, dass das Briefwahlrecht das geheime Wahlrecht unterminiert, dann weiß ich nicht, warum sich eine Arbeiterkammerwahl über zwei bis drei Wochen hinzieht, und da geht auf einmal die Briefwahl, ohne irgendein demokratisches Hindernis.

Es zeigt sich wiederum, in dem Bereich, wo Sie das Sagen haben, definieren Sie selbst, was demokratisch ist und was nicht, und was Demokratie ist, das wollen Sie mit einfacher Mehrheit bestimmen. Die Verfassung sieht aber ganz ausdrücklich vor, dass es hier wohl andere Schranken gibt und dass man hier auch einen Konsens finden sollte.

Worum es uns als ÖVP geht, ist, ein Mehr an Demokratie dahin gehend festzulegen, nicht in erster Linie einfach immer mehr Leute wählen zu lassen, sondern die Qualität an Demokratie auszubauen. Es hat überhaupt keinen Sinn zu sagen, jeder, der ein paar Wochen oder ein paar Monate in Wien ist, der darf gleich mitwählen, senken wir das Wahlalter noch weiter – jetzt sind wir bei 16 Jahren, in 5 Jahren diskutieren wir über 14 oder 12 Jahre; ich weiß nicht, gibt es irgendwo eine Untergrenze oder nicht –, es geht um ein qualitatives Mehr an Demokratie. Ob die Menschen ein oder zwei Jahre länger auf das Wahlrecht warten müssen oder nicht, ist da gar nicht so entscheidend, entscheidend ist, ob die Gremien, die sie wählen, auch was zu sagen haben. Hat die Bezirksvertretung etwas zu sagen, hat der Gemeinderat etwas zu sagen oder wählen wir hier Gremien, die eigentlich zum Debattieren da sind und in Wirklichkeit entscheiden ganz andere darüber? 

Uns geht es um Qualität und nicht um Ausweitung der Zahl der Wahlberechtigten. Von einem Mehr an Demokratie haben wir alle etwas. Insofern sind auch unsere Anträge zur Dezentralisierung zu verstehen: Je mehr Rechte bei den Bezirken angesiedelt sind, je mehr Mitspracherecht die Bezirksvertretung hat, je mehr Mitspracherecht der Bezirksvorsteher hat, desto mehr zählt die Stimme der Bezirksbevölkerung. Und in diesem Sinne verstehen Sie bitte auch unseren Antrag zu einem Mehr an Dezentralisierung. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich habe überhaupt kein Problem, hier zuzugestehen, dass ich meine Erfahrungen mit der Dezentralisierung unter einem sozialdemokratischen Bezirksvorsteher, nämlich dem von mir hochgeschätzten Karl Lacina, gemacht habe. Ich weiß nicht, misstrauen Sie Ihren eigenen hervorragenden Bezirksvorstehern, die eine Wahl nach der anderen gewinnen in ihrem Bezirk. "Bezirk", das hat so etwas Verniedlichendes. Wenn man die Bezirke sozusagen einmal rein von der Bevölkerung her nimmt, dann sind das ja mittelgroße Städte in Österreich. Unsere Verfassung orientiert sich ja bei der Zugestehung der Gemeindeautonomie am Prinzip der abstrakten Einheitsgemeinde. Das heißt, Stixneusiedl muss genauso viel können wie eine Großgemeinde, und daran orientiert sich das Zugestehen an Gemeindekompetenzen. Also unseren Bezirken, unseren Bezirksvertretungen, unseren Bezirksvorstehern kann man bei weitem mehr an Kompetenzen zugestehen und nicht nur Anhörungsrechte und Mitwirkungsrechte. 

Als Verfassungsrechtler bereitet mir die Lektüre der Verfassung, der Bundes-, der Landesverfassung – ich würde mir wünschen, dass in Wien mehr Bestimmungen auf Verfassungsstufe stünden und nicht nur auf einfachgesetzlicher Gemeindeordnung – großes Vergnügen, und wenn ich da so lese, „ein Mangel an Mitwirkung berührt daher die Rechtsmäßigkeit der Akte nicht", dann muss ich ganz ehrlich sagen, das ist mir als jemandem, der für echte Mitentscheidung ist, einfach zu wenig. (Beifall bei der ÖVP.)
Deswegen beantragen wir keine reinen Mitwirkungsrechte, die man halt wahrnimmt oder auch nicht und selbst, wenn man sie nicht wahrnimmt, sind die Akte trotzdem gültig, sondern wir wollen Mitentscheidungsrechte. Malen Sie ja nicht den Teufel an die Wand, so nach dem Motto, da wird Wien mehr oder weniger aufgelöst in seine Einzelteile. Das kann man verfassungsrechtlich sehr leicht lösen. Außerdem kennen wir ja nur verantwortungsbewusste Bezirksvorsteher und keine solchen, die Wien einen Schaden zufügen wollen. 

Es muss aber auch festgehalten sein, es kann nicht nur von den persönlichen Kontakten eines Bezirksvorstehers zu Gemeindebediensteten abhängen, ob ein Be-zirksvorsteher mehr oder weniger eingebunden wird. Leider Gottes ist das aber teilweise so, dass persönliche Kontakte – und das ist fraktionsübergreifend – darüber entscheiden, ob ein Bezirk ordentlich oder eben nur ge-mäß den Buchstaben des Gesetzes eingebunden wird. 

Meine Damen und Herren! Es gibt also noch eine Fülle zu tun, und ich glaube überhaupt, auf das hinweisen zu müssen, was unser Klubobmann schon mehrfach angedeutet hat: Wien sollte eher ein Bundesland und erst in zweiter Linie eine Gemeinde sein. Wenn ich in der Stadtverfassung lese, der Gemeinderat ist auch Landtag, so ist das nicht nur protokollarisch für mich ein Problem, weil Gesetzgebung immer über Verwaltung zu stellen ist, sondern auch vom Selbstverständnis des Bundeslandes Wien her. Es kommt einem fast so vor, als ob Wien deshalb ein Bundesland ist, damit der Herr Bürgermeister und Landeshauptmann auch in der Landeshauptleutekonferenz sitzen darf. Das ist aber eindeutig zu wenig. Wien ist viel mehr ein Bundesland als eine Gemeinde und sollte sich auch in solcher Hinsicht verstehen. (Beifall bei der ÖVP.)

Wenn also Ihr großer Vorsitzender das "Jahr der Demokratie" ausgerufen hat, so kann ich Ihnen nur zurufen: Nützen Sie Ihre absolute Mehrheit, mit der Sie auch absolute Macht in Wien ausüben können, und verschaffen Sie uns diesen notwendigen Schritt an Demokratie. Wir haben Ihnen eine kleine Hilfestellung in Form von mehreren Anträgen gereicht. Ein Antrag beschäftigt sich mit der Ausweitung der Bezirksautonomie und ein Antrag beschäftigt sich mit der Ausweitung der direkten Demokratie in Form eines Bürgerantragsrechtes, eines Petitionsrechtes. Verfassungsgeschichtlich gesehen ist das Petitionsrecht eines der ersten direktdemokratischen Elemente. Schauen wir, dass dieses Petitionsrecht auch auf Bezirks- und Gemeindeebene zum Durchbruch kommt.

Ich darf daher im Namen meines Klubobmannes, im Namen von Herrn Dr Ulm und in meinem eigenen Namen diese beiden Anträge, die Ihnen ja schon vorliegen, zur Abstimmung vorlegen. Ich darf sie auch hier einbringen und ersuche Sie um Ihre Zustimmung. – Danke. (Beifall bei der ÖVP.)

Präsidentin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner hat sich Abg Dr Ulm gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Herr Landeshauptmann! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Insbesondere darf ich die Damen und Herren Kollegen von der Sozialdemokratie ansprechen. 

Ich komme nicht darum herum, hier an dieser Stelle festzustellen, dass Ihr Umgang mit dem Wahlrecht in Wien selbstherrlich, unfair und unehrlich ist. (Beifall bei der ÖVP.) Nur in Wien – unvergleichbar mit anderen Bundesländern und schon gar nicht mit dem Bund – finden wir vier starke Demokratiedefizite: Nur in Wien kann die Landesverfassung mit einfacher Mehrheit geändert werden. Nur in Wien kann man mit 46 Prozent der Stimmen 52 Prozent Mandate erhalten. Wiener, die am Wahltag nicht in Wien sind, sind nicht wahlberechtigt, und Wiener, die aus welchem Grund auch immer, zufälligerweise in Niederösterreich ihren Hauptwohnsitz haben, sind nicht wahlberechtigt. Das ist in der Tat würdig einer Bürgermeistermonarchie, jedenfalls aber einer SPÖ-Olig-archie. (Beifall bei der ÖVP.)

Da helfen auch Vergleiche mit Wahlen zu anderen Selbstverwaltungskörpern nicht, da würde ich mir an Ihrer Stelle viel lieber an die eigene Brust klopfen und mir einmal anschauen, wie das beim Gewerkschaftsbund ist. 

Aber schauen Sie sich auch Ihre eigenen Kampagnen zum Wiener Wahlrecht an. Ich erinnere an die Kampagne, die im Februar des Jahres 2003 stattgefunden hat: "Mir ist Wien nicht wurscht". Da hat man vier neue Ideen im Wahlrecht beworben, von denen zwei nachweislich unrichtig sind. Man hat ein Ausländerwahlrecht beworben, das sich zum damaligen Zeitpunkt schon in Anfechtung befunden hat. Es ist selbstverständlich auf Grund seiner Skurrilität und Absurdität aufgehoben worden. Beworben hat man es jedenfalls mit viel Geld. 

Und der zweite Punkt in dieser Broschüre, der zumindest unehrlichen, ist, dass Sie suggerieren, dass man vom Bund abhängig ist, dass Wiener auch außerhalb von Wien wählen können. Das ist nicht richtig. Tatsächlich könnte man natürlich mit einem Wahlkartensystem schon jetzt, ohne Änderung der Bundesverfassung, es ermöglichen, dass Wiener außerhalb der Stadtgrenzen an der Gemeinderatswahl teilnehmen. Und da gehe ich noch gar nicht auf das Argument ein, dass es selbstverständlich die Sozialdemokratie im Nationalrat war, die Jahre hindurch die Einführung eines Briefwahlrechtes verhindert hat. (Beifall bei der ÖVP.)

Ich habe einen Beschluss- und Resolutionsantrag zum Thema faires Wahlrecht in Wien einzubringen. Wir wollen den Durchbruch des Proportionalitätswahlrechtes. Der Beschlussantrag ist Ihnen bekannt. Wir verlangen zum fairen Wahlrecht in Wien die sofortige Abstimmung. (Beifall bei der ÖVP.)

Der zweite Antrag, den ich einbringen möchte, betrifft die Einführung der Briefwahl bei den Wiener Gemeinderats- und Bezirksvertretungswahlen. Es ist ganz interessant, dass jetzt im Zuge der Konventsdebatte Dr Franz Fiedler einen sehr bemerkenswerten Entwurf vorgelegt hat. Er könnte für uns Beispiel sein, wie übrigens viele Bestimmung schon in der bestehenden Bundesverfassung und in der bestehenden Nationalratswahlordnung. Wir stellen den Antrag: 

Der Landtag wolle beschließen: 

„Der Wiener Landtag spricht sich für die umgehende Einführung der Briefwahl auf Wiener Landesebene aus, sobald die bundesverfassungsrechtlichen Grundlagen, basierend auf dem von Konventspräsidenten Dr Franz Fiedler vorgelegten Entwurf einer neuen Bundesverfassung, geschaffen sind. In diesem Zusammenhang wird die Wiener Landesregierung aufgefordert, sich bei den zuständigen Stellen des Bundes für die Implementierung der Briefwahl in die österreichische Bundesverfassung einzusetzen.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt.“ (Beifall bei der ÖVP.)

Ich komme nun zum letzten der 5 von der ÖVP vorgelegten Anträge. Hier geht es um das Stimmrecht für Personen mit Zweitwohnsitz in Wien. Da könnte man möglicherweise den Wünschen des Herrn Landeshaupt-mannes und Bürgermeisters entsprechen von Seiten der Mehrheitsfraktion. Der hat nämlich in seiner Regierungserklärung bereits im Jahr 2001 erklärt, dass jene, die einen Zweitwohnsitz in Wien haben, in Zukunft nicht vom Wahlrecht ausgeschlossen werden sollen. 

Und ganz interessant ist auch, wie er sich eineinhalb Jahre später geäußert hat, nämlich in der Fragestunde des Wiener Landtages vom 25. September 2002. Da sagt er: „Ich habe es schon gerne, wenn Dinge, die in der Regierungserklärung gesagt wurden, dann auch in der Folge umgesetzt werden. So etwas mag ich einfach. Und ich kann Ihnen daher versichern, dass ich mir das wirklich anschauen werde."

Mein Vorschlag: Nicht anschauen, machen, beschlie-ßen! Heute ist Gelegenheit dazu. (Beifall bei der ÖVP.)

Der Text unseres Beschlussantrages lautet: 

„Der Wiener Landtag spricht sich mit Nachdruck, basierend auf den mehrfachen diesbezüglichen Erklärungen des Herrn Landeshauptmannes, für die Einräumung des Wahlrechtes bei den Wahlen zum Gemeinderat und Landtag sowie zu den Bezirksvertretungen für jene Wienerinnen und Wiener, die in der Bundeshauptstadt einen Nebenwohnsitz haben, und somit für die Umsetzung der Regierungserklärung aus. Die amtsführende Stadträtin für Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal wird aufgefordert, bis Ende Mai 2005 einen Gesetzesentwurf zur Beratung vorzulegen, welcher die Einräumung des Wahlrechtes bei den Wahlen zum Gemeinderat und Landtag sowie zu den Bezirksvertretungen für jene Wienerinnen und Wiener vorsieht, die in der Bundeshauptstadt einen Nebenwohnsitz haben. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt.“ (Beifall bei der ÖVP.) 
Sehr geehrte Damen und Herren von der Mehrheitsfraktion! Wir wissen selbstverständlich nicht, wann genau die nächsten Wahlen stattfinden werden, wir wissen aber eines ganz bestimmt: Wir werden die Wienerinnen und die Wiener von Ihrem Umgang mit Wahlrecht und von Ihrem Umgang mit Machtfragen sehr deutlich informieren. (Beifall bei der ÖVP.)
Präsidentin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr Abg Pfeiffer gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Gerhard Pfeiffer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Der Herr Landeshauptmann hat sich schon verabschiedet. Ihn kann ich also nicht ansprechen. Über das Wahlrecht wurde jetzt schon viel gesprochen, auch über die Verfassung. Klar wurde dabei: Sie haben weder ein Interesse, das eine gerechter noch die andere demokratischer zu machen. Wir klagen nicht darüber – das möchte ich dem Herrn Abg Kabas sagen, das ist keine Klage –, sondern wir wollen einfach etwas ändern, und das wollen wir damit erreichen, indem wir heute einmal ausführlich darüber sprechen. Es ist auch keine Schuld, dass wir damals den Koalitionspakt nicht gebrochen haben, denn ich behaupte klar und deutlich, Anständigkeit ist keine Schuld. (Beifall bei der ÖVP.) Wir haben nicht aus eigensüchtigen und kleinen Motiven heraus, um vielleicht bei der nächsten Wahl besser dazustehen, den Koalitionspakt gebrochen, sondern das haben andere getan, weil sie geglaubt haben, dass sie dadurch zur damaligen Zeit einen Vorteil aus der Situation gewinnen können. Dass wir das nicht erkannt haben, dass es so einfache Motive gibt, um Pakte zu brechen, das mag schon unsere Schuld sein. 

In der Verfassung, meine sehr geehrten Damen und Herren, gibt es eine Reihe von undemokratischen Konstrukten, solche, die es schon lange gibt. Ich erinnere an die Rolle der nichtamtsführenden Stadträte, die krass benachteiligt sind, aber die volle Regierungsverantwortung tragen müssen. (Ironische Heiterkeit bei der SPÖ. – Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Mir kommen die Tränen!) Ja. Natürlich! Sie stimmen bei den Beschlüssen der Stadtregierung voll mit in der Verantwortung eines Regierungsmitgliedes. Natürlich! Da brauchen Sie nicht darüber zu lachen. Das zeigt ja schon ganz deutlich Ihre Einstellung. Genau das ist es! Genau in dieser Richtung denken Sie. (Beifall bei der ÖVP.) 
Diese Verfassung ist keine Bürgerverfassung, sondern eine Bürgermeisterverfassung, in der der Bürgermeister auch demokratisch zustande gekommene Beschlüsse eines Kollegialorgans sistieren kann. Na, welche Demokratie ist denn das, wo ein Einzelner einfach Beschlüsse von Seiten der gesetzgebenden oder mitverwaltenden Versammlung sistieren kann? Ist das Ihre Anschauung von Demokratie? Das ist hochinteressant! (Abg Kurt Wagner: Schauen Sie lieber auf den Bundeskanzler!) Na, glauben Sie, der Bundeskanzler kann einen Beschluss des Nationalrates sistieren? Herr Kollege, da sollten Sie sich ein bisschen informieren, wie es wirklich geht. (Beifall bei der ÖVP. – Abg Kurt Wagner: Der fährt über alles drüber!) Das ist entsetzlich! So etwas möchte ich als Zwischenruf gar nicht kriegen. Auf so etwas kann man ja überhaupt gar nicht antworten, ohne in Verbalinjurien auszuarten. (Heiterkeit und Beifall bei der ÖVP.) 
Es gibt natürlich auch solche undemokratischen Konstrukte, bei denen erst jetzt erkannt werden kann, woran es dabei hapert. Ich habe in diesem Haus, in den 14 Jahren, in denen ich jetzt hier bin, drei verschiedene Klimate erlebt: Zuerst die Alleinregierung Ihrerseits vor der Koalition mit der ÖVP, dann die Koalition und danach, wie es jetzt ausschaut. Da kann ich Ihnen eines sagen: In der Zeit, als noch VBgm Mayr und Bgm Zilk hier das Sagen hatten, da hat es harte Diskussionen gegeben, da hat es oftmals auch harte Bandagen gegeben, aber man hat auch die Opposition angehört. Und so wie es jetzt ständig ist, dass diese erste Reihe völlig für die Katz ist, weil nie ein Regierungsmitglied zuhört, wenn wir hier diskutieren, das hat es damals nicht gegeben, das muss ich Ihnen auch sagen. (Beifall bei der ÖVP. – Abg Kurt Wagner: Hier sitzt eine Stadträtin!) Ja, hervorragend. (Abg Kurt Wagner: Schauen Sie genauer!) Hier ist die erste Reihe besetzt. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Ich höre auch aus der dritten Reihe!) Ja, ja, Sie haben schon völlig richtig gehört, und es war vielleicht auch nicht ganz umsonst gesagt. 

Jetzt muss ich Ihnen sagen, in der Zeit der Koalition habe ich dann erlebt, was man alles an Informationen bekommen kann in dieser Stadt, wie viel an Informationen hier vorhanden ist. (Ironische Heiterkeit bei der SPÖ.) Ja, auch da gibt es nichts zu lachen. Bitte schön, ich war Ausschussvorsitzender, ich weiß, wie es gegangen ist, ich weiß, was für Informationen der regierenden Partei und ihren Abgeordneten zur Verfügung stehen. (Anhaltende Heiterkeit bei der SPÖ.) Lachen Sie nicht dazu, vielleicht sagt man Ihnen nichts, das ist schon möglich, aber die Ausschussvorsitzenden wissen sehr genau, wo es langgeht in dieser Stadt. Also wenn Sie lachen, zeigen Sie nur, dass Sie wahrscheinlich nicht in der Fraktion der Wissenden innerhalb Ihrer Fraktion sind. 

Und jetzt komme ich zur gegenwärtigen Legislaturperiode, meine sehr geehrten Damen und Herren. Nicht die geringste Information vorweg für die Opposition! Friss Vogel oder stirb! So wird gehandelt. Wir brauchen euch nicht! Genau das hört man aus jeder Ihrer Wortmeldung. Wir sind uns selbst genug. – Meine sehr geehrten Damen und Herren! Diese Wiener Stadtalleinregierung regiert nicht mehr, sie herrscht. (Beifall bei der ÖVP.) 
Die sehr freundlich abgehandelte Fragestunde des Herrn Landeshauptmannes heute hat ein recht entlarvendes Statement von ihm gebracht. Ich habe mir das extra noch rasch vom stenografischen Protokoll geben lassen, weil es ja wirklich hübsch ist. „Wir brauchen uns ja nichts vorzumachen", hat er gesagt – ich zitiere –, „in Wirklichkeit wollen die Leute, dass die Stadt funktioniert. Auf welche Art und Weise das organisiert wird, ist die Aufgabe derjenigen, die bezahlt werden dafür, dass sie das entsprechend in Ordnung machen."

Ja, was heißt denn das? Wir brauchen euch nicht. Die, die dafür bezahlt werden, die machen das schon in Ordnung. Wir erledigen alles, so wie wir es wollen, das ist es, denn "Mir san mir!" Und diese Mentalität, meine Damen und Herren, bedeutet: Herrschen statt regieren! (Beifall bei der ÖVP.)
In aller Demut, meine sehr geehrten Damen und Herren, wird die Mitarbeit von uns allen und die Information verhindert. So ist es. Sprechen wir einmal über diese Information. Außer der Akteneinsicht, die im Stress und ohne zusätzliche Information stattfinden muss – nur das, was dort geschrieben und vorgelegt wird, haben wir zur Verfügung – und außer jenen... (Abg Harry Kopietz: Recherchieren Sie nicht?) Haben Sie Zeit zu recherchieren, wenn nur ein paar Tage, gerade vier oder fünf Arbeitstage noch möglich sind? Haben Sie Zeit, dass Sie dann noch lang recherchieren können? Das geht ja nicht. Erzählen Sie mir das doch nicht. (Abg Harry Kopietz: Sind Ihnen die Themen fremd?) Herr Kollege Kopietz, so ist es nicht. (Abg Harry Kopietz: Sind Ihnen die Themen alle fremd?) Nein, mir sind nicht so viele Themen fremd, wie vielleicht Ihnen, aber trotzdem ist die Möglichkeit nicht gegeben, dass man ordentlich recherchiert. So ist das. (Abg Harry Kopietz: Haben Sie kein Basiswissen?) 

Daher kann ich Ihnen sagen, außer dieser Akteneinsicht gibt es keine Information in dem Bereich (Abg Harry Kopietz: Also kein Basiswissen!), und außer den parlamentarischen Rechten, die wir uns großteils erst in der letzten Periode, in der wir mitregiert haben, erkämpft haben, gibt es keine Information vorweg und auch nicht – jetzt komme ich dazu – im Nachhinein, weder von der Beamtenschaft noch von der Stadtregierung. So schaut es genau aus. 

Von wegen vorweg. Darf ich Sie erinnern, der Strategieplan wurde uns um 9 Uhr in der Früh auf den Tisch geknallt und um 10 Uhr oder um 11 Uhr sollten wir darüber diskutieren und abstimmen. Können Sie sich erinnern? So wird vorweg von Ihnen informiert. (Beifall bei der ÖVP.)
Es gibt die Vorhabensberichte der Magistratsabteilungen. Warum zeigen Sie uns die nicht? Warum zeigen Sie uns nicht anhand der Budgetdiskussionen, was Sie von Ihren einzelnen Magistratsabteilungen vorweg bekommen als Planungs- und als Wirtschaftsbericht? Warum können wir das nicht sehen? Warum können wir das nicht, so wie wir es beantragt haben, einmal vorweg mit den Abteilungsleitern diskutieren, bevor das Budget beschlossen wird, damit man weiß, was sind die Absichten im nächsten Jahr, welche einzelnen Punkte haben Sie vor, sind das solche Punkte, die wir gerne mitbeschlossen hätten, oder sind das Punkte, die wir nicht wollen? Da wollen Sie sich diese ganze Diskussion ersparen, denn "Mir san mir!", meine sehr geehrten Damen und Herren. 

Es gibt entweder beamtete Kuratorien, das ist das eine, oder GesmbHs, die Sie in Vielzahl und sonder Zahl gründen, ohne Aufsichtsräte. Es gibt Fonds, die Sie aus-lagern, wo dann ein Beirat gerade noch mithören, aber eigentlich nichts mitbestimmen darf, wobei Sie innerhalb dieser Beiräte alles niederstimmen, was von der Opposition eingebracht wird. Das ist Demokratie? Das ist Information vorweg? Wirklich nicht, meine sehr geehrten Damen und Herren! Das heißt herrschen, anstelle von regieren. (Beifall bei der ÖVP.)
Reden wir über die Information im Nachhinein, wenn ein Akt einmal beschlossen ist. Deckel zu, kein Nachschauen mehr möglich, kein Aktenspiegel vorhanden, um zu sehen, ob wir die volle Information bekommen haben, ob dieser Akt vollständig ist. 

Oder was wir heute diskutiert haben bezüglich Information im Nachhinein. Da gibt es ein Gesetz, und dieses Gesetz wird vier Jahre einfach nicht exekutiert. Wo sind wir denn, meine sehr geehrten Damen und Herren? Das lassen Sie sich alles bieten? Sie sind die Abgeordneten dieser Stadt und lassen sich von dieser Stadtregierung beherrschen, statt dass Sie sich regieren lassen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wie schaut es denn mit dem Drogenbericht aus? Hier gibt es einen Beschluss des Gemeinderates aus dem Jahre 1999. Vier Jahre gibt es keinen Drogenbericht in dieser Stadt. Das lassen wir uns alle bieten. Natürlich. Sie lassen sich das bieten. Sie sind die Vertreter der Mehrheit, Sie sind verantwortlich dafür, dass hier noch eine parlamentarische Demokratie herrscht und dass Sie hier nicht als Abstimmungsmaschinerie behandelt werden. Das ist Ihre Verantwortung und Ihre Pflicht, dafür einzutreten. (Beifall bei der ÖVP.)
Ich komme jetzt nicht auf die vielen Anträge, die wir im Zusammenhang mit Rechnungsabschlüssen, die wir im Zusammenhang mit dem Budget gestellt haben, die alle nicht unbillig waren, die alle nicht darauf abgezielt haben, dass man euch sozusagen irgendwo zusätzlich noch irgendetwas Schlechtes tun kann, sondern die darauf abgezielt haben, dass man gerecht, gleich wie alle anderen informiert wird und dass man auch mitarbeiten kann. Alles wurde abgelehnt. Herrschen statt regieren! Das ist die Methode, meine sehr geehrten Damen und Herren. (Abg Harry Kopietz: Sprechen Sie von der Bundesregierung?) Ja, jetzt kommt das noch. Lieber Herr Kollege Kopietz, Sie haben den Schwindelzettel vertauscht, Sie sollten sich etwas anderes einfallen lassen. So geht es nicht, so können Sie nicht reden. (Beifall bei der ÖVP. – Abg Harry Kopietz: Das hätten Sie gerne!) Das hat überhaupt nichts mit der Bundesregierung zu tun (Abg Harry Kopietz: Das wird dann der Wähler entscheiden!), sondern mit Ihrer Art und Weise, wie Sie in diesem Haus hier vorgehen und mit sonst nichts anderem. (Beifall bei der ÖVP.)

Sie, meine sehr geehrten Damen und Herren, ermöglichen das alles mit Ihrer Zustimmung zu allem und jedem, was Ihnen entweder von der Beamtenschaft oder von der Stadtregierung vorgegeben wird, und stellen damit die Opposition ins Out, in aller Demut ins Out, meine sehr geehrten Damen und Herren. Die Menschen wollen aber etwas ganz anderes. Fragen Sie die Leute draußen, die Übertragungen sehen. Die sagen, das ist ja abscheulich, wie hier gestritten wird (Abg Kurt Wagner: Ja, von Ihnen!), die sagen, es ist ja unglaublich, wie hier agiert wird. Fragen Sie die Menschen, wenn sie Übertragungen aus dem Parlament sehen, was sie dazu sagen. Sie werden es ja hören, ich brauche Ihnen ja nichts zu erzählen, Sie wissen es ja selber auch. Ich hoffe, Sie haben das Ohr noch so weit bei den Menschen, dass Sie einmal hören, was zu so einer Übertragung gesagt wird. Die Menschen wollen, dass die Politiker gemeinsam und miteinander für diese Stadt oder für dieses Land arbeiten. Das wollen die Menschen, doch das ermöglichen Sie uns nicht, weil Sie uns einfach nicht informieren. Mitarbeit ohne Information geht einfach nicht. (Beifall bei der ÖVP.)
Die Menschen draußen wollen, dass die Politiker sachlich und fachlich informiert sind, dass sie wissen, worüber sie sprechen. Darauf wollen sie sich verlassen können. Sie wollen aber auch, dass die Interessen aller möglichst gerecht wahrgenommen werden und nicht nur die Interessen Ihrer 46 Prozent Wähler, die Sie mit 100 Prozent Macht zu vertreten trachten. Zwar ohnehin nicht richtig, denn sonst würden Ihnen nicht so viele davonlaufen. 

In Döbling, muss ich Ihnen sagen, hatten wir vor 10 Jahren noch – das weiß mein Kollege ganz genau – 11 000 SPÖ-Mitglieder. Schätzen Sie, wie viele Sie jetzt haben. (Abg Johann Driemer: 12 000!) 3 600. So schaut es aus, meine sehr geehrten Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP. – Abg Rudolf Hundstorfer: Und nur mehr 500 ÖVP-Mitglieder!) Da können Sie sich nicht mehr darauf ausreden, dass das Leute sind, die Sie nicht mögen, oder dass das Leute sind, die für Sie kein Interesse haben. Die sind Ihnen davongelaufen, weil sie merken, dass Sie nicht mehr Politik für die Stadt machen, dass Sie nicht mehr mitarbeiten lassen in der Politik, dass Sie nicht am Konsens interessiert sind und dass Sie nicht an Kompromissen interessiert sind, meine sehr geehrten Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.) 

Aber es kommt ja wieder eine Wahl, und wir werden alles tun, um die Menschen zu informieren, wie Sie in Demut herrschen, wie Sie die Demokratie verarmen lassen und wie Sie 46 Prozent missbrauchen, um 100 Prozent der Macht zu gebrauchen. So wird es nicht weitergehen, dass Sie herrschen, ohne auf andere zu hören. (Abg Harry Kopietz: Sind Sie für Neuwahlen? – Abg Godwin Schuster: Warum schreien Sie denn so? – Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.)

Präsidentin Mag Heidemarie Unterreiner (unterbrechend): Sehr geehrte Damen und Herren! Lassen Sie mich kurz etwas sagen zu diesen Zwischenrufen. Ich weiß schon, sie bereichern die Debatte, aber in letzter Zeit waren es so viele, dass ich den Redner gar nicht mehr reden hörte. (Abg Godwin Schuster: Er braucht ja nicht so zu schreien!) 

Entschuldigung, ich muss von hier heroben zu allen Parteien Äquidistanz halten. So etwas kann ich nicht dulden. Ich bitte darum, dass man sich ein bisschen mäßigt.

Abg Gerhard Pfeiffer (fortsetzend): Danke schön, Frau Präsidentin. Es hat schon einiges beigetragen. Es waren schon ganz gute Zwischenrufe, die mir einiges ermöglicht haben. (Abg Harry Kopietz: Ist Ihre Rede ein Neuwahlantrag? – Heiterkeit bei der SPÖ.) Danke vielmals jedenfalls, dass Sie sich meiner annehmen. (Abg Harry Kopietz: Wir sind ja sozial!) 

Ich bin ja sofort fertig. Ich wollte nur noch sagen, dass wir den Menschen klar und deutlich sagen werden, dass Sie, ohne andere anzuhören, ohne sie vorweg zu informieren, ohne sie zur Mitarbeit zuzulassen, in Genügsamkeit Ihrer eigenen Macht hier sozusagen die Tat zeigen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir werden alles tun, dass die Wähler das sehen, wie sehr Sie uns die Nichtteilnahme an der Demokratie aufzwingen. Da werden auch – und das sage ich Ihnen klar und deutlich – viele Wähler genug haben, so wie viele Ihrer Mitglieder genug hatten. (Beifall bei der ÖVP.)

Präsidentin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner hat sich Herr Landtagspräsident Hatzl zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Johann Hatzl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Präsidentin! Hohe Haus!

Zugegebenermaßen ist es wahrscheinlich auch in Zukunft äußerst selten, dass ich im Landtag direkt als Redner noch das Wort ergreife, aber der heutige Tag – Konventabschluss und diese Debatte – verlockt doch auch ein bisschen, wie man wissen wird, wenn man mich etwas genauer kennt.

Ich fange mit einem Geständnis an den Kollegen Pfeiffer an. Ich gebe ihm Recht, dass es mir in der Seele weh tut, dass wir jetzt weniger Mitglieder in der SPÖ haben als noch vor einem Jahrzehnt. Daran ist gar kein Zweifel. Wahrscheinlich stimmt es nicht, was ich jetzt sage, aber ich hoffe, dass wir in Döbling noch so viele Mitglieder haben wie die halbe ÖVP in Wien. Das ist halt eine Sache des Vergleiches. (Heiterkeit und Beifall bei der SPÖ.) Ich sage es noch einmal: Ich hoffe, es ist zu Ihren Gunsten.

Meine Damen und Herren! Bleiben wir doch dabei, wie die Situation ist. Natürlich findet man in jedem Wahlrecht – und heute geht es vor allem auch hier um diesen Bereich – meiner Erfahrung und meiner Beurteilung nach demokratische Defizite, und in jedem Wahlrecht, egal wo man hinschaut, findet man dort, wo man die demokratischen Defizite findet, auch viel Demokratie.

Im europäischen Bereich haben wir ungemein viele demokratische Staaten, glücklicherweise mehr als noch vor rund einem Jahrzehnt, und wenn ich die Diskussionen in diesen Länder verfolge, in den so genannten älteren Demokratien und in den neueren Demokratien, gibt es um die Frage des Wahlrechtes immer eine Auseinandersetzung, und meistens wird sie von jenen geführt – das trifft auch auf Parteifreunde von mir in anderen Ländern zu –, die in der Minderheit sind und so genannte demokratische Defizite aufzeigen. Das ist legitim, das ist verständlich. Warum soll es nicht so sein? Wir sollen daher ganz einfach davon ausgehen, wie es wirklich ist. 

Jetzt gebe ich auch zu, dass ich mich persönlich dazu bekenne, dass absolute Mehrheiten nichts Schreckliches sind und dass es auch für die ÖVP, glaube ich, in der 60-jährigen Geschichte der Zweiten Republik nichts Unanständiges bedeutet, wenn jemand gelegentlich da oder dort über eine absolute Mehrheit verfügt. Und man ist gerade dort, wo man die absolute Mehrheit hat – das entnehme ich aus Äußerungen, die ich immer wieder verfolgen kann –, auch der Meinung, das ist gut so, weil es Klarheit zwischen Regierenden und Nichtregierenden schafft. Auch das ist wieder ein Blickpunkt, je nachdem, in welcher Position man sich in der jeweiligen Körperschaft befindet.

Ich bin überzeugt, Herr Dr Tschirf – lassen Sie mich diese kleine Nebenbemerkung machen –: Ich wäre ja nicht dafür, aber wenn Sie auf der Bundesebene jetzt die absolute Mehrheit hätten, würden Sie es auch nicht beklagen. Sie würden sogar froh sein, weil Sie sich dann die FPÖ ersparen könnten mit manchem Ärger, den Sie haben, aber dagegen wären Sie nicht. Ich schon, das gebe ich zu. Es ist nicht wünschenswert, aber eben von der Position aus gesprochen. Und wenn Sie dort mit 47 Prozent der Stimmen 51 Prozent Mandate in der Republik Österreich hätten, hätte ich gerne gesehen, mit welcher Geschwindigkeit Sie zu einer Wahlrechtsänderung laufen. Darf ich das auch so aussprechen. Jede Schnecke hätte Sie überholt in diesem Wettbewerb, zur Wahlrechtsänderung zu kommen. (Heiterkeit und Beifall bei der SPÖ.) 

Daher wieder: Ich verstehe seine politische Auseinandersetzung, ich greife sie auf und ich dokumentiere sie und da weiß ich, welche Geschichte das ist. Wirklich mit Handkuss würden Sie so etwas dann verteidigen. Da brauchen wir uns gar nichts vorzumachen. 

Also ich bekenne mich zur Mehrheitsförderung, obwohl manche Wahlsysteme zur Mehrheitsförderung in der demokratischen Welt oft ganz einfach schwierig sind. Ich gebe zu, ich habe zum Beispiel keine Freude damit, dass der amerikanische Präsident – jetzt hat er es ja korrigieren können; Klammer auf, für mich bedauerlicherweise, Klammer zu; bei seiner zweiten Wahl hat er auch bei den Stimmen eine Mehrheit bekommen – bei der ersten Wahl von einer Stimmenmehrheit weit weg war, aber trotzdem ist er Präsident geworden. Und in Wirklichkeit hat niemand in der ganzen freien Welt geschrien und gesagt, das ist völlig undemokratisch. Es war eigenartig, aber es war nicht undemokratisch, weil es einem Rechtssystem entsprochen hat. 

Wir haben heute schon die Engländer angesprochen. In Amerika kann es beim Senat auch anders sein. Also dieses so genannte mehrheitsverstärkende Wahlrecht gibt es. Das hat es ja auch in Österreich gegeben. Zweimal in der Zweiten Republik, wenn wir jetzt bei 60 Jahren Geschichte bleiben, hat die SPÖ – Sie wissen es ja genauso gut wie ich – mehr Stimmen als die ÖVP gehabt und die ÖVP mehr Mandate. 

Das hat nicht dazu geführt, dass das Wahlrecht geändert wurde. Das haben wir nicht einmal in der Koalition mit der ÖVP erzwingen können, sondern das Wahlrecht im Großen ist eigentlich dann bei einer Minderheitsregierung ab 1970 entstanden, zugegebenermaßen auch in einer Form, an der die FPÖ ein gewisses Interesse gehabt hat, dass sich das verändert. Aber vom Grundsatz her ist es eigentlich damals auch noch um ein bisschen etwas anderes bei der Änderung dieses Bundesrechtes gegangen. Das war für die SPÖ, nicht nur für die FPÖ, damals das Entscheidende, sondern für die SPÖ die Erinnerung, dass in Österreich keine Partei die stärkste Partei im Parlament sein soll, wenn es nach den Stimmen eine andere Partei ist. Also die Korrektur, die man gemeinsam mit der FPÖ damals vorgenommen hat, sollte erstens ausschließen, dass eine Partei mehr Stimmen und weniger Mandate hat, zweitens, es hat bestimmte Absicherungen von – sagen wir es jetzt einmal so – demokratischeren Verteilformen von Mandaten gegeben, die kleinere Parteien etwas stärker als früher bei der Mandatsverteilung bevorzugt hat. 

Das braucht man nicht wegzustreiten. Diese zwei Gründe waren es. Die ÖVP hat damals keine besondere Freude gehabt. Und Sie sagen ja heute noch, es ist nicht nach dem Grundsatz, etwas Undemokratisches wegzubringen, vorgegangen worden, sondern Sie betrachten es als politisches Geschenk.

Wir haben die Wirtschaftskammerwahl angesprochen. Der Herr Bürgermeister hat das gesagt. Ich will es nicht wiederholen, obwohl theoretisch natürlich schon noch einmal dieser haushohe Unterschied zwischen Stimmen und Prozenten der Mandate in Erinnerung gerufen werden muss. Einige von Ihnen haben, als es der Bürgermeister gesagt hat, Arbeiterkammerwahl gerufen. Ich bin sofort hinübergangen und habe mir das Ergebnis von der Wiener Arbeiterkammerwahl herausgeholt. Sie haben Recht: 69,5 Prozent SPÖ-Stimmen sind 71 Prozent Mandate. Also den Unterschied (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Möchte ich Klavierspielen können!) möchte ich Klavierspielen können bei der Wirtschaftskammerwahl und bei der Arbeiterkammerwahl. Ich werfe Ihnen nicht vor, dass Sie bei der Arbeiterkammerwahl mit den Mandaten um ein Zehntel Prozent besser abschneiden als bei den Stimmen, denn das eine Zehntel ist nichts. 

Also es gibt bei Mehrheitswahlstrukturen bestimmte Formen, wo es einen Vorzug gibt. Das geht quer über Österreich. In Oberösterreich hat die ÖVP fast 2 Prozent mehr Mandate als Stimmen, in der Steiermark sind es 1,5 Prozent. In Kärnten hat die FPÖ 2 Prozent mehr bei den Mandaten als bei den Stimmen. In Niederösterreich gehen wir in die Nähe der 3-Prozent-Grenze, in Vorarlberg in die Nähe der 4‑Prozent-Grenze. Was lernen wir daraus? Je höher der Prozentanteil bei einer Partei wird, umso mehr kommt unter Umständen dann dieser Bonus, der in Österreich legitim ist, zum Tragen. Und in Tirol sind es 5,6 Prozent, obwohl auch in Tirol der Fünfer bei den Stimmen bei der ÖVP nicht vorne steht. 

Ich habe schon überlegt – ich weiß noch nicht, ob ich es tue –, ob ich den Antrag oder eigentlich die Dringliche Anfrage nehmen und meinen Tiroler Freunden geben soll, denn die brauchen das ja nur abzuschreiben: „Vor allem das Tiroler Wahlrecht hat weiterhin demokratische Defizite, weil die ÖVP nicht bereit ist, diese zu beheben. (Heiterkeit bei der SPÖ.) So sehr ist sie derzeit mit absoluter Macht von ihren genehmen Spielregeln abhängig. Das Tiroler Wahlrecht bevorzugt die stimmenstärkste Partei überproportional" und und und. Das kann man genauso dort verwenden. 

Warum sage ich das? Weil es Wahlrechtstrukturen auch in Österreich gibt, die nicht unüblich sind, die zugegebenermaßen der jeweils stärksten Partei noch einen gewissen Bonus einräumen. Ich will heute gar nicht herumrechnen. Wenn wir das bereinigen auf die vier Parteien, die hier herinnen sitzen, hätten wir ja eigentlich 49 Prozent der Stimmen. Also da ist der Abstand schon wieder um einiges geringer. Was sollen wir da herumrechnen? So ist es, und so bewegt sich das. 

Ich bleibe ganz einfach bei einem alten Vorschlag von mir. Wir können natürlich auch darüber nachdenken, dass jede Stimme gleich viel wert ist. Schaffen wir ein Wahlrecht mit einer entsprechenden Anzahl von Wahlkreisen, wo in jedem Wahlkreis das Mandat gleich viel an Prozentstimmen benötigt. Dann hat jeder in Wien die Sicherheit – ob das jetzt 10 Prozent, 12 Prozent, 15 Pro-zent sind –, so wird seine Stimme bewertet, und dann ist das auch eine Form von Gerechtigkeit. Ich fürchte nur, dass Sie dann nicht ganz mitgehen, obwohl ich die Zahl schon so gesenkt habe, dass Sie (in Richtung der GRÜNEN) auch mehr Chancen für Grundmandate in diesem Zusammenhang besitzen. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Also es ist auch nicht undemokratisch, wenn man hergeht und sagt, das Mandat kostet in Wien gleich viel. Das sollten wir in diesem Zusammenhang auch sehen.

Eine kleine Korrektur nur an den Kollegen Kabas. Er hat ja Broda, den früheren Minister, und auch den Bgm Gratz als Zeugen angerufen. Also ich möchte sagen, beide habe ich in Erinnerung mit einem Hefterl, das ich noch besitze, wo sie ein Wahlrecht vorschlagen, das stärker auf Direktmandate zugeht. Das ist genau umgekehrt gewesen, als es der Kollege Kabas gesagt hat. Aber das ist ja nur eine Frage des Historischen und hat in diesem Zusammenhang keine Bedeutung. 

Und jetzt bleib ich bei der Briefwahl. Da kann man wieder über alles reden. Ich habe bei der Briefwahl durchaus seriöse Bedenken. Aber ich frage Sie: Wenn man sich schon so versteift und in ideologische Strukturen hineinarbeitet, warum hat es zum Beispiel im Konvent beim Abschlussbericht jetzt Dissens zu meinem Vorschlag gegeben, der vorgesehen hätte, den Ländern und Gemeinden das gleiche Recht bei der Stimmabgabe einzuräumen, das einer, wenn er am Wahltag nicht an seinem Wohnort ist, bei der EU-Wahl, bei der Bundespräsidentenwahl und bei der Nationalratswahlrat hat? Da haben wir uns nicht gefunden. Also wenn ich in Richtung Briefwahl gehen möchte – und manche sagen, das ist ohnehin schon fast so etwas –, warum kann man dann nicht zuerst überhaupt das umsetzen und den Ländern und Gemeinden das Recht einräumen, genauso vorzugehen wie bei den genannten Wahlen.

Das Zweite: Sie reden vom Zweitwohnsitz. Auch hier ein offenes Wort. Sicher kann man darüber reden, und ich wäre gerne bereit, auch hier nochmals darüber zu reden. Aber unter gleichen Voraussetzungen sähe ich es wenigstens berechtigt, dass nicht nur jene, die einen Zweitwohnsitz haben, sondern jene, die 5, 6, 7 oder 8 Jahre hier leben, Steuern zahlen, mitarbeiten, den Reichtum der Stadt vergrößern, nur halt nicht Österreicher sind, die gleiche Chance wie die mit dem Zweitwohnsitz haben sollen. (Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN.) 

Das ist ganz einfach die Argumentation. Wenn wir uns finden können, dann ist beides wahrscheinlich ein möglicher und ein gangbarer Weg, den man sehen soll. Darum bin ich eigentlich dafür, dass man über die Dinge durchaus sachlich redet, sie bespricht und überlegt. Und wenn man dann vieles von dem wegräumt, was jetzt in der Konventdiskussion rein politische Demokratiethemen waren, dann sollte man Minderheitsrechte im Parlament genauso machen, wie es sie in Wien bei Untersuchungsausschüssen und bei anderen Formen gibt. 

Ich gebe zu, ich bin auch ein Verfechter gewesen – ich bin halt gelehrig gewesen vom letzten Mal – und habe gesagt: Gut, da mich die ÖVP überzeugt hat, dass das Minderheitsrecht für Untersuchungsausschüsse et-was Lebenswichtiges für die Bürger und für die Demokratie in einem Bundesland ist, dann kann es doch nur klug sein, wenn man es allen Bundesländern in Österreich als Mindeststandard aufzwingt. Unmöglich! Unmöglich, kein Konsens, im Gegenteil. Seit 2001 liegt im Parlament ein Antrag, den wir dort, glaube ich, eingebracht haben und der im zuständigen Ausschuss nicht verhandelt wird, weil man in diesem Bereich das ganz einfach nicht tut. Das betrifft nicht nur die Frage der Minderheitenrechte und die Frage der parlamentarischen Minderheitsrechte und Untersuchungsausschüsse, sondern das geht ja noch bei vielen anderen Themen weiter. Das würde zu weit führen, alles zu sagen. 

Daher nochmals: Ich verstehe, dass die Opposition, wenn sie weniger Stimmen hat, als sie sich erhofft hat, unzufrieden ist. Trotzdem ist es eine demokratische Form unserer Wahlsysteme, unserer Entscheidungen. Das bestätigen jetzt nicht nur Gerichte und Verfassungsjuristen, sondern das ist ganz einfach so, und Sie wissen es genauso wie wir. Und ich bekenne mich dazu und spreche es aus, dass es genauso gut und demokratisch ist, es durch kleine Formen der Zurechnung – auch wenn diese nicht besonders entscheidend sind – zu ermöglichen, dass auch klare politische Verhältnisse in den verschiedensten Bundesländern oder in der Republik möglich sind. Und wenn das so ist, ist es passend. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsidentin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner hat sich Herr Klubobmann Tschirf gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es war inhaltlich sehr interessant, dem Herrn Landtagspräsidenten zu folgen, weil er tatsächlich von Seiten der SPÖ hier mit Abstand das substanziellste Referat vorgebracht hat. Das war also interessant. 

Es war auch interessant, was man bei ihm nachvollziehen kann. Es ist klar, worum es geht. Es geht um Machtfragen. Und das, was die Macht erhält und irgendwie noch verfassungsrechtlich legitimiert wird, soll geschehen. Das nehme ich mit. (Abg Heinz Hufnagl: Das wissen die ÖVP-Landeshauptleute sehr zu schätzen!) Das ist aber nicht das – Herr Kollege Hufnagl, hören Sie da ein bisschen zu (Abg Heinz Hufnagl: Gerne!); ich nehme an, Sie haben das sicherlich gehört –, was Ihr großer Vorsitzender, ein gewisser Herr Gusenbauer, gemeinsam mit dem Vorsitzenden-Stellvertreter, mit dem Wiener Landeshauptmann und Bürgermeister verlangt hat: Mehr Demokratie. Das ist genau im Widerstreit zueinander. (Abg Heinz Hufnagl: Das ist eine Definitionsfrage!)

Herr Präsident Hatzl, es ist legitim zu sagen, es ist wichtig, dass es klare Mehrheitsverhältnisse gibt, es ist legitim zu sagen, wir werden daher alles das, was verfassungsrechtlich möglich ist, ausreizen, um ein System zu haben, mit dem wir eine klare Mehrheit haben. (Abg Christian Oxonitsch: Nicht einmal das wollen Sie!) Es ist auch ehrlich gewesen. Es war ehrlich, wenn Sie gesagt haben, es ist auch demokratisch, wenn eine Partei, die gar nicht die Mehrheit hat, dann sogar die Mehrheit hat, wie das etwa mit dem Vergleich der amerikanischen Präsidentschaftswahl des Jahre 2000 der Fall gewesen ist. (Abg Kurt Wagner: So hat er das nicht gesagt!) Auch das ist legitim, und ich finde es auch sehr ehrlich, dass das hier gesagt wird. (Abg Godwin Schuster: Sie wollen was einzementieren!) Nur, das hat nichts mit dem Anspruch zu tun, der hier in der Öffentlichkeit von der SPÖ im Zusammenhang mit mehr Demokratie erhoben wird, und es hat nichts mit dem zu tun, wie etwa die SPÖ immer dann, wenn sie auf Bundesebene in Opposition ist, agiert – das war ja bereits vor 1970 so, und der Ausfluss aus dem ist auch die Änderung des Wahlrechtes 1970 gewesen, was eben gerade auch den Freiheitlichen sehr geholfen hat –, und es hat nicht zu tun mit dem, was Sie hier sagen. Und das sollte man klar und deutlich hier auseinander halten. 

Ein weiteres Moment darf doch nicht vergessen werden, weil hier auch von Kammerwahlen die Rede ist, denn wenn ich beispielsweise vergleiche – der Vorsitzende des Gemeinderates dreht sich zwar jetzt um (Abg Rudolf Hundstorfer dreht sich um und schaut ganz aufmerksam in Richtung des Redners) –, wie Personalvertretungswahlen auf Bundesebene vor sich gehen, so wählt man dort einen Dienststellenausschuss, einen Fachausschuss, einen Zentralausschuss, und dieser Zentralausschuss bildet eigentlich ziemlich genau ab, wie die Zusammensetzung der Stimmen ist. In Wien hat man ein völlig anderes System. Sie beklagen sich, dass das bei der Wirtschaftskammer irgendwie nicht so proportional ist, aber wenn ich mir das Wiener System anschaue, so werden da einmal unten welche gewählt, die wählen dann wieder welche, die wählen dann wieder andere. Und dass da natürlich dann am Schluss etwas herauskommt, was für die Mehrheitspartei deutlich günstiger ist, ist auch klar. 

Natürlich ist das auch ein System, das unter das zu subsumieren ist, was der Präsident Hatzl gesagt hat. Es ist sicherlich verfassungsrechtlich legitim, aber es ist sicherlich nicht das, was wir uns unter einer proportionalen Demokratie vorstellen. Wir werden dem Wähler klar darlegen, worum es geht, nämlich ob er sich zu einem echten demokratischen System bekennt, wo wir glauben, dass die Proportionalität eine große Rolle spielt, oder ob es darum geht, dass man verfassungsrechtliche Verhältnisse hat. (Abg Heinz Hufnagl in Richtung der FPÖ: Die haben 16,2 Prozent der Stimmen und 16 Mandate! Sollen wir ihnen noch Mandate schenken?) Kollege Hufnagl, ich erachte Sie als zu intelligent, als dass Sie tatsächlich diesen Zwischenruf, den Sie hier gemacht haben, ernst gemeint hatten. (Beifall bei der ÖVP.)
Präsidentin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner hat sich Herr StR Ellensohn gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

StR David Ellensohn: Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Es war jetzt fast interessant, auch wenn es etwas länger gedauert hat, die vielen Ausführungen anzuhören. Weniger erfreulich war dieses Ping-Pong-Spiel zwischen ÖVP und SPÖ, die sich gegenseitig vorwerfen, in welchem Bundesland die Wahlordnung vielleicht noch eine Spur mehr, ich sage jetzt extra nicht undemokratisch, sondern mehrheitsverstärkend ist. Denn das ist nicht automatisch undemokratisch, das glaube ich nicht. Aber da kommt dieser Vorwurf und da geht jemand von der ÖVP heraus und sagt, in Wien ist das mehrheitsverstärkend – stimmt –, dann geht jemand von der SPÖ heraus und sagt, aber in Tirol macht ihr es nicht anders, in Niederösterreich macht ihr es nicht anders, in der Wirtschaftskammer ist es nicht gut. Als Gegenargument kommt nicht von der ÖVP, wir werden es in der Wirtschaftskammer besser machen, sondern im ÖGB ist es auch nicht gut. 

Bei jedem dieser Vorwürfe sitze ich auf meinem Platz und denke mir, das stimmt alles, aber was glauben wir, geht es heute 11 zu 9 aus 11 zu 10 aus? Ist das ein Handballmatch, wo jeder ein Tor wirft? (Heiterkeit bei den GRÜNEN und der SPÖ.) Das ist doch lachhaft. Da müssen sich doch beide zumindest was überlegen.

Der Herr Hatzl hat jetzt deutlich ausgeführt, dass es seiner Meinung nach korrekt ist, wenn es ein Wahlrecht gibt, das mehrheitsverstärkend ist. Der steht wenigsten dazu. Über das kann man sogar diskutieren. Jeder, der das auf der Uni lernt, lernt exakt das in Politikwissenschaft. Das gibt es oder nicht, es hat alles ein Für und ein Wider. Darüber könnte man reden. Die ÖVP geht ja heraus und tut so, als ob sie nicht dafür wäre, aber überall dort, wo sie die Macht hat, macht sie es genauso. Sie sind unglaubwürdig. Unglaubwürdig! 

Wir sind nicht glücklich mit dem Wahlrecht, das wir in Wien haben, und wir würden uns ein anderes wünschen. Wir würden uns ein anderes wünschen, aber wenigstens geht jemand von der SPÖ heraus und erklärt uns, warum er glaubt, dass das auch gut so ist, aber das, was Sie machen, ist doch der Urschmäh. Wenn die Situation hier umgekehrt wäre, würden Sie dann überhaupt keinen Schritt unternehmen. Im Gegenteil! 

Bei der Österreichischen Hochschülerschaft wurden – ich weiß nicht wie viele – Wahlrechte abgeschafft. Das erste Mal wurde in Österreich ein Wahlrecht abgeschafft. Wer hat das gemacht? Die Österreichische Volkspartei! Vergessen? Sie schaffen Wahlrechte komplett ab. (Abg Walter Strobl: Es gibt neue Verantwortlichkeiten!) Da wird nicht darüber diskutiert, wie demokratisch das ist, das gibt es einfach nicht mehr, das wird abgeschafft. Das macht die Österreichische Volkspartei. Und dann gehen Sie da heraus und reden von Demokratie? Mir ist fast schlecht in der Debatte. Wirklich. Ich finde es eine bodenlose Sauerei, da herauszugehen und diese Diskussion durchzuführen. (Beifall bei den GRÜNEN und der SPÖ.)

Wirtschaftskammerwahl. Einen Satz dazu. Ich bin in Vorarlberg aufgewachsen. Ich wohne seit 20 Jahren in Wien, vorher habe ich 20 Jahre in Vorarlberg gewohnt. Wissen Sie, wie oft die Wirtschaftskammer eine Wahl durchgeführt hat in den 20 Jahren? Kein einziges Mal, meine Damen und Herren! Und wenn nicht gewählt wurde, wer hat denn dort den Chef gestellt die ganze Zeit? War das vielleicht einer von der ÖVP zufällig? Ist in den letzten 20 Jahren oft gewählt worden? Nein. (Abg Walter Strobl: Hier geht es um den Wiener Gemeinderat!) Dieses Mal wird gewählt. Na, immerhin. Zum ersten Mal nach dem Krieg wird in Vorarlberg bei einer Wirtschaftskammer überhaupt gewählt. 

Die Österreichische Volkspartei hat überhaupt kein Recht, hier herauszugehen und sich über Demokratie in dieser Art und Weise zu unterhalten und so zu tun, als ob Wien etwas tun würde, was die ÖVP nicht gutheißen würden. Sie heißen es überall dort gut, wo es Ihnen entgegenkommt. 

Die GRÜNEN hingegen haben zumindest einmal den Zweifel auf ihrer Seite, denn wir haben die Möglichkeit noch nicht gehabt, ein mehrheitsverstärkendes Wahlrecht zu genießen, denn so stark sind wir noch nicht. Auch wenn wir das nächste Mal wahrscheinlich zulegen werden, wird sich das wieder nicht ausgehen, dass wir groß davon profitieren. (Abg Günther Barnet: Das weiß man nie!)

Ich finde die Diskussion, so wie sie vom Herrn Hatzl hier geführt wurde, zulässig. Man kann darüber reden, ob ein Wahlrecht exakt proportional sein muss, so wie in Italien, wo dann halt die Regierung eine Spur instabiler ist – auch das hat Vor- und Nachteile –, aber so wie es die Volkspartei hier gemacht hat, geht es auf gar keinen Fall.

Ich bin nicht einverstanden, ich bin nicht der gleichen Meinung, aber ich halte die Meinung für zulässig. Aber das, was Sie da machen, das ist echt eine Veräppelung des ganzen Hauses. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN und bei der SPÖ.)
Präsidentin Mag Heidemarie Unterreiner: Es hat sich jetzt noch Kollege Pfeiffer zu Wort gemeldet. Er hat 5 Mi-nuten Restredezeit. (Abg Harry Kopietz: 5 Sekunden!?) 

Abg Gerhard Pfeiffer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Es kann daher nicht viel passieren, aber ich brauche nicht einmal die 5 Minuten.

Ich möchte nur einen Satz klar und deutlich dazu sagen: Es geht nicht um ein 11 zu 9 oder 12 zu 10 oder was wäre wenn und wer wem welche Wahlrechte vorhält. Das war es nicht, was wir wollten, sondern wir haben hier klar und deutlich das Unbehagen zum Ausdruck gebracht, dass mit diesem Wiener Wahlrecht eine verfassungsmäßige Mehrheit geschaffen wird – das passiert sonst nirgends – und dass Sie diese Verfassung durch keinen wie immer gearteten Antrag von uns in irgendeiner Art und Weise verändern lassen. – Und das ist das Problem. (Abg Christian Oxonitsch: Dann hätten Sie sich dafür eingesetzt, dass wir Untersuchungskommissionen einführen! Haben Sie ein Problem damit? Hätten wir sie nicht einführen sollen?)

Es geht nicht darum, ob wir in dem einen Bundesland das haben, so wie Sie das jetzt gebracht haben, oder in einem anderen Bundesland das, sondern es geht darum, dass Sie hier eine Verfassung mit einfacher Mehrheit dahin gehend ändern können, dass es so ist, wie Sie es brauchen, und dass Sie jede Verbesserung verhindern. Und das ist das Problem, was Verquickung von Wahlrecht und Verfassung betrifft. Das gibt es sonst nirgends. (Beifall bei der ÖVP.)
Präsidentin Mag Heidemarie Unterreiner: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte über die Beantwortung der Dringlichen Anfrage ist somit beendet.

Es liegen mir hier noch sechs Beschluss- und Resolutionsanträge vor, die ich in der Reihenfolge des Einlangens abstimmen werde.

Ich beginne mit dem Beschluss- und Resolutionsantrag der GRÜNEN betreffend proportionales Wahlrecht. Hier ist die sofortige Abstimmung verlangt.

Wer diesem Antrag zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit bekommen, weil er nur von den GRÜNEN, von den Freiheitlichen und der ÖVP unterstützt wurde. Er ist daher abgelehnt.

Als Nächstes stimme ich den ÖVP-Antrag betreffend Stärkung der Bezirksautonomie ab. Auch hier wurde die sofortige Abstimmung beantragt. 

Ich bitte diejenigen Damen und Herren, die diesem Antrag der ÖVP zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Auch dieser Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit. Er wurde nur von der ÖVP unterstützt und ist daher abgelehnt.

Als Nächstes bringe ich den Beschluss- und Resolutionsantrag der ÖVP betreffend mehr Demokratie in Wien, und zwar neues Bürgerantragsrecht für die Wienerinnen und Wiener, zur Abstimmung. Auch hier ist die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer diesem Antrag die Zustimmung erteilen will, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Auch hier ist nicht die erforderliche Mehrheit zustande gekommen. Der Antrag wurde von den GRÜNEN, von den Freiheitlichen und der ÖVP unterstützt und ist daher abgelehnt. (Abg Christian Oxonitsch: Von vier Freiheitlichen! – Abg Godwin Schuster: Wo sind denn die alle?)

Als Nächstes kommt der ÖVP-Antrag "Mehr Demokratie in Wien – faires Wahlrecht in Wien" zur Abstimmung. 

Wer diesem Antrag zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Auch hier ist nicht die erforderliche Mehrheit erreicht worden. Die GRÜNEN, die Freiheitlichen und die ÖPV haben zugestimmt, daher ist der Antrag abgelehnt.

Als Nächstes kommt der ÖVP-Antrag "Mehr Demokratie in Wien – Einführung der Briefwahl bei den Wiener Gemeinderats- und Bezirksvertretungswahlen" zur Abstimmung. 

Ich bitte die Mitglieder des Landtages, die diesen Antrag unterstützen können, um ein Zeichen mit der Hand. 

– Diesen Antrag hat nur die ÖVP unterstützt und er ist daher abgelehnt.

Als Letztes kommt der ÖVP-Antrag "Mehr Demokratie in Wien – Stimmrecht bei Gemeinderats- und Bezirksvertretungswahlen in Wien auch für Personen mit Zweitwohnsitz" zur Abstimmung. Auch hier ist die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer diesem Antrag die Zustimmung erteilen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Auch hier hat nur die ÖVP zugestimmt, daher ist der Antrag abgelehnt.

Damit ist die Tagesordnung der heutigen Sitzung erledigt.

Tag, Stunde und Tagesordnung der nächsten Sitzung werden auf schriftlichem Wege bekannt gegeben.

Die Sitzung ist geschlossen.

(Schluss um 16.05 Uhr.)
